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Sehr geehrte Frau Nationalratspréasidentin
Sehr geehrter Herr Sténderatsprasident
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit dieser Botschaft unterbreiten wir Thnen, mit dem Antrag auf Zustimmung, den
Entwurf einer Anderung des Strafgesetzbuchs und des Militirstrafgesetzes zur
Umsetzung der Volksinitiative «Pédophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten
diirfen» (Art. 123¢ BV).

Wir versichern Sie, sehr geehrte Frau Nationalratsprisidentin, sehr geehrter Herr
Standeratspréasident, sehr geehrte Damen und Herren, unserer vorziiglichen Hoch-
achtung.

3. Juni 2016 Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Der Bundesprisident: Johann N. Schneider-Ammann
Der Bundeskanzler: Walter Thurnherr
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Ubersicht

Der Bundesrat schligt vor, die neue Verfassungsbestimmung «Massnahme nach
Sexualdelikten an Kindern oder an zum Widerstand unfihigen oder urteilsunfi-
higen Personen» im Strafgesetzbuch und im Militirstrafgeset; basierend auf den
Bestimmungen des bestehenden Titigkeitsverbots, die am 1. Januar 2015 in Kraft
getreten sind, umzusetzen. Das neue Titigkeitsverbot soll sich dabei eng an den
Wortlaut dieser Verfassungsbestimmung halten und damit dem darin anvisierten
Automatismus betreffend Anordnung eines zwingend lebenslinglichen Verbots
weitestgehend Rechnung tragen. Den bestehenden Verfassungsgrundsitzen soll
Rechnung getragen werden mit einer eng formulierten Ausnahmebestimmung,
wonach das Gericht fiir besonders leichte Fiille ausnahmsweise von einem Tiitig-
keitsverbot absehen kann, sowie mit Bestimmungen zum Vollzug des Titigkeits-
verbots.

Ausgangslage

Volk und Stinde haben am 18. Mai 2014 die Volksinitiative « Pddophile sollen nicht
mehr mit Kindern arbeiten diirfen» angenommen. Die Bundesverfassung wurde mit
Artikel 123c BV ergdnzt, wonach Personen, die verurteilt werden, weil sie die sexu-
elle Unversehrtheit eines Kindes oder einer abhdngigen Person beeintrdchtigt
haben, endgiiltig das Recht verlieren, eine berufliche oder ehrenamtliche Tdtigkeit
mit Minderjihrigen oder Abhdngigen auszuiiben.

Inhalt der Vorlage

Die Bestimmungen zur Anordnung des vorgeschlagenen Titigkeitsverbots orientie-
ren sich eng am Wortlaut von Artikel 123c BV. Das Titigkeitsverbot wird vom
Strafgericht ausgesprochen, das eine erwachsene Person wegen einer bestimmten
Sexualstraftat an einer minderjdhrigen, schutzbediirftigen, zum Widerstand unféhi-
gen oder urteilsunfihigen Person oder einer Person, die sich aufgrund einer korper-
lichen oder psychischen Abhdngigkeit nicht zur Wehr setzen konnte, zu einer Strafe
verurteilt oder gegen sie eine Massnahme anordnet. Die Deliktskataloge der Anlass-
taten sind umfassend ausgestaltet und enthalten nebst Verbrechen und Vergehen
auch Ubertretungen gegen die sexuelle Integritit. Die Anordnung des Titigkeitsver-
bots soll — grundsdtzlich unabhdngig von den Umstinden des Einzelfalls und der
Hohe der konkret ausgesprochenen Strafe — zwingend angeordnet werden und
lebenslinglich dauern.

Die neue Verfassungsbestimmung steht im Konflikt mit anderen Verfassungsgrund-
sdtzen (insb. dem Verhdltnismdssigkeitsprinzip) und dem Vilkerrecht, namentlich
der Europdischen Menschenrechtskonvention. Um diesen Konflikt moglichst klein zu
halten, schldgt der Entwurf eine Ausnahmebestimmung vor: In besonders leichten
Fillen, in denen das Titigkeitsverbot nicht notwendig erscheint, um den Titer vor
weiteren einschldgigen Sexualstraftaten abzuhalten, soll das Gericht ausnahmsweise
auf die Anordnung eines solchen Verbots verzichten kénnen. Bei gewissen Anlass-
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taten und generell bei pddophilen Tétern soll der Verzicht auf die Anordnung jedoch
ausgeschlossen sein.

Die Widerspriiche zwischen Artikel 123c BV und den rechtsstaatlichen Grundsdtzen
der Verfassung sollen im Rahmen des Vollzugs des vorgeschlagenen Verbots (zu-
sdtzlich) gemildert werden: Unter bestimmten Voraussetzungen kann das Tdtigkeits-
verbot friihestens nach zehn Jahren des Vollzugs auf Gesuch des Verurteilten hin
tiberpriift und inhaltlich oder zeitlich eingeschrdinkt oder aufgehoben werden. Bei
pdédophilen Straftitern ist diese Uberpriifungsméglichkeit jedoch ausgeschlossen.

Der Vollzug des Tdtigkeitsverbots soll — wie im geltenden Recht — mittels Strafregis-
terauszug (insb. Sonderprivatauszug) und Bewdhrungshilfe stattfinden.
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Botschaft

1 Grundziige der Vorlage

1.1 Ausgangslage

1.1.1 Chronologie der Volksinitiative «PAdophile sollen

nicht mehr mit Kindern arbeiten diirfen»

Am 29. Oktober 2009 wurde die Unterschriftenliste zur eidgendssischen Volksinitia-
tive «Péddophile sollen nicht mehr Kindern arbeiten diirfen» bei der Bundeskanzlei
eingereicht und von dieser anschliessend vorgepriift.! Die Initiative wurde am
20. April 2011 mit der notwendigen Anzahl Unterschriften eingereicht. Mit Verfii-
gung vom 16. Mai 2011 stellte die Bundeskanzlei fest, dass die Initiative mit
111 681 giiltigen Unterschriften zustande gekommen ist.2 Die Initiative sah vor, dass
Personen, die verurteilt werden, weil sie die sexuelle Unversehrtheit eines Kindes
oder einer abhdngigen Person beeintrachtigt haben, endgiiltig das Recht verlieren,
eine berufliche oder ehrenamtliche Tatigkeit mit Minderjdhrigen oder Abhingigen
auszuiiben.

Die Initiative hatte die Form eines ausgearbeiteten Entwurfs. Der Bundesrat unter-
breitete dazu einen indirekten Gegenvorschlag. Dieser sah unter anderem eine Aus-
dehnung des bestehenden Berufsverbots auf ausserberufliche Tétigkeiten und zwei
schirfere Formen eines Tatigkeitsverbots fiir Straftaten gegen minderjdhrige oder
besonders schutzbediirftige Personen vor. Diese Vorschldge wurden durch ein neues
Kontakt- und Rayonverbot ergidnzt. Bei den neuen Verboten sollten der verfas-
sungsmissige Grundsatz der Verhidltnisméssigkeit und die Bestimmungen des Vol-
kerrechts beachtet werden.3 Die eidgendssischen Réte haben die Bestimmungen des
indirekten Gegenvorschlags als selbststindige Gesetzesvorlage — losgeldst von der
Volksinitiative — beraten und in der Schlussabstimmung vom 13. Dezember 2013
angenommen.4 Die Gesetzesdnderung ist am 1. Januar 2015 in Kraft getreten (vgl.
Ziff. 1.1.2).5

In der Abstimmung vom 18. Mai 2014 wurde die Volksinitiative «Pédophile sollen
nicht mehr mit Kindern arbeiten diirfen» vom Volk mit 1 818 822 Ja gegen
1 044 704 Nein und von allen Stinden angenommen.¢

1 BBI12009 7021

2 Verfiigung der Bundeskanzlei vom 16. Mai 2011 {iber das Zustandekommen der Eidge-
nossischen Volksinitiative «Padophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten diirfen,
BBI2011 4435

3 Botschaft zur Volksinitiative «Pédophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten diirfen»,
Ziff. 6.7.1.

4 BBI2013 9683

5 AS 2014 2055

6 BBI2014 6349
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Artikel 123¢ der Bundesverfassung’ (BV) ist im 10. Abschnitt «Zivilrecht, Straf-
recht, Messwesen» eingeordnet und lautet wie folgt:8

Art. 123¢ Massnahme nach Sexualdelikten an Kindern oder an
zum Widerstand unfihigen oder urteilsunfihigen Personen

Personen, die verurteilt werden, weil sie die sexuelle Unversehrtheit eines Kindes
oder einer abhdngigen Person beeintrdchtigt haben, verlieren endgiiltig das Recht,
eine berufliche oder ehrenamtliche Tdtigkeit mit Minderjihrigen oder Abhdngigen
auszutiben.

1.1.2 Titigkeitsverbot und Kontakt- und Rayonverbot
gemiiss geltendem Recht

Wie oben unter Ziffer 1.1.1 erwihnt, sind am 1. Januar 2015 die neuen Bestimmun-
gen zum Tétigkeitsverbot und zum Kontakt- und Rayonverbot in Kraft getreten
(Art. 67 ff. des Strafgesetzbuchs®, StGB); diese werden nachfolgend kurz zusam-
mengefasst:10

Allgemeines Tdtigkeitsverbot (Art. 67 Abs. 1 StGB)

Das bislang geltende Berufsverbot (Art. 67 Abs. 1 aStGB) wurde dahingehend
angepasst, dass nicht nur berufliche, sondern auch organisierte ausserberufliche
Tétigkeiten verboten werden konnen.

Voraussetzung fiir die Anordnung dieses Téatigkeitsverbots ist die Verurteilung des
Téters wegen eines Verbrechens oder Vergehens zu einer Mindeststrafe von sechs
Monaten Freiheitsstrafe oder 180 Tagessdtzen Geldstrafe. Spricht das Gericht den
Téter wegen Schuldunfdhigkeit frei (Art. 19 Abs. 1 StGB), so kann es dennoch ein
Tatigkeitsverbot anordnen (Art. 19 Abs. 3 StGB). Dasselbe gilt, wenn das Gericht
die Strafe aufgrund verminderter Schuldfihigkeit mildert, sodass die Strafgrenze
nicht erreicht wird. Des Weiteren muss der Tater die Straftat in Ausiibung der zu
verbietenden Titigkeit begangen haben, und es muss die Gefahr bestehen, dass er
die Tatigkeit zur Begehung weiterer Verbrechen oder Vergehen missbraucht (nega-
tive Prognose).

Die Dauer des Verbots betriagt sechs Monate bis fiinf Jahre; eine Verldingerung ist
ausgeschlossen (Art. 67 Abs. 6 StGB).

Nach zwei Jahren des Vollzugs kann der Téter die zustindige Behorde um Uberprii-
fung des Titigkeitsverbots ersuchen (Art. 67¢ Abs. 5 Bst. a StGB). Unter gewissen
Voraussetzungen kann das Tatigkeitsverbot wihrend des Vollzugs erweitert oder ein
zusdtzliches Verbot angeordnet werden (Art. 67d Abs. 1 StGB). Auch eine nach-

SR 101

AS 2014 2771

SR 311.0

Zu den Einzelheiten vgl. Botschaft zur Volksinitiative «Pddophile sollen nicht mehr mit
Kindern arbeiten diirfen», Ziff. 6.

— O ©

o
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trdgliche Anordnung des Verbots wihrend des Vollzugs einer Freiheitsstrafe oder
freiheitsentziechenden Massnahme ist nicht ausgeschlossen (Art. 67d Abs. 2 StGB).

Qualifiziertes Tdtigkeitsverbot (Art. 67 Abs. 2—4 StGB)

Zum Schutz von Minderjihrigen und anderen besonders schutzbediirftigen Perso-
nen sieht Absatz 2 ein verschdrftes Tatigkeitsverbot vor. Der besondere Schutz
besteht darin, dass das Verbot auch aufgrund eines Verbrechens oder Vergehens
gegen Minderjahrige oder andere besonders schutzbediirftige Personen angeordnet
werden kann, das nicht in Ausiibung der zu verbietenden Tdtigkeit begangen worden
ist. Das Verbot ist zudem an keine Mindeststrafe gebunden (bei Straflosigkeit auf-
grund von Schuldunféhigkeit vgl. oben). Allerdings muss die Gefahr bestehen, dass
der Téter in Ausiibung einer Tétigkeit, die einen regelméssigen Kontakt mit dem
erwidhnten Opferkreis beinhaltet, weitere einschligige Straftaten begeht (negative
Prognose).

Die Dauer des Verbots betrdgt ein bis zehn Jahre, wenn nétig lebenslanglich
(Art. 67 Abs. 2 und 6 StGB). Nach Ablauf der Dauer eines befristeten Verbots kann
das Gericht dieses um jeweils hochstens fiinf Jahre verldngern, sofern die Voraus-
setzungen erfiillt sind (Art. 67 Abs. 6 StGB).

Ein befristetes Verbot kann nach der Hilfte der Verbotsdauer, jedoch frithestens
nach drei Jahren des Vollzugs iiberpriift werden (Art. 67¢ Abs. 5 Bst. b StGB), ein
lebensléngliches Verbot erst nach zehn Jahren des Vollzugs (Art. 67¢ Abs. 5 Bst. d
StGB).

Handelt es sich bei der Anlasstat hingegen um eine Sexualstraftat, die an einer
minderjihrigen oder besonders schutzbediirftigen Person begangen wurde, so schen
die Absdtze 3 und 4 — im Gegensatz zum Verbot nach den Absidtzen 1 und 2 — ein
zwingendes Tétigkeitsverbot vor.

Voraussetzung ist, dass die Anlasstat mit einer Mindeststrafe (sechs Monate Frei-
heitsstrafe oder 180 Tagessitze Geldstrafe) sanktioniert oder gegen den Téter eine
Massnahme (i. S. v. Art. 59-61 oder 64 StGB) angeordnet wurde. Das Verbot kann
auch aufgrund von Straftaten angeordnet werden, die nicht in Ausiibung der zu
verbietenden Tdtigkeit begangen worden sind. Es wird zudem keine negative Prog-
nose vorausgesetzt.

Die Dauer des zwingenden Tétigkeitsverbots betrdgt zehn Jahre, wenn nétig lebens-
langlich (Art. 67 Abs. 6 StGB). Nach Ablauf der Dauer eines befristeten Verbots
kann das Gericht dieses um jeweils hochstens fiinf Jahre verlangern, sofern die
Voraussetzungen erfiillt sind (vgl. Art. 67 Abs. 6 StGB).

Ein befristetes Verbot kann nach fiinf Jahren des Vollzugs iiberpriift werden
(Art. 67¢ Abs. 5 Bst. ¢ StGB), ein lebensléngliches Verbot erst nach zehn Jahren
(Bst. d). Unter gewissen Voraussetzungen kann das Tatigkeitsverbot nach den
Absitzen 2—4 wihrend des Vollzugs erweitert oder ein zusétzliches Verbot angeord-
net werden (Art. 67d Abs. 1 StGB). Auch eine nachtrégliche Anordnung des Verbots
wihrend des Vollzugs einer Freiheitsstrafe oder freiheitsentziehenden Massnahme
ist nicht ausgeschlossen; diese Mdglichkeit ist jedoch auf das Tatigkeitsverbot nach
Absatz 2 beschrinkt (Art. 67d Abs. 2 StGB).
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Kontakt- und Rayonverbot (Art. 67b StGB)

Zum Schutz einzelner konkreter moglicher Opfer insbesondere vor hduslicher Ge-
walt und zwanghafter Beldstigung (sog. «Stalking») sieht Artikel 675 StGB ein
Kontakt- und Rayonverbot vor. Dieses Verbot ist nicht ausschliesslich auf Taten
ausgerichtet, die an minderjahrigen oder an besonders schutzbediirftigen Personen
begangen werden.

Das Kontakt- und Rayonverbot setzt voraus, dass der Téter ein Verbrechen oder
Vergehen begangen hat. Es wird keine Mindeststrafe vorausgesetzt. Die Straftat
muss gegen eine oder mehrere bestimmte, das heisst namentlich nennbare Personen
oder gegen Personen einer bestimmten Gruppe begangen worden sein, damit ein
entsprechendes Kontaktverbot kontrolliert und durchgesetzt werden kann. Voraus-
setzung fiir die Anordnung des Verbots ist zudem, dass die Gefahr besteht, dass der
Téter bei einem Kontakt zu diesen Personen weitere Verbrechen oder Vergehen
begehen wird (Art. 67b Abs. 1 StGB).

Mit dem Kontakt- und Rayonverbot kann dem Téter namentlich verboten werden,
mit den oben genannten Personen Kontakt aufzunehmen (vgl. Art. 67b Abs. 2 Bst. a
StGB), sich einer bestimmten Person zu ndhern oder sich in einem bestimmten
Umkreis ihrer Wohnung (Bst. b) oder an bestimmten Orten aufzuhalten (Bst. c).

Das Verbot kann fiir die Dauer von bis zu finf Jahren verhdngt (Art. 67b Abs. 1
StGB) und auf Antrag der zustindigen Behorde jeweils um hochstens fiinf Jahre
verlangert werden, sofern die Voraussetzungen erfiillt sind (Art. 67b Abs. 5 StGB).

Das Kontakt- und Rayonverbot kann nach zwei Jahren des Vollzugs iiberpriift
werden (Art. 67¢ Abs. 5 Bst. a StGB). Auch das Kontakt- und Rayonverbot kann
wihrend des Vollzugs erweitert oder es kann ein zusdtzliches Verbot angeordnet
werden (Art. 67d Abs. 1 StGB); auch eine nachtrigliche Anordnung des Verbots
wihrend des Vollzugs einer Freiheitsstrafe oder freiheitsentziehenden Massnahme
ist moglich (Art. 67d Abs. 2 StGB).

1.2 Rahmenbedingungen fiir die Umsetzung der neuen
Verfassungsbestimmung auf Gesetzesstufe

1.2.1 Konkretisierungsbediirftige Rechtsnormen

Wie schon in der Botschaft zur Volksinitiative «Pddophile sollen nicht mehr mit
Kindern arbeiten diirfen» ausgefiihrt, enthélt Artikel 123¢ BV unbestimmte Begriffe,
deren genauer Anwendungsbereich nicht unmittelbar bestimmt werden kann. Arti-
kel 123¢ BV enthidlt zudem keine Bestimmungen dazu, wie das Tatigkeitsverbot
konkretisiert und in die Praxis umgesetzt werden soll.!! Er ist daher nicht direkt
anwendbar, sondern muss vom Gesetzgeber auf Gesetzesstufe konkretisiert und
erginzt werden.

I Botschaft zur Volksinitiative «Pédophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten diirfen»,
Ziff. 3.1.2 und 4.3.
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Artikel 123¢ BV soll auf der Basis der geltenden, am 1. Januar 2015 in Kraft getre-
tenen Bestimmungen zum Tétigkeitsverbot (Art. 67 ff. StGB; vgl. Ziff. 1.1.2) umge-
setzt werden.

Die Bestimmungen zum Kontakt- und Rayonverbot (Art. 67b StGB) sollen hingegen
nicht angepasst werden. Artikel 123¢ BV verlangt kein solches Verbot.12

1.2.2 Grundsitze zur Auslegung
von neuen Verfassungsbestimmungen

Grundsitzlich ist bei der Auslegung der Verfassung — nicht anders als bei der Ausle-
gung von Gesetzes- und Verordnungsnormen — vom Wortlaut einer Norm auszuge-
hen (grammatikalisches Auslegungselement). Ist der Text unklar oder lésst er ver-
schiedene Deutungen zu, muss nach seiner wahren Tragweite gesucht werden. Dabei
sind weitere Auslegungselemente zu beriicksichtigen, wie namentlich die Entste-
hungsgeschichte der Norm (historisches Auslegungselement) und ihr Zweck (teleo-
logisches Auslegungselement). Wichtig ist zudem die Bedeutung, die der Norm im
Kontext mit anderen Bestimmungen zukommt (systematisches Auslegungselement).
Bei der Gesetzes- wie bei der Verfassungsauslegung findet nicht ein bestimmtes
Auslegungselement vorrangig oder sogar ausschliesslich Anwendung. Vielmehr
werden die Auslegungselemente nebeneinander beriicksichtigt. Es muss im Einzel-
fall abgewogen werden, welche Methode (bzw. Methodenkombination) geeignet ist,
den Normsinn der auszulegenden Verfassungsbestimmung korrekt wiederzugeben
(sog. Methodenpluralismus).!3 Der Wille der Initiantinnen und Initianten einer neuen
Verfassungsnorm ist nicht ausschlaggebend. Er kann aber etwa im Rahmen der
historischen Auslegung beriicksichtigt werden. !4

Eine Besonderheit der Verfassungsauslegung besteht in der Offenheit der Rechts-
normen. So sind Gesetzgebungsauftrige in Aufgabennormen in ihrem Aussagege-
halt oft relativ unbestimmt und halten nur einen ersten Konsens iiber Notwendigkeit,
Bereich und Zweck einer Staatsaufgabe fest. Bei der Interpretation solcher Normen
geht es denn héufig auch weniger um die Auslegung als um eine Konkretisierung.

Solange der Verfassungsgeber nicht selber einzelnen Verfassungsbestimmungen
eine ausdriickliche Werthierarchie unterlegt, gilt zudem der Grundsatz der Gleich-
wertigkeit der Verfassungsnormen.'S Zwei Einschrinkungen sind aber zu beriick-
sichtigen: Soweit die Bundesverfassung zwingende Bestimmungen des Volkerrechts
ausdriicklich wiedergibt, gehen diese Normen den «gewdhnlichen» Verfassungs-
normen vor.'6 Zudem kann sich nach Abwigung aller im Einzelfall relevanten
Elemente der Vorrang einer Verfassungsnorm ergeben. Die fiir die Auslegung des
Gesetzesrechts entwickelten Prinzipien, wonach das spétere Recht dem fritheren
(«lex posterior derogat legi priori») und die speziellere der allgemeinen Norm vor-

12 Botschaft zur Volksinitiative «Padophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten diirfen»,
Ziff. 6.2.6.

13 Hifelin/Haller/Keller 2012, N. 130.

14 Bericht Verhiltnis Vélkerrecht und Landesrecht, Ziff. 8.7.1.2.

15 Tschannen 2011, § 4 N. 13, § 9 N. 5; Miiller 2010 N. 7; Vgl. auch BGE 105 Ia 330, E. 3c.

16 Tschannen 2011, § 4 N. 16.
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gehe («lex specialis derogat legi generali»), diirfen bei der Verfassungsinterpretation
jedoch nicht schematisch angewendet werden.17

Bei der Umsetzung der neuen Verfassungsbestimmungen sind zusétzlich zu den
allgemeinen Auslegungselementen zwei verfassungsspezifische Auslegungselemen-
te zu beriicksichtigen:

—  Die «harmonisierende Auslegung»!8 (oder die Herstellung praktischer Kon-
kordanz), wonach der Gesetzgeber gehalten ist, alle von der Sache beriihrten
Verfassungsanliegen mit zu bedenken. Verfassungsnormen sind so zu inter-
pretieren, dass Widerspriiche innerhalb der Verfassung nach Madglichkeit
vermieden werden.

—  Die volkerrechtskonforme Auslegung: Das Volkerrecht ist zu «beachten»
(Art. 5 Abs. 4 BV). Darauf basiert die Verpflichtung aller Staatsorgane, im
Rahmen ihrer rechtsetzenden oder rechtsanwendenden Tatigkeit die Verfas-
sungsnormen (soweit ndtig und moglich) volkerrechtskonform auszulegen.

1.2.3 Beschrinkung von Grundrechten und
Verhiiltnismiissigkeit

Einschrankungen von Grundrechten bediirfen einer gesetzlichen Grundlage, miissen
durch ein dffentliches Interesse oder den Schutz von Grundrechten Dritter gerecht-
fertigt und verhdltnismdssig sein (Art. 36 Abs. 1-3 BV). Dies bedeutet, dass der
Eingriff fiir die Verwirklichung des offentlichen Interesses oder den Schutz der
Grundrechte Dritter geeignet, erforderlich und auch zumutbar sein muss.

Dem Verhdltnismdssigkeitsgrundsatz kommt bei der Konkretisierung von Verfas-
sungsnormen eine besondere Bedeutung zu. Neben seiner Funktion als Vorausset-
zung fiir die Beschrinkung von Grundrechten ist er durch die Bundesverfassung
ausdriicklich in Artikel 5 Absatz 2 als «Grundsatz rechtsstaatlichen Handelns»
gewihrleistet. Der Grundsatz der Verhéltnisméassigkeit staatlicher Massnahmen
durchzieht als Leitgedanke die gesamte Verfassungs- und Rechtsordnung; im Straf-
recht ist er insbesondere bei der Anordnung von Massnahmen zu beachten, und bei
der Verhdngung von Strafen ist er im Verschuldensprinzip angelegt.

In Ubereinstimmung mit der Lehre erblickt das Bundesgericht im Grundsatz der
Verhiltnisméssigkeit ein Grundprinzip, das in allen Gebieten des offentlichen
Rechts massgebend sein soll, also das gesamte Verwaltungsrecht beherrscht und
sowohl in der Rechtsanwendung als auch in der Rechtsetzung gilt.!° Einig sind sich
Lehre und Praxis auch in der Funktion des Verhiltnisméassigkeitsprinzips. «Der
Verhéltnisméssigkeitsgrundsatz ist zum Schutz der Biirger gegen iiberméssige
Bindungen [...] aufgestellt.»2 Da der Grundsatz das gesamte Staatshandeln leitet,

17 Tschannen 2011, § 4 N. 16.

18 Rhinow/Schefer 2009, N. 524, 529; Hangartner 2011, S. 473.

19 BGE961234E.5

20 BGE 102 Ia 234 E. 5c. Vgl. auch Botschaft neue Bundesverfassung, BB1 19971 1,
hier 131.
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kommt er auch bei der Verfassungsinterpretation zur Anwendung (im Rahmen der
harmonisierenden und der volkerrechtskonformen Auslegung).

1.2.4 Verhiltnis von Volkerrecht und Volksinitiativen2!

Volksinitiativen, die gegen die zwingenden Bestimmungen des Volkerrechts ver-
stossen, sind ungiiltig und dem Volk nicht zur Abstimmung zu unterbreiten. Volks-
initiativen, die gegen {iibriges Volkerrecht verstossen, sind hingegen giiltig und
miissen von den Behorden umgesetzt werden, wenn sie von Volk und Stinden
angenommen worden sind (Art. 139 Abs. 3, 193 Abs. 4, 194 Abs. 2 und 195 BV).

Volkerrechtswidriges Verfassungsrecht sollte eine zeitlich begrenzte Ausnahme
darstellen; dies gebieten die Verfassung (Art. 5 Abs. 4 BV), die aussenpolitischen
Interessen der Schweiz und die Bedeutung des Volkerrechts fiir ein friedliches
Zusammenleben der Staaten. Wird eine gegen nicht zwingendes Volkerrecht
verstossende Volksinitiative angenommen, werden sich Gesetzgeber und Behdrden
bemiihen, diese vilkerrechtskonform umzusetzen. Dabei ist es nicht immer leicht,
sowohl den Willen des Verfassungsgebers als auch die volkerrechtlichen Verpflich-
tungen voll zu beriicksichtigen, sodass allenfalls eine Neuaushandlung oder Kiindi-
gung des Vertrags oder eine Verletzung der internationalen Verpflichtungen der
Schweiz in Betracht zu ziehen ist.

Probleme ergeben sich bei unkiindbaren Vertrdgen oder Verpflichtungen, welche die
Schweiz aus politischen oder wirtschaftlichen Griinden nicht auflésen will. In diesen
Féllen konnte es zu einer dauerhaften Verletzung des Volkerrechts kommen. Wenn
der betreffende Vertrag einen Kontrollmechanismus vorsieht, setzt sich die Schweiz
der Gefahr aus, durch ein internationales Organ verurteilt zu werden. Im Falle der
Konvention vom 4. November 195022 zum Schutze der Menschenrechte und Grund-
freiheiten (EMRK) muss ein Urteil des Gerichtshofs, das eine Verletzung der
EMRK feststellt, umgesetzt werden; die Umsetzung wird durch das Ministerkomitee
des Europarats iiberwacht. Nach der stindigen Praxis des Ministerkomitees hat sich
die Umsetzung nicht auf die Losung des Einzelfalls zu beschrinken. Der Staat muss
auch allgemeine Massnahmen ergreifen, um eine gleichartige Verletzung der EMRK
zu vermeiden.

1.2.5 Elemente von Artikel 123¢ BV

Voraussetzungen

Die in Artikel 123¢ BV vorgesehene Rechtsfolge (zwingend lebenslingliches Tétig-
keitsverbot mit Minderjdhrigen oder Abhéngigen) soll bei einer Verurteilung wegen
einer Straftat, welche die sexuelle Unversehrtheit eines Kindes, einer abhéngigen
Person oder einer Person, die zum Widerstand unfihig oder urteilsunfahig ist, beein-
trdchtigt hat, eintreten.

21 Bericht Verhiltnis Volkerrecht und Landesrecht, Ziff. 8.7 und 9.6.
22 SR 0.101
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Kreis der erfassten Tdter

Im Titel der Initiative sowie in deren Begriindung?? wird der Begriff «Pddophilex
zur Bezeichnung der erfassten Téter verwendet.

Pédophilie ist eine klinisch anerkannte psychische Storung. Grundlage fiir eine
Diagnoseerstellung im konkreten Fall bilden die folgenden beiden internationalen
Klassifikationssysteme:

— die «Internationale und statistische Klassifikation der Krankheiten und ver-
wandten Gesundheitsstorungen» (IDC-10) der Weltgesundheitsorganisation
WHO;

—  das amerikanische «Diagnostische und statistische Manual psychischer St6-
rungen» (DSM-5).

Gemiss ICD-10 wird die Padophilie als «Sexuelle Préaferenz fiir Kinder, Jungen oder
Maidchen oder Kinder beiderlei Geschlechts, die sich meist in der Vorpubertit oder
in einem frithen Stadium der Pubertit befinden», definiert.24 Es reicht fiir eine
Diagnose nach diesen Kriterien aus, dass der Betroffene Gedanken hinsichtlich
sexueller Handlungen mit Kindern hegt, ohne dass er diese tatsdchlich ausleben
miisste.2>

Das DSM-5 definiert die diagnostischen Kriterien fiir Pddophilie wie folgt:

A. Uber einen Zeitraum von mindestens 6 Monaten wiederkehrende intensive
sexuell erregende Phantasien, sexuell dranghafte Bediirfnisse oder Verhal-
tensweisen, die sexuelle Handlungen mit einem pripubertiren Kind oder
Kindern (in der Regel 13 Jahre oder jiinger) beinhalten.

B. Die Person hat die sexuell dranghaften Bediirfnisse ausgelebt oder die sexu-
ell dranghaften Bediirfnisse oder Fantasien verursachen deutliches Leiden
oder zwischenmenschliche Schwierigkeiten.

C. Die Person ist mindestens 16 Jahre alt und mindestens 5 Jahre &lter als das
Kind oder die Kinder nach Kriterium A.26

In der Sachiiberschrift und im Normtext von Artikel 123¢ BV wird der Begriff
«Péadophile» nicht erwédhnt. Die Formulierung ist breiter gefasst. Es ist generell von
Personen die Rede, die eine Straftat an einem Kind, an einer zum Widerstand unfa-
higen, urteilsunféhigen oder abhidngigen Person begangen haben.

Aus Artikel 123¢ BV geht nicht hervor, ob zum Kreis der erfassten Téter — nebst
erwachsenen — auch minderjahrige Personen gehdren sollen.

23 Erlduterungen des Bundesrates zur Volksabstimmung, S. 21 (Argumente des Initiativ-
komitees).

24 Internationale statistische Klassifikation der Krankheiten und verwandter Gesundheits-
probleme (10. Revision), Kapitel V (F), Psychische und Verhaltensstérungen; abrufbar
unter folgender Internetadresse des Deutschen Instituts fiir Medizinische Dokumentatio-
nen und Informationen (DIMDI): www.dimdi.de > Klassifikationen, Terminologien,
Standards > Quicklinks > ICD-10-WHO 2016 > Kapitel V > F60-F69 > F65.4
(Stand: 21. Dezember 2015).

25 Muggli 2014, S. 15; Heer/Habermeyer, 2013, Art. 59 N. 36a ff.

26 Diagnostisches und statistisches Manual psychischer Stérungen DSM-5, 2015, S. 959 ff.
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Anlasstaten

Zur Bezeichnung der Handlungen, die zu einem Tétigkeitsverbot fithren sollen, wird
in der Sachiiberschrift von Artikel 123¢ BV der Begriff «Sexualdelikte an Kindern
oder an zum Widerstand unfdhigen oder urteilsunfidhigen Personen» verwendet. Im
Normtext ist die Rede von einer Verurteilung von Personen, die «die sexuelle
Unversehrtheit eines Kindes oder einer abhéngigen Person beeintrichtigt habeny.

Da nur eine Verurteilung zur Anordnung eines Tétigkeitsverbots fithren kann, muss
das betreffende Verhalten die Tatbestandsmerkmale einer strafbaren Handlung
erfiillen.

Das StGB verwendet die Begriffe «Sexualdelikt» und «Beeintrdchtigung der sexuel-
len Unversehrtheit» nicht, sondern fasst im Fiinften Titel des Zweiten Buches die
strafbaren Handlungen gegen die sexuelle Integritidt zusammen (Art. 187 ff. StGB).

Darunter fallen einerseits Handlungen, die gegen die sexuelle Selbstbestimmung des
Opfers gerichtet sind, indem ihm Sexualkontakte gegen seinen Willen oder in Aus-
niitzung eines Mangels an Urteils- oder Widerstandsfahigkeit aufgezwungen werden
oder wenn das Opfer sich die Konfrontation mit sexualbezogenen Vorgidngen oder
Darstellungen aufdrangen lassen muss. Andererseits richten sich auch Handlungen
gegen die sexuelle Integritit, welche die ungestorte sexuelle Entwicklung unmiindi-
ger Personen gefihrden, zum Beispiel indem das Opfer zu anderen als altersspezifi-
schen Formen sexueller Betitigung veranlasst oder in sie einbezogen wird.27

Verurteilen

Auf Deutsch bedeutet «verurteilen» «durch Gerichtsbeschluss mit einer bestimmten
Strafe belegen».28 Geméss den Definitionen in franzosischsprachigen Worter-
biichern bedeutet «verurteilen (condamner)» «frapper d’une peine, faire subir une
punition (a qqn), par un jugement»29 oder «prononcer une peine par jugement contre
la personne jugée coupable»30. Auf Italienisch schliesslich ist «verurteilen (condan-
nare)» ein «detto dell’autorita giudiziaria, imporre una pena o una sanzione a un
imputato riconisciuto colpevole»3l. Der Begriff der Verurteilung ist somit in allen
drei Sprachen eng mit jenem der Strafe verbunden.

Eine Verurteilung setzt nicht nur voraus, dass jemand fiir schuldig erkldrt wird,
sondern auch das Verhéngen einer Strafe. Diese Definition ist enger gefasst als die
juristische Definition der Verurteilung, wonach die Verurteilung in der Schuldiger-
klarung einer Person durch eine Gerichtsbehdrde verstanden wird, unabhingig
davon, ob eine Strafe verhdngt worden ist.32

27 Stratenwerth/Jenny/Bommer 2010, vor § 7 N. 2.

28 Deutsches Universalwdrterbuch, Mannheim/Leipzig/Wien/Ziirich 2001.

29 Le Nouveau Petit Robert: dictionnaire alphabétique et analogique de la langue frangaise,
Paris 2008.

30 Le Petit Larousse illustré en couleurs, Paris 2006.

31" Dizionario della Lingua Italiana, Milano 2003.

32 S. dazu Gruber 2013, Art. 366 N. 18 (mit Verweis auf die Botschaft des Bundesrates vom
21. Sept. 1998 zur Anderung des Schweizerischen Strafgesetzbuches und des Militdrstraf-
gesetzes sowie zu einem Bundesgesetz tiber das Jugendstrafrecht, BB1 1999 1979).
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Die Moglichkeit, eine Person ohne Bestrafung zu verurteilen, ist namentlich in den
Artikeln 52-54, 187 Absatz 3, 188 Ziffer 2, 192 Absatz 2 und 193 Absatz 2 StGB
vorgesehen.

In Bezug auf Artikel 123¢ BV lésst sich nicht eindeutig bestimmen, welche Defini-
tion von Verurteilung gemeint ist.

Geschiitzte Opfer

Die Opfer werden im Titel der Initiative als «Kinder» bezeichnet, in der Sachiiber-
schrift von Artikel 123¢ BV als «Kinder» und «zum Widerstand unféhige oder
urteilsunfihige Personen» und im Normtext als «Kinder» und «abhingige Perso-
nen». Demnach ist von vier Kategorien von Opfern die Rede:

Kinder (enfants, fanciulli): Der Inhalt des Begriffs «Kind» unterscheidet
sich je nach rechtlichem Zusammenhang und entspricht nicht unbedingt
jenem des Minderjihrigen. Gemiss Artikel 1 des Ubereinkommens vom
20. November 198933 iiber die Rechte des Kindes ist ein Kind «jeder
Mensch, der das achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat, soweit die
Volljahrigkeit nach dem auf das Kind anzuwendenden Recht nicht frither
eintritty. Die Schweiz hat dieses Abkommen ratifiziert und diesbeziiglich
keinen Vorbehalt angebracht. Auch Artikel 3 Buchstabe a des Ubereinkom-
mens des Europarats vom 25. Oktober 200734 zum Schutz von Kindern vor
sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanzarote-Konvention)
definiert den Begriff «Kind» als eine Person unter 18 Jahren. Dieses Ab-
kommen gilt in der Schweiz seit dem 1. Juli 2014 und enthilt ebenfalls kei-
nen Vorbehalt beziiglich dieses Begriffs. In Artikel 11 BV, in welchem der
Schutz der Kinder und Jugendlichen verankert ist, wird keine genauere
Definition geliefert. Nach herrschender Lehre geht es vermutlich vor allem
um den Schutz der Minderjahrigen.35

Zum Widerstand unfihige Personen (personnes incapables de résistance,
persone inette a resistere): Eine Person kann in zahlreichen Situationen
widerstandsunfahig sein. Dieser Zustand kann dauernd, voriibergehend,
chronisch oder situationsbedingt sein wie zum Beispiel wahrend schweren
psychischen Defekten (hochgradige Intoxikation durch Alkohol oder Dro-
gen), bei korperlicher Invaliditdt, wahrend einer Fesselung, in einer besonde-
ren Lage (z. B. gyndkologische Untersuchung in einem Behandlungsstuhl,
Behandlung beim Zahnarzt, auf dem Bauch auf einem Massagetisch lie-
gend3%), infolge Drohung oder Gewaltanwendung.

Urteilsunfihige Personen (personnes incapables de discernement, persone
incapaci di discernimento): Die Urteilsfahigkeit ist ein fiir alle Rechtsgebiete
wichtiger juristischer Begriff. Gestiitzt auf Artikel 16 des Zivilgesetzbuchs37
(ZGB) (Urteilsféhigkeit) geht die Rechtsprechung davon aus, dass die

SR 0.107

SR 0.311.40

Aubert/Mahon 2003, Art. 11 N. 3.
BGE 133 IV 49 E. 7; BGE 103 IV 165.
SR 210
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Urteilsfahigkeit zwei Elemente enthilt: einerseits eine intellektuelle Kompo-
nente, ndmlich die Féahigkeit, Sinn und Wirkungen einer bestimmten Hand-
lung zu erkennen; andererseits ein Charakterelement, ndmlich die Fahigkeit,
gemiss der verniinftigen Erkenntnis nach seinem freien Willen zu handeln.
Die Urteilsfahigkeit ist aber auch relativ zu verstehen; sie ist in Bezug auf
eine bestimmte Handlung zu beurteilen. Im Zusammenhang mit den strafba-
ren Handlungen gegen die sexuelle Integritit bedeutet dies, dass in jedem
konkreten Fall bestimmt werden muss, ob das Opfer psychisch in der Lage
war, sich zu wehren oder den Beziehungen zuzustimmen.

—  Abhdngige (personnes dépendantes, persone dipendenti): Der Begriff der
abhéngigen Person ist dusserst weit. Er geht {iber die korperliche oder geisti-
ge Unfahigkeit, sich zu wehren, hinaus und umfasst zahlreiche Situationen.
Die Abhéngigkeit kann mit einem hierarchischen Verhéltnis, einem Vertrau-
ensverhéltnis, Furcht oder finanziellen Problemen zusammenhéngen. Ein
solches Verhéltnis kann bei der Arbeit, bei einer Therapie oder in einer Be-
ziehung mit einem bestimmten Machtgefille (z. B. mit einem Lehrer, Poli-
zisten, Gefdngniswarter) entstehen. Zusammentfassend ldsst sich sagen, dass
der Téter eine Situation ausgenutzt oder herbeigefiihrt haben muss, in der er
eine bestimmte Macht {iber das Opfer ausiiben konnte.

Rechtsfolgen

Die Rechtsfolge, die bei Erfiillung der Voraussetzungen (vgl. oben) eintreten soll, ist
der endgiiltige Verlust des Rechts, eine berufliche oder ehrenamtliche Tétigkeit mit
einem geschiitzten Opfer auszuiiben, was die Verhidngung eines entsprechenden
Verbots durch das Gericht bedeutet.

Endgiiltiger Verlust des Rechts auf Ausiibung einer Tdtigkeit

Die betreffende Stelle von Artikel 123¢ BV wirft drei sehr unterschiedliche Fragen
auf:

1. Muss das Gericht zwingend ein Verbot erlassen, sobald es jemanden verur-
teilt?

2. Muss das Verbot systematisch als lebensldngliches Verbot verhdngt werden?

3. Bedeutet der endgiiltige Verlust des Rechts auf Ausiibung einer Tatigkeit,
dass der zu verbietende Beruf bewilligungspflichtig sein muss?

Geht man vom Wortlaut von Artikel 123¢ BV aus, so steht der zwingende Charakter
des Tétigkeitsverbots ausser Zweifel. Bei Verurteilung einer Person durch das Ge-
richt muss in jedem Fall ein solches angeordnet werden. Der Ermessensspielraum
des Gerichts soll ausgeschaltet werden.

Der Begriff «endgiiltig» ist ebenfalls eindeutig: Sind die Voraussetzungen erfiillt, ist
ein lebenslingliches Tatigkeitsverbot zu verhdngen.

Die dritte und letzte Frage ist schwieriger zu beantworten. Zu sagen, dass die verur-
teilte Person das Recht auf die Ausiibung einer Tétigkeit verlieren muss, konnte so
verstanden werden, dass sie vorher eine Bewilligung fiir die Ausiibung eines Berufs
oder einer Tatigkeit erhalten haben muss und ihr diese entzogen werden soll, wenn
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sie eine Straftat begangen hat. Diese Auslegung wire jedoch zu eng und konnte die
Initiative ihrer Substanz berauben. Die betreffende Stelle von Artikel 123¢ BV liesse
sich aber auch so auslegen, dass der Téter das Recht auf die Ausiibung einer Tdtig-
keit allgemein verlieren soll, unabhingig davon ob die Tat nun in Ausiibung seines
Berufs begangen wurde oder nicht und ob der Beruf bewilligungspflichtig ist oder
nicht. Dieser Schluss liegt umso néher, als das Verbot auch ehrenamtliche Tétigkei-
ten erfassen soll, die grundsitzlich keiner Bewilligung bediirfen.

Berufliche und ehrenamtliche Titigkeit

In seiner Begriindung der Initiative liefert das Initiativkomitee einige Beispiele von
beruflichen oder ehrenamtlichen Tétigkeiten mit Kindern: Tétigkeiten an Schulen, in
Behinderteninstitutionen oder in Sportvereinen.3® Diesen Tatigkeiten gemein ist,
dass sie in einem organisierten Rahmen stattfinden.

Tétigkeit mit minderjdhrigen oder abhdngigen Personen

Gemaiss dem deutschen Wortlaut von Artikel 123¢ BV miissen die zu verbietenden
Tatigkeiten «mit» Minderjdhrigen oder Abhingigen ausgeiibt werden. Daraus kann
geschlossen werden, dass die Tétigkeit von ihrer Art her einen direkten Kontakt mit
diesen Personen und mdoglicherweise die Entwicklung eines Vertrauensverhdltnisses
voraussetzt. Darunter fallen insbesondere Tétigkeiten als Lehrerin oder Lehrer,
Betreuerin oder Betreuer sowie als Trainerin oder Trainer in Sportvereinen, Schulen
oder Kinderkrippen. Nicht zwingend darunter fallen jedoch hauswirtschaftliche
Tatigkeiten in solchen Institutionen (z. B. Hauswartin oder Hauswart, Sekretdrin
oder Sekretdr, Kochin oder Koch, Reinigungspersonal); hier wird die spezifische
Tatigkeit oft nicht direkt «mit» den betroffenen Personen ausgeiibt. Fiir die Aufga-
benerfiillung ist der direkte Kontakt zu ihnen in vielen Féllen auch nicht notwendig.

Die franzosische Fassung von Artikel 123¢ BV weicht von der deutschen Fassung
insofern leicht ab, als darin der Begriff «en contact avec des mineurs ou des person-
nes dépendantes» (Téatigkeiten «in» Kontakt mit minderjdhrigen oder abhingigen
Personen) verwendet wird. Diese Formulierung ist weiter, da eine Tatigkeit «in»
Kontakt mit minderjéhrigen oder abhingigen Personen nicht nur bei Tétigkeiten, die
direkt mit den betroffenen Personen ausgeiibt werden, vorliegt, sondern bei allen
Tatigkeiten, die wiederholt in Einrichtungen ausgeiibt werden, die Dienstleistungen
anbieten, die sich direkt und spezifisch an minderjdhrige oder abhédngige Personen
richten. Damit fallen darunter beispielsweise auch hauswirtschaftliche Téatigkeiten
(vgl. oben) in solchen Institutionen.

Die Begriffe «in Kontakt mit» in der franzdsischen Fassung beziehungsweise «mit»
in der deutschen Fassung liefern keine Informationen zu Haufigkeit, Dauer und
Intensitit der Kontakte.

38 Erlduterungen zur Volksabstimmung, S. 21 (Argumente des Initiativkomitees).
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1.2.6 Vernehmlassungsvorlage des Bundesrates

Am 13. Mai 2015 beauftragte der Bundesrat das Eidgendssische Justiz- und Poli-
zeidepartement, ein Vernehmlassungsverfahren iiber den Vorentwurf und den erldu-
ternden Bericht zur Anderung des Strafgesetzbuchs und des Militéirstrafgesetzes
(Umsetzung von Art. 123¢ BV) durchzufiihren.39 Die Vernehmlassung dauerte bis
zum 3. September 2015.

Der Vorentwurf sah vor, dass die Bestimmungen zur Anordnung des Tatigkeitsver-
bots sich eng am Wortlaut von Artikel 123¢ BV orientieren.

Er schlug vor, dass das Tatigkeitsverbot vom Strafgericht ausgesprochen wird, das
eine erwachsene Person wegen einer bestimmten Sexualstraftat an einer minderjah-
rigen, schutzbediirftigen, zum Widerstand unfdhigen oder urteilsunfihigen Person
oder einer Person, die sich aufgrund einer kdrperlichen oder psychischen Abhéngig-
keit nicht zur Wehr setzen konnte, zu einer Strafe verurteilt oder gegen sie eine
Massnahme anordnet.

Die Deliktskataloge der Anlasstaten waren umfassend ausgestaltet und enthielten
nebst Verbrechen und Vergehen auch Ubertretungen gegen die sexuelle Integritit.
Das Tétigkeitsverbot sollte — grundsitzlich unabhingig von den Umstéinden des
Einzelfalls und der Hohe der konkret ausgesprochenen Strafe — zwingend angeord-
net werden und lebenslénglich dauern.

Artikel 123¢ BV steht im Konflikt mit anderen Verfassungsgrundsétzen (insb. dem
Verhiltnismassigkeitsprinzip) und dem Vélkerrecht, namentlich der EMRK. Um
diesen Konflikt moglichst klein zu halten, wurde als Variante 1 eine Hértefall-
bestimmung vorgeschlagen: In besonders leichten Fallen, in denen das Tétigkeits-
verbot offensichtlich weder notwendig noch zumutbar ist, sollte das Gericht aus-
nahmsweise auf die Anordnung eines solchen Verbots verzichten konnen. Bei ge-
wissen Anlasstaten sollte der Verzicht auf die Anordnung jedoch ausgeschlossen
sein. Variante 2 verzichtete demgegeniiber bei allen Anlasstaten auf eine solche
Hartefallbestimmung.

Der Vorentwurf sah ebenfalls vor, dass die Widerspriiche zwischen Artikel 123¢ BV
und den rechtsstaatlichen Grundsétzen der Verfassung im Rahmen des Vollzugs des
vorgeschlagenen Verbots gemildert werden sollen: Unter bestimmten Voraussetzun-
gen sollte das Téatigkeitsverbot in der Regel nach einer gewissen Dauer des Vollzugs
auf Gesuch des Verurteilten hin {iberpriift und inhaltlich oder zeitlich eingeschrankt
oder aufgehoben werden konnen. Bei padophilen Straftiatern im Sinne der Psychiat-
rie war diese Uberpriifungsméglichkeit jedoch ausgeschlossen.

Der Vollzug des Tétigkeitsverbots sollte — wie im geltenden Recht — mittels Straf-
registerauszug (insb. Sonderprivatauszug) und zwingender Bewdhrungshilfe statt-
finden.

39 Der Vorentwurf und der erlduternde Bericht sind abrufbar unter:
www.bundesrecht.admin.ch > Vernehmlassungen > Abgeschlossene Vernehmlassungen
>2015>EJPD.
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1.2.7 Ergebnisse des Vernehmlassungsverfahrens

Fiir die Details der Ergebnisse des Vernehmlassungsverfahrens sei auf den Ergeb-
nisbericht verwiesen (Vernehmlassungsbericht).40

Im Rahmen der Vernehmlassung sind 75 Stellungnahmen eingegangen. Sie teilen
sich wie folgt auf:

—  Kantone: 26;
—  Politische Parteien: 5;

—  Gesamtschweizerische Dachverbidnde der Gemeinden, Stidte und der Wirt-
schaft: 3;

— Interessierte Organisationen und Institutionen: 41.
Vereinzelt wurde ausdriicklich auf eine Stellungnahme verzichtet.

Eine deutlich iiberwiegende Mehrheit der Vernehmlassungsteilnehmenden begriisst
die vom Bundesrat favorisierte Variante 1, die eine Hdrtefallbestimmung enthilt,
welche es dem Gericht in gewissen Fillen erlaubt, von der Anordnung eines lebens-
langlichen Tétigkeitsverbots abzusehen; dies insbesondere aus rechtsstaatlichen
Griinden (Verhéltnisméssigkeitsprinzip, Volkerrecht). Eine deutliche Minderheit
spricht sich demgegeniiber fiir Variante 2 aus, die auf eine solche Hartefallbestim-
mung verzichtet. Auf die Anordnung eines lebenslénglichen Tatigkeitsverbots solle
nur in Féllen von sogenannter Jugendliebe verzichtet werden konnen.

Die Moglichkeit, das lebensléngliche Tatigkeitsverbot bei bestimmten Sexualstrafta-
ten nach einer gewissen Dauer des Vollzugs durch die zustindigen Behdrden iiber-
priifen lassen zu konnen, wird von zahlreichen Vernehmlassungsteilnehmenden
begriisst. Eine Minderheit lehnt diese Moglichkeit explizit ab, dies sei nicht mit dem
Wortlaut von Artikel 123¢ BV zu vereinbaren.

Die Mehrzahl der Vernehmlassungsteilnehmenden bringt Vorbehalte zu einzelnen
Bestimmungen des Vorentwurfs an; so zum Beispiel zur Ausgestaltung der Delikts-
kataloge, zum Ausschluss der Anordnung des Tétigkeitsverbots im Strafbefehlsver-
fahren sowie zum Sonderprivatauszug und zur zwingenden Bewahrungshilfe.

Ferner wird von verschiedenen Seiten gefordert, dass die Prévention und die Aufkla-
rung gestirkt werden.

Auf die wesentlichen Vorbehalte und Anderungsvorschlige wird nachfolgend unter
Ziffer 1.3 (beantragte Neuregelung) und unter Ziffer 2 (Erlduterungen zu einzelnen
Artikeln) eingegangen.

40 Abrufbar unter www.bundesrecht.admin.ch > Vernehmlassungen > Abgeschlossene
Vernehmlassungen > 2015 > EJPD.
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1.3 Die beantragte Neuregelung
1.3.1 Einleitung

Artikel 123¢ BV soll, wie oben unter Ziffer 1.2.1 erwihnt, auf der Basis der Be-
stimmungen zum Tétigkeitsverbot des geltenden Rechts (Art. 67 ff. StGB) umge-
setzt werden. Die Umsetzung orientiert sich vorab am Wortlaut der neuen Verfas-
sungsbestimmung. Zugleich soll — soweit moglich — auch den grundrechtlichen
Vorgaben der Verfassung Rechnung getragen werden, die durch die Annahme der
Initiative nicht ausser Kraft gesetzt wurden. Ferner sollen die internationalen Men-
schenrechtsgarantien beachtet werden. Die Annahme der Initiative drdngt die Trag-
weite dieser rechtsstaatlichen Prinzipien zwar zuriick, sie beraubt sie aber nicht
jeden Gehalts. In diesem Zusammenhang hélt der Entwurf — zwecks Herstellung
praktischer Konkordanz und aufgrund des klaren Vernehmlassungsergebnisses —
insbesondere an der Ausnahmebestimmung (vgl. Ziff. 1.3.7 und Erlduterungen zu
Art. 67 E-StGB) sowie an der nachtriglichen Uberpriifungsmoglichkeit fest (vgl.
Ziff. 1.3.10 und Erlduterungen zu Art. 67¢ E-StGB). Die Ausnahmebestimmung soll
allerdings prizisiert und die nachtrigliche Uberpriifungsmoglichkeit soll strenger
ausgestaltet werden.

1.3.2 Kreis der betroffenen Tiater

Wie unter Ziffer 1.2.5 erwédhnt, wird zwar im Titel der Initiative und in deren Be-
griindung der Begriff «Padophile» verwendet. Im Normtext von Artikel 123¢ BV ist
der Kreis der Téter jedoch weiter gefasst.

Aus diesen Griinden sah der Vorentwurf vor, dass das zwingend lebensléngliche
Tatigkeitsverbot nicht nur fiir pddophile Téter (zum Begriff vgl. Ziff. 1.2.5), sondern
grundsétzlich fiir alle Tdter gelten soll, die wegen einer Sexualstraftat an einem
geschiitzten Opfer verurteilt werden (zu den geschiitzten Opfer vgl. Ziff. 1.3.5).

Von einzelnen Vernehmlassungsteilnehmenden wurde der vorgeschlagene, weite
Taterkreis kritisiert. Es wurde angeregt, den Téterkreis auf padophile Straftiter zu
beschrianken. Zum einen, weil der Verfassungstext und der Titel der Initiative bezie-
hungsweise die Begriindung der Initiantinnen und Initianten widerspriichlich seien.
Zum anderen sei eine einschneidende Massnahme wie das zwingend lebenslange
Tatigkeitsverbot aus Griinden der Verhiltnisméssigkeit nur zuriickhaltend anzuord-
nen.4!

Der Entwurf hilt indessen aus folgenden Griinden am weiteren Téterkreis fest: Der
Verfassungstext spricht explizit von «Personen, die verurteilt werden, [...].». Zudem
beschrénken sich der Verfassungstext sowie die Sachiiberschrift nicht auf Sexual-
straftaten gegen minderjdhrige Personen, sondern nennen auch Personen, die abhin-
gig, zum Widerstand unféhig oder urteilsunfdhig sind. Darunter fallen auch Erwach-
sene, die gemiss Definition nicht im Fokus von pédophilen Straftitern stehen.
Schliesslich lassen auch die Voten der Vertreterinnen und Vertreter des Initiativ-
komitees im Rahmen der parlamentarischen Debatten den Schluss zu, dass nicht nur

4l Vernehmlassungsbericht, S. 9.
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padophile Straftiter, sondern auch «Pddokriminelle» und ganz allgemein Sexual-
straftiter zum Téterkreis zéhlen sollen.42 Als «Paddokriminelle» gelten alle Téter, die
Sexualstraftaten an Kindern begehen, also nicht nur padophile Téter. Nicht jeder
padokriminelle Téter ist per se padophil im Sinne der internationalen Klassifikatio-
nen.43

Der Entwurf sieht jedoch vor, dass das zwingend lebenslange Tatigkeitsverbot nur
fiir erwachsene Titer gelten soll. Minderjdhrige Personen sollen mit Blick auf die
Eingriffsintensitét der vorgeschlagenen Massnahme nicht zum Kreis der betroffenen
Téter gehoren.

Artikel 123¢ BV setzt ndmlich voraus, dass der Téter, der eine Sexualstraftat an
einem geschiitzten Opfer begangen hat, endgiiltig daran gehindert werden muss, eine
berufliche oder ehrenamtliche Tétigkeit mit den betreffenden Personen auszuiiben.
Diese Annahme ist bei minderjdhrigen Tétern jedoch zu nuancieren. Sie befinden
sich noch in voller personlicher und korperlicher Entwicklung, und es ist nicht
ausgeschlossen, dass eine geeignete und frithe Behandlung einen Riickfall erfolg-
reich verhindern kann. Ausserdem passt der Fall minderjdhriger Téter eindeutig
nicht in den Rahmen der Initiative, wonach der Téter seine Machtposition bei einer
solchen Tétigkeit ausniitzt. Denn die meisten Jugendlichen unter 18 Jahren stehen
noch nicht im Berufsleben oder haben bei ihrer beruflichen oder ehrenamtlichen
Tatigkeit zumindest noch sehr selten eine leitende Position inne.

Zu erwihnen ist schliesslich, dass das Jugendstrafrecht den Schwerpunkt klar auf die
Moglichkeiten zur Resozialisierung der jugendlichen Tater legt und sich im Wesent-
lichen auf flexible, zeitlich begrenzte Losungen abstiitzt, die dem Gericht die Mog-
lichkeit bieten, der Personlichkeit des Téters Rechnung zu tragen. Aus diesen Griin-
den erscheint es sachgerecht, im Jugendstrafgesetz vom 20. Juni 200344 (JStG) auf
das zwingend lebenslédngliche Tatigkeitsverbot zu verzichten.

Sollte jedoch die Gefahr bestehen, dass ein minderjéhriger Téter eine berufliche oder
ehrenamtliche Tatigkeit zur Begehung von Sexualstraftaten an einem geschiitzten
Opfer missbraucht, so kann das fakultative Titigkeitsverbot geméss Artikel 16a JStG
zur Anwendung kommen.

Diese Losung wird auch gestiitzt vom Beschluss des Parlaments aus dem Jahr 2012,
Artikel 1235 BV (Unverjéhrbarkeit der Strafverfolgung und der Strafe bei sexuellen
und bei pornografischen Straftaten an Kindern vor der Pubertit) nicht auf minderjah-
rige Tater anzuwenden, obwohl der Wortlaut der Bestimmung keine entsprechende
Einschrinkung enthélt.45 Im Rahmen der Umsetzung der neuen Verfassungsbestim-
mungen tUber die Ausschaffung straffilliger Ausldnderinnen und Ausldnder
(Art. 121 Abs. 3—6 BV) wurde ebenfalls darauf verzichtet, fiir minderjéhrige Téter
eine obligatorische Landesverweisung vorzusehen.46

42 Vgl. z. B. Votum NR Rickli AB 2013 N 445 f.; Votum NR Freysinger AB 2013 N 448 f;
Votum NR Guhl AB 2013 N 448.

43 Muggli 2014, S. 13; Heer/Habermeyer 2013, Art. 59 N. 36b.

44 SR 311.1

45 AB 2012 N 1239 und AB 2012 S 640

46 Botschaft Umsetzung Ausschaffungsinitiative, Ziff. 1.2.18.
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Eine Vielzahl von Vernehmlassungsteilnehmenden begriisste den Verzicht des zwin-
gend lebenslénglichen Tétigkeitsverbots im Bereich des Jugendstrafrechts.47

1.3.3 Anlasstaten

Mit Blick auf den Wortlaut von Artikel 123¢ BV soll grundsétzlich jede Sexualstraf-
tat (vgl. Ziff. 1.2.5) als Anlasstat fiir die Anordnung des zwingend lebensldnglichen
Tatigkeitsverbots gelten, deren Opfer zum Kreis der geschiitzten Personen gehort.

Es handelt sich demnach um folgende Sexualstraftatbestdnde:
—  Sexuelle Handlungen mit Kindern (Art. 187 StGB),
—  Sexuelle Handlungen mit Abhéngigen (Art. 188 StGB),
—  Sexuelle Notigung (Art. 189 StGB),
—  Vergewaltigung (Art. 190 StGB),
—  Schindung (Art. 191 StGB),

—  Sexuelle Handlungen mit Anstaltspfleglingen, Gefangenen, Beschuldigten
(Art. 192 StGB),

—  Ausniitzung der Notlage (Art. 193 StGB),

—  Exhibitionismus (Art. 194 StGB),

—  Forderung der Prostitution (Art. 195 StGB),

—  Sexuelle Handlungen mit Minderjahrigen gegen Entgelt (Art. 196 StGB),
—  Pornografie (Art. 197 StGB) und

—  Sexuelle Beldstigungen (Art. 198 StGB).

Der Menschenhandel soll ebenfalls als Anlasstat gelten, sofern er «zum Zwecke der
sexuellen Ausbeutung» (Art. 182 Abs. 1 StGB) betrieben wird. Dieser Straftatbe-
stand stellt zwar kein eigentliches Sexualdelikt dar, weil nicht nur die sexuelle
Selbstbestimmung, sondern auch allgemein die personliche Freiheit und Selbstbe-
stimmung des Opfers geschiitzt werden. Er wird jedoch aufgrund der offenen Um-
schreibung in Artikel 123¢ BV (Beeintrichtigung der sexuellen Unversehrtheit)
aufgenommen. Dafiir spricht auch der Umstand, dass der Handel mit Frauen und
Kindern zwecks sexueller Ausbeutung bis zur Revision des Sexualstrafrechts, die im
Jahre 1992 in Kraft getreten ist, als Frauen- und Kinderhandel (Art. 202 aStGB)
unter den Sexualstraftaten eingereiht war.

Das vorgeschlagene Tétigkeitsverbot soll — anders als das qualifizierte Tatigkeits-
verbot des geltenden Rechts (vgl. insb. Art. 67 Abs. 3 und 4 StGB) — unabhdngig
von der Héohe der im Einzelfall ausgesprochenen Strafe angeordnet werden. Es soll
zudem — wie bereits im geltenden Recht — nicht relevant sein, ob die Tat in Aus-
tibung eines Berufs, einer ehrenamtlichen Tdtigkeit oder im rein privaten Rahmen
veriibt wurde.

47 Vernehmlassungsbericht, S. 7 f.
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Da alle oben erwdhnten Sexualstraftaten als Anlasstaten gelten, fiilhren — im Ver-
gleich zu beispielsweise sexueller Notigung (Art. 189 StGB), Vergewaltigung
(Art. 190 StGB) oder Schiandung (Art. 191 StGB) — auch weniger schwer wiegende
Straftaten wie namentlich Exhibitionismus (Art. 194 StGB) oder sexuelle Belasti-
gungen (Art. 198 StGB) grundsitzlich zwingend zu einem lebenslédnglichen Tatig-
keitsverbot; dies ungeachtet der Tatsache, dass es sich bei diesen beiden Straftatbe-
stinden um Antragsdelikte handelt.48

Als Antragsdelikte gestaltet der Gesetzgeber jene Straftaten aus, bei denen die
(staatlichen oder privaten) Interessen auf Strafverfolgung relativ gering sind — insbe-
sondere also leichte(re) Straftaten. Zu beachten ist zudem, dass die Verfolgung eines
Antragsdelikts die Personlichkeitsrechte des Verletzten oftmals so schwer tangiert,
dass dieser eine Strafverfolgung lieber vermeiden mdochte. Bei einem Antragsdelikt
soll das Strafverfahren nicht gegen den Willen der antragsberechtigten, verletzten
Person durchgefiihrt werden.49 Beim Exhibitionismus (Art. 194 StGB) und bei
sexuellen Beldstigungen (Art. 198 StGB) hingt die Anordnung eines Tatigkeitsver-
bots letztlich vom Willen der betroffenen Person ab. Dieser Umstand lédsst sich
aufgrund von Artikel 123¢ BV, der die Anlasstat als «Beeintrdchtigung der sexuel-
len Unversehrtheity umschreibt, jedoch kaum vermeiden. Allerdings ist darauf
hinzuweisen, dass die Strafverfolgungsbehdrden in iiber 90% aller Fille (also auch
bei den meisten Offizialdelikten) nur iiber Hinweise aus der Bevdlkerung von einer
Straftat erfahren.50 Somit hingt ein Tétigkeitsverbot oder generell die Strafverfol-
gung auch bei den anderen Sexualstraftaten meistens vom Willen einer Person ab,
Anzeige zu erstatten oder der Behorde Hinweise zu geben.

Einige Vernehmlassungsteilnehmende kritisierten, dass Antragsdelikte und Ubertre-
tungen ein zwingend lebensldngliches Tatigkeitsverbot nach sich ziehen wiirden;
dies sei unverhdltnisméssig. Zudem sei problematisch, dass es bei Antragsdelikten
letztlich vom Willen des Opfers abhinge, ob ein solches Verbot ausgesprochen
werde. Einzelne Vernehmlassungsteilnehmende begriissten hingegen die Ausgestal-
tung der Deliktskataloge.5!

Der Bundesrat ist sich bewusst, dass es mit Blick auf das Verhéltnisméssigkeitsprin-
zip problematisch ist, wenn weniger schwerwiegende Sexualdelikte als Anlasstaten
fiir ein lebensldngliches Tétigkeitsverbot gelten. Er ist jedoch der Auffassung, dass
auch solche Sexualstraftaten, nicht nur mit Blick auf den Wortlaut von Artikel 123¢
BV (vgl. oben), sondern auch aus nachfolgenden Uberlegungen als Anlasstaten
beibehalten werden sollen.

Es sind zahlreiche Fille denkbar, bei denen ein lebenslangliches Tatigkeitsverbot
zum Schutz des Opferkreises auch bei solchen Straftaten angezeigt erscheint. So
wire es beispielsweise stossend, wenn gegen eine Lehrperson, die wiederholt min-
derjéhrige Schiiler oder Schiilerinnen einer Berufsschule sexuell beldstigt, kein
lebenslédngliches Tatigkeitsverbot angeordnet werden kdnnte. Ein fakultatives Tatig-
keitsverbot wiére in einem solchen Fall nicht mdglich, weil es sich beim Straftatbe-

48 Im Anwendungsbereich des MStG werden Exhibitionismus (Art. 159 MStG) und sexuelle
Belastigungen (Art. 159a MStG) hingegen von Amtes wegen verfolgt (Offizialdelikte).

49 Zur Definition des Antragsrechts vgl. Riedo 2013, Art. 30 N. 4.

50 Riedo 2013, vor Art. 30 N. 5.

51 Vernehmlassungsbericht, S. 10.
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stand «Sexuelle Belistigungen» (Art. 198 StGB) um eine Ubertretung handelt und
damit die Voraussetzungen fiir ein solches Verbot nicht erfiillt wéren (vgl. Art. 67
Abs. 2 StGB).

Um gravierende Verletzungen des Verhaltnisméssigkeitsprinzips zu vermeiden, gibt
Artikel 67 Absatz 4ter E-StGB dem Gericht die Mdglichkeit, in besonders leichten
Fillen ausnahmsweise auf die Anordnung eines lebenslangen Tatigkeitsverbots zu
verzichten, wenn dieses nicht notwendig erscheint, um den Téter vor weiteren ein-
schldagigen Sexualstraftaten abzuhalten, die Anlass fiir ein solches Verbot sind (vgl.
Ziff. 1.3.7 und Erlduterungen zu Art. 67 E-StGB).

Schliesslich ist zu erwdhnen, dass beim Exhibitionismus das Strafverfahren einge-
stellt werden kann, wenn sich der Téter einer drztlichen Behandlung unterzieht (vgl.
Art. 194 Abs. 2 StGB). Es ist davon auszugehen, dass in der Praxis das Strafverfah-
ren nach einer erfolgreichen Therapiephase definitiv eingestellt wird,52 so dass ein
lebensléngliches Tatigkeitsverbot mangels Verurteilung nicht in Betracht kommt.

1.34 Konkretisierung des Begriffs «Verurteilung»

Der Entwurf sieht vor, dass das lebensliangliche Tétigkeitsverbot nur angeordnet
werden soll, wenn das Gericht den Tater wegen einer Anlasstat zu einer Strafe
verurteilt oder gegen ihn eine Massnahme anordnet. Sieht das Gericht trotz Ver-
urteilung von einer Sanktion ab (z. B. gestiitzt auf Art. 187 Ziff. 3 StGB), so soll
kein lebensldngliches Tatigkeitsverbot angeordnet werden konnen. Es bleibt dem
Gericht in solchen Féllen jedoch unbenommen, ein (fakultatives) Tatigkeitsverbot
nach Artikel 67 Absatz 2 StGB zu verhédngen.

Mit Blick auf den Zweck der Initiative (Vermeidung der Wiederholung von
bestimmten Sexualstraftaten) kénnte zwar auch angenommen werden, dass eine
Verurteilung ohne Strafe fir die Anordnung eines lebenslidnglichen Téatigkeitsver-
bots geniigt. Eine solche Losung wire jedoch unverhiltnisméssig und ergibt sich
auch nicht zwingend aus Artikel 123¢ BV. Die Anordnung eines lebenslénglichen
Tatigkeitsverbots soll moglichst nur in solchen Fillen in Betracht kommen, in denen
das Gericht die Sexualstraftat als so gravierend einstuft, dass es den Téter {iberhaupt
bestraft.

Sexualstraftaten gegen die geschiitzten Opfer (vgl. Ziff. 1.3.5) konnen aber auch von
Tétern begangen werden, die zum Beispiel aufgrund einer schweren psychischen
Storung schuldunfihig sind und daher nicht bestraft werden diirfen (Art. 19 Abs. 1
StGB); allerdings kann gegen sie eine Massnahme angeordnet werden (Art. 19
Abs. 3 StGB). Der Vorentwurf sah vor, dass bei schuldunféhigen Tdtern das zwin-
gend lebenslingliche Tétigkeitsverbot ausgeschlossen sein soll, jedoch ein fakultati-
ves Tatigkeitsverbot (z. B. gestiitzt auf Art. 67 Abs. 2 StGB) ausgesprochen werden
kann.

52 Meng 2013, Art. 194 N. 19.
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In der Vernehmlassung wurde von einzelnen Teilnehmenden gefordert, das zwin-
gend lebenslédngliche Tétigkeitsverbot auch auf schuldunfihige Tater auszudehnen.
Beim Tiétigkeitsverbot handle es sich um eine rein spezialpraventive Massnahme.
Die Gefahr, die von schuldunféhigen Personen ausgehe, sei nicht kleiner als jene,
die von ganz oder zumindest teilweise schuldfdhigen Personen ausgehe.>3

Der Entwurf trigt diesem Einwand Rechnung und sieht neu vor, dass das lebens-
langliche Tétigkeitsverbot auch bei Schuldunfihigkeit anzuordnen ist.

Diese Losung erscheint nicht nur aus spezialpriventiven Uberlegungen sachgerecht.
Vielmehr erscheint sie auch folgerichtig, da bereits das geltende zwingende Titig-
keitsverbot nach Artikel 67 Absatz 3 und 4 StGB gegen schuldunfihige Téter ver-
héngt werden kann.54

Dies bedeutet allerdings eine sehr weite verfassungsrechtliche Auslegung des Be-
griffs «Verurteilung» (vgl. Ziff. 1.2.5). Vorausgesetzt wird deshalb, dass gegen den
Tater aufgrund seiner Gefahrlichkeit fiir die 6ffentliche Sicherheit zumindest eine
stationdre oder ambulante Massnahme (Art. 59-61, Art. 63 StGB) oder eine Ver-
wahrung (Art. 64 StGB) angeordnet wird. Wird keine dieser Massnahmen angeord-
net, ist die Anordnung eines zwingend lebensldnglichen Tétigkeitsverbotes bei
schuldunfihigen Téatern ausgeschlossen. Ein (fakultatives) Tatigkeitsverbot nach
Artikel 67 Absatz 2 StGB bleibt jedoch mdglich.

Schliesslich ist darauf hinzuweisen, dass das Gericht, wie bei den (teilweise)
schuldféhigen Téatern, auch bei schuldunfihigen Tétern in Fillen nach Artikel 67
Absatz 4ter E-StGB von der Anordnung eines lebenslénglichen Tatigkeitsverbots
absehen kann (vgl. Ziff. 1.3.4 und Erlduterungen zu Art. 67 E-StGB).

1.3.5 Geschiitzte Opfer

Ausgehend von den in Artikel 123¢ BV genannten Personen, sollen mit dem vor-
geschlagenen Tétigkeitsverbot folgende Opferkreise geschiitzt werden:

—  Minderjihrige Personen: Geschiitzt werden sollen alle Minderjéhrigen, und
nicht nur Kinder unter 16 Jahren. Es ist davon auszugehen, dass unter dem in
Artikel 123¢ BV verwendeten Begriff «Kinder» auch Minderjéhrige zu ver-
stehen sind (vgl. Ziff. 1.2.5). Der Umstand, dass Artikel 123¢ BV Titigkei-
ten mit Minderjéhrigen verbietet, bestétigt diese Annahme.

Einzelne Vernehmlassungsteilnehmende kritisierten die Auslegung des Be-
griffs «Kind». Es wurde insbesondere geltend gemacht, unter diesen Begriff
falle nur eine Person unter 16 Jahren. Nicht alle Sexualstraftaten zum Nach-
teil von Minderjdhrigen sollten als Anlasstaten gelten; dies auch mit Blick
auf die Zielrichtung der Initiative. Pddophile hétten ein priméres sexuelles
Interesse an Kindern, welche die Pubertit noch nicht erreicht hétten.53

53 Vernehmlassungsbericht, S. 9.

54 Art. 19 Abs. 3 StGB; Botschaft zur Volksinitiative «Padophile sollen nicht mehr mit
Kindern arbeiten diirfen», Ziff. 6.4.1.

55 Vernehmlassungsbericht, S. 10 f.
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Der Bundesrat hilt indes an der weiten Auslegung des Begriffs fest. Diese
Auslegung entspricht bereits dem Tétigkeitsverbot des geltenden Rechts
(Art. 67 Abs. 2 und 3 StGB; vgl. Ziff. 1.1.2). Auch das UNO-
Ubereinkommen iiber die Rechte des Kindes und die Lanzarote-Konvention
schiitzen Kinder bis zum 18. Lebensjahr (vgl. Ziff. 1.2.5). Zudem will Arti-
kel 123¢ BV explizit nicht nur Kinder unter 16 Jahren, sondern auch abhén-
gige Personen vor Sexualstraftaten schiitzen. Darunter sind zum Beispiel
Minderjahrige von mehr als 16 Jahren zu verstehen, die noch zur Schule
gehen oder am Anfang ihrer Berufsausbildung stehen und aufgrund dieses
Abhéngigkeitsverhiltnisses vor entsprechenden Sexualstraftaten geschiitzt
werden sollten (vgl. auch Art. 188 StGB; sexuelle Handlungen mit Abhén-
gigen).56

Besonders schutzbediirftige Personen: Beim Tétigkeitsverbot des geltenden
Rechts (vgl. Art. 67 ff. StGB) zdhlen — nebst den minderjdhrigen — auch
«besonders schutzbediirftige Personen» zu den geschiitzten Opfern. Darunter
werden Personen verstanden, die aufgrund ihres Alters, einer Krankheit oder
einer langfristigen korperlichen, psychischen oder geistigen Beeintrdchti-
gung bei alltiglichen Verrichtungen oder ihrer Lebensfiihrung auf fremde
Hilfe angewiesen sind (zu den Einzelheiten vgl. Erléduterungen zu Art. 67a
E-StGB). Gerade weil diese Personen auf fremde Hilfe angewiesen sind und
zum Teil kein selbstbestimmtes Leben fiihren kdnnen, sind sie besonders ge-
fahrdet, Opfer bestimmter Straftaten zu werden.>7 Keine besondere Schutz-
bediirftigkeit in diesem Sinne liegt demgegeniiber vor, wenn die Beeintrach-
tigung nur aufgrund einer vorlibergehenden Schwichung durch Alkohol,
Drogen oder anderen Ursachen geschaffen wurde.

Abhdngige, zum Widerstand unfihige und urteilsunfihige Personen: Wie
unter Ziffer 1.2.5 erwéhnt, sind Straftaten an Personen, die schon vor der
Straftat zum Widerstand unfihig, urteilsunfahig oder abhéngig sind, meis-
tens nicht mit einer spezifischen beruflichen oder organisierten ausserberuf-
lichen Tatigkeit des Téters verbunden.

Ein Abhdngigkeitsverhdltnis kann zum Beispiel zwischen dem Lernenden
und seinem Betreuer oder seiner Betreuerin oder auch allgemein zwischen
der angestellten und der vorgesetzten Person oder zwischen dem Psycho-
therapeuten und dem Patienten bestehen3$; ebenso bei Anstaltspfleglin-
gen, Anstaltsinsassen, Gefangenen, Verhafteten oder Beschuldigten9. Ein
Abhingigkeitsverhiltnis ist auch denkbar zwischen einem seine Macht-
stellung ausnutzenden Amtstrager (z. B. Bauvorstand, Entscheidungstriger
betr. Subventionen, Sozial-vorstand, etc.) und dem Gesuchsteller oder der
Gesuchstellerin.60

56 Goksu, 2015, Art. 123¢ N. 11 ff.

57 Botschaft zur Volksinitiative «Padophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten diirfen»,
Ziff. 6.4.1.

58 Maier, Art. 188 N. 7 und Art. 193 N. 7 ff. mit Hinweisen auf BGE 124 IV 13 und
BGE 1311V 114.

59 Art. 192 StGB.

60 Maier 2013, Art. 193 N. 6.
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Widerstandsunfihig ist beispielsweise eine unter Narkose stehende Person.
Auch kann je nach Umstdnden ein Patient oder eine Patientin auf der Be-
handlungsliege wihrend der Physiotherapie®!, Akupunkturbehandlung62,
Riickenmassage®3, Sportmassage® oder eine Patientin auf dem gynékologi-
schen Behandlungsstuhl6> widerstandsunféhig sein.

Ein Tétigkeitsverbot, das jede Situation mit einer solchen Person vermeiden
will, wire uferlos. Wie die obigen Beispiele zeigen, kann sich bei fast allen
beruflichen oder organisierten ausserberuflichen Tétigkeiten potentiell ein
Kontakt zu abhingigen, zum Widerstand unfihigen oder urteilsunfihigen
Personen ergeben. Dies hitte zur Folge, dass ein Verbot verhdngt werden
miisste, das beinahe zu einem absoluten Tatigkeitsverbot in allen Berufen
und organsierten Freizeitaktivititen fithren wiirde. Es ist offensichtlich, dass
eine solche Losung unverhiltnisméssig wire.

Viele der Straftaten an diesen Personen werden bereits durch die Opferkreise
«Minderjahrige» und «besonders schutzbediirftige Personen» erfasst. Sofern
es sich beim Opfer nicht um eine minderjéhrige oder besonders schutzbe-
diirftige Person handelt, muss das zwingend lebensldngliche Verbot auf ge-
wisse Téatigkeiten beschrinkt werden, die typischerweise hdufig auch an zum
Widerstand unféhigen, urteilsunfahigen oder abhidngigen Personen ausgeiibt
werden oder bei welchen solche Situationen geschaffen werden. Dies diirfte
insbesondere bei Tdtigkeiten im Gesundheitsbereich gegeben sein. Zu
denken ist zum Beispiel an die oben erwihnten Verhéltnisse zwischen dem
Psychotherapeuten und seinem Patienten, dem Patienten oder der Patientin
beim Physiotherapeuten (Behandlungsliege),6¢ der Patientin und ihrem
Gynikologen (Behandlungsstuhl).6? Demzufolge erscheint ein spezielles
Verbot in diesem Tétigkeitsbereich zum Schutz von zum Widerstand unfa-
higen, urteilsunféhigen oder abhéngigen Personen vor Sexualdelikten bezie-
hungsweise deren Wiederholung sachgerecht.

Im Bereich der Lernendenbetreuung sowie im strafrechtlichen Massnah-
menvollzug kann es ebenfalls héufig zu einem Abhéngigkeitsverhiltnis
kommen. Lernende sind oftmals — zumindest in den ersten Lehrjahren —
noch minderjdhrig, so dass in diesen Fillen ein Tétigkeitsverbot zum Schutz
von Minderjdhrigen zum Tragen kommt. Personen, welche sich im Vollzug
einer therapeutischen Massnahme nach Artikel 59—61 StGB oder einer
Verwahrung nach Artikel 64 StGB befinden, leiden in der Regel an einer
langfristigen psychischen Beeintrachtigung und benétigen fiir eine normkon-
forme Lebensfiihrung Unterstiitzung. Sie stellen damit besonders schutz-
bediirftige Personen im oben erwihnten Sinn dar. Aus diesen Griinden wird

BGE 133 1V 49; Urteil des Bundesgerichts vom 2. Dez. 2008, 6B.527/2008.
Urteil des Bundesgerichts vom 19. Febr. 2008, 6B_453/2007.

Urteil des Bundesgerichts vom 8. Nov. 2012, 6B_118/2012.

Urteil des Bundesgerichts vom 6. Dez. 2010, 6B_436/2010.

Urteil des Bundesgerichts vom 3. Okt. 2005, 6S.448/2004.

BGE 133 IV 49; Urteil des Bundesgerichts vom 2. Dez. 2008, 6B.527/2008.
Urteil des Bundesgerichts vom 3. Okt. 2005, 6S.448/2004.
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in diesen beiden Bereichen auf ein solches spezielles Tétigkeitsverbot ver-
zichtet.

Einzelne Vernehmlassungsteilnehmende kritisierten, dass der Schutz dieser
Opfer iiber das hinausgehe, was zur Umsetzung von Artikel 123¢ BV nétig
sei. Der unprizise Verfassungstext solle nicht Anlass dazu geben, jede mog-
licherweise gemeinte Opfergruppe zu schiitzen. Es wurde angeregt, auf Arti-
kel 67 Absatz 4bis VE-StGB zu verzichten. Das allgemeine Tatigkeitsverbot
nach Artikel 67 Absatz 1 StGB sei ausreichend.¢8

Der Bundesrat ist — mit Blick auf Artikel 123¢ BV — jedoch der Auffassung,
dass diesen Personen ebenfalls ein besonderer Schutz vor Sexualstraftitern
zukommen soll. Massgebend dafiir ist, dass der Téter eine Situation ausge-
nutzt oder herbeigefiihrt haben muss, in der er eine bestimmte Macht {iber
das Opfer ausiiben konnte. Der Téter erscheint deshalb als geféhrlich, so
dass ein zwingend lebenslanges Tétigkeitsverbot zur Vermeidung von Wie-
derholungstaten gerechtfertigt erscheint. Um eine Uferlosigkeit des Tatig-
keitsverbots zu vermeiden, wird das Tatigkeitsverbot — wie oben erwahnt —
auf Téatigkeiten im Gesundheitsbereich mit direktem Patientenkontakt be-
schrankt. Gerade in diesem Bereich erscheint ein spezielles Verbot zu
Schutz der betroffenen Personen sachgerecht.

Schliesslich steht fiir Fille, die nicht unter Artikel 67 Absatz 3, 4 oder 4bis E-StGB
fallen, das allgemeine Tatigkeitsverbot nach Artikel 67 Absatz 1 StGB zur Verfi-

gung.

1.3.6 Ausschluss des Strafbefehlsverfahrens

Der Vorentwurf sah vor, dass ein zwingend lebenslangliches Tatigkeitsverbot — wie
bereits das Téatigkeitsverbot des geltenden Rechts — nur von einem Strafgericht im
ordentlichen Verfahren soll angeordnet werden kdnnen (vgl. Art. 352 Abs. 2 Straf-
prozessordnung, StPO%). Das Strafbefehlsverfahren (bzw. das Strafmandatsverfah-
ren im Anwendungsbereich des Militérstrafprozesses; Militérstrafprozess, MStP70)
war somit in solchen Fillen ausgeschlossen. Dies aus folgenden Griinden:7!

Im Anwendungsbereich des StGB kann die Staatsanwaltschaft einen Strafbefehl
erlassen, wenn eine Strafe von bis zu sechs Monaten (oder das Aquivalent in Geld-
strafe oder gemeinniitziger Arbeit) auszufillen ist. Der Fall muss zudem in tatsdch-
licher und rechtlicher Hinsicht einfach und klar sein (Art. 352 Abs. 1 StPO). Das
Stratbefehlsverfahren ist ein rasches und einfaches Verfahren.

Nur unter diesen Voraussetzungen erscheint es gerechtfertigt, dass die beschuldigte
Person auf eine Beurteilung durch ein unabhédngiges Gericht in einer 6ffentlichen

68 Vernehmlassungsbericht, S. 11.

69 SR 312.0

70 SR 322.1 .

71 Die nachfolgenden Uberlegungen gelten auch fiir das Strafmandatsverfahren gemiss
Art. 119 MStP.
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Verhandlung verzichten kann, indem sie den Strafbefehl akzeptiert und auf eine
Einsprache verzichtet.

Einerseits verursacht das Strafbefehlsverfahren wesentlich weniger Aufwand als ein
Gerichtsverfahren. Dies gilt nicht nur fiir die Stratbehdrden; auch fiir den Beschul-
digten ist das Strafbefehlsverfahren in der Regel mit erheblich tieferem Zeitaufwand
und mit deutlich weniger Kosten verbunden.’? Eine kurze Verfahrensdauer tragt
nicht nur zur Wirksamkeit des Entscheides bei, sondern auch zu dessen Akzeptanz.”3

Andererseits weist das Strafbefehlsverfahren auch gewisse rechtsstaatliche
Schwachstellen auf: So kann aufgrund der Schriftlichkeit des Verfahrens anders als
im ordentlichen Verfahren keine Kontrolle der Rechtsprechung durch die Offent-
lichkeit erfolgen. In der Phase des Strafbefehlsverfahrens besteht kein Anspruch auf
Verteidigung; und Strafbefehle werden allein in der Verfahrenssprache ausgestellt,
ungeachtet davon, ob die beschuldigte Person diese Sprache iiberhaupt versteht.
Schliesslich brauchen Strafbefehle hinsichtlich der Sanktion nicht begriindet zu
werden, und eine Einvernahme der beschuldigten Person ist ebenso nicht erforder-
lich.

Diese Schwachstellen haben zur Folge, dass im Strafbefehlsverfahren nur relativ
geringfligige Sanktionen ausgesprochen werden kdnnen.

Wie oben erwéhnt ist deshalb im geltenden Recht die Anordnung eines Tétigkeits-
verbots oder Kontakt- und Rayonverbots (Art. 67 ff. StGB) im Strafbefehlsverfahren
ausgeschlossen. Das normale Tatigkeitsverbot nach Artikel 67 Absatz 1 StGB und
die zwingenden Tiatigkeitsverbote nach Artikel 67 Absatz 3 und 4 StGB sind bereits
durch die vorausgesetzte Mindeststrafe vom Stratbefehlsverfahren ausgenommen.
Aber auch ein Tatigkeitsverbot nach Artikel 67 Absatz 2 StGB und ein Kontakt- und
Rayonverbot (Art. 676 StGB) konnen nicht im Strafbefehlsverfahren verhéngt
werden. Diese Verbote, die zehn Jahre oder wenn nétig lebenslanglich dauern (Art.
67 Abs. 2 und 6 StGB) beziehungsweise die bis zu fiinf Jahre dauern und wenn nétig
jeweils um bis zu finf Jahre verldngert werden kénnen (Art. 676 Abs. 1 und 5
StGB), stellen keine geringfiigigen Sanktionen mehr dar. Zudem héngt die Anord-
nung dieser Verbote teilweise von der negativen Zukunfisprognose des Téters ab.
Auch muss bei diesen nicht zwingenden Verboten beurteilt werden, ob die Anord-
nung von Bewdhrungshilfe zur Durchsetzung des Verbots sinnvoll ist (Art. 67 Abs. 7
StGB). Dies sind Aufgaben, bei denen ein rasches und schriftliches Verfahren kaum
geeignet ist. Uberdies sind viele dieser Fille weder in rechtlicher noch in tatsich-
licher Hinsicht einfach und klar.

Ein zwingend lebensléngliches Verbot stellt ebenfalls keine geringfiigige Sanktion
mehr dar; dies gilt umso mehr, als das Verbot in den allermeisten Fillen zusétzlich
noch mit einer Strafe von bis zu sechs Monaten Freiheitsstrafe (oder das Aquivalent
in Geldstrafe oder gemeinniitziger Arbeit) verkniipft werden kann. Auch sieht der
Entwurf vor, dass das Gericht in gewissen besonders leichten Fillen ausnahmsweise
auf die Anordnung eines lebenslinglichen Téatigkeitsverbots verzichten kann (vgl.
Ziff. 1.3.7). Hierzu scheint ein rasches und schriftliches Verfahren, das zudem
rechtsstaatliche Schwiéchen aufweist, kaum geeignet.

72 Hansjakob 2014, S. 163.
73 Hansjakob 2014, S. 163.
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Diese Regelung bringt zudem fiir die Opfer entscheidende Verbesserungen: sie
konnen sich am Verfahren beteiligen und ihre Zivilforderungen beurteilen lassen.

Aus diesen Griinden hélt der Entwurf am Ausschluss des Strafbefehls- beziechungs-
weise Strafmandatsverfahrens gemaéss geltendem Recht fest; auch wenn von etlichen
Vernehmlassungsteilnehmenden aus Kosten- und Effizienzgriinden angeregt wurde,
vom Ausschluss des Strafbefehlsverfahrens ganz oder teilweise abzusehen.”4

Durch den Ausschluss des Strafbefehlsverfahren wird den ordentlichen Gerichten
und den Staatsanwaltschaften zwar ein gewisser Mehraufwand entstehen. Es gilt
jedoch zu beriicksichtigen, dass eine beachtliche Anzahl der Félle aufgrund der
Strathdhe oder wegen fehlender Einfachheit und Klarheit bereits heute nicht im
Strafbefehlsverfahren beurteilt werden konnen. Hinzukommt, dass nicht alle Straf-
verfahren wegen einer Straftat gegen die sexuelle Integritdt (Art. 187-197 StGB)
vom Ausschluss betroffen sein werden. Denn nicht in samtlichen Fillen richtete sich
die Straftat gegen ein minderjéhriges, besonders schutzbediirftiges, zum Widerstand
unfahiges, abhidngiges oder urteilsunfahiges Opfer (vgl. Ziff. 3.2).

Zudem bleibt das abgekiirzte Verfahren nach Artikel 358 ff. StPO, welches ebenfalls
der Prozessdkonomie dient, in solchen Fillen nach wie vor moglich.

Vor diesem Hintergrund ist der Bundesrat der Ansicht, dass die oben erwdhnten
Griinde, welche fiir einen Ausschluss des Strafbefehlsverfahrens sprechen, iiberwie-
gen.

Auch ein teilweiser Verzicht auf den Ausschluss des Strafbefehlsverfahrens, indem
— wie in der Vernehmlassung vereinzelt vorgeschlagen’> — in Féllen nach Artikel 67
Absatz 4ter E-StGB auch die Staatsanwaltschaft im Rahmen des Strafbefehlsverfah-
rens befugt sein solle, von einem Tétigkeitsverbot abzusehen, erscheint nicht sach-
gerecht. Denn gerade in diesen Féllen, bei welchen den Gerichten ein gewisses
Ermessen zugestanden wird und insbesondere Fragen der Riickfallgefahr zu priifen
sind, erscheint das Strafbefehlsverfahren aus den bereits oben genannten Griinden
kaum geeignet.

Der generelle Ausschluss des Strafbefehlsverfahrens hat zur Folge, dass Sexualde-
likte, die in den Anwendungsbereich von Artikel 67 Absatz 3, 4 und 4bs E-StGB
oder Artikel 50 Absatz 3, 4 und 4bis E-MStG fallen, auch dann nicht im Strafbefehls-
beziehungsweise Strafmandatsverfahren erledigt werden kdnnen, wenn die jeweili-
gen Strafgrenzen, die filir diese Verfahren gelten, nicht erreicht werden. Auch wenn
die Staatsanwaltschaft in Ausnahmefillen ein Absehen von einem zwingenden,
lebenslidnglichen Tétigkeitsverbot im Sinne von Artikel 67 Absatz 4ter E-StGB
erwigt, ist das Strafbefehlsverfahren ausgeschlossen. Solche Sexualdelikte sind in
jedem Fall von einem ordentlichen Gericht zu beurteilen.

74 Vernehmlassungsbericht, S. 6 f.
75 Vernehmlassungsbericht, S. 6.
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1.3.7 Richterliches Ermessen

Liest man Artikel 123¢ BV isoliert und ohne Riicksicht auf den Kontext der gesam-
ten Verfassung, kann man zum Schluss kommen, dass jede Verurteilung wegen
einer Sexualstraftat, deren Opfer zum Kreis der geschiitzten Personen gehort (vgl.
Ziff. 1.3.2), zur Anordnung eines zwingend lebenslidnglichen Tatigkeitsverbots
filhren muss. Beriicksichtigt man aber bei der Umsetzung der angenommenen
Volksinitiative die nach wie vor geltenden rechtsstaatlichen Garantien der BV,
bewegt man sich in einem rechtlichen Spannungsfeld, das differenzierte Losungen
verlangt.

Bei einem lebensldnglichen Tétigkeitsverbot handelt es sich um einen Grundrechts-
eingriff (vgl. Ziff. 5.1.2). Ein solcher ist nur rechtmissig, wenn er sich auf eine
gesetzliche Grundlage stiitzen kann, im dffentlichen Interesse oder zum Schutze von
Grundrechten Dritter ausgesprochen wird und verhdltnisméssig ist (Art. 36 Abs. 2
und 3 BV). Diese Garantien von elementarer Bedeutung sind durch die Annahme
der Initiative nicht ausser Kraft gesetzt worden, sondern haben nach wie vor Gel-
tung. Angenommene, formulierte Volksinitiativen auf Teilrevision sind im Kontext
der geltenden BV auszulegen, da die Initiantinnen und Initianten eine Teilrevision
der Verfassung anstrebten und Volk und Stidnde nur iiber eine solche befanden.76

Bei der Auslegung der Verfassung ist grundsdtzlich von der Gleichrangigkeit aller
Verfassungsnormen auszugehen (vgl. Ziff. 1.2.2). Die Verfassung selbst sieht keine
explizite interne Normenhierarchie vor, welche bestimmten Verfassungsnormen im
Verhiltnis zu anderen den Vorzug geben wiirde. Hier unterscheidet sich die BV
beispielsweise vom deutschen Grundgesetz, das in Artikel 79 Absatz 3 bestimmte
Normen als unantastbar erklért und somit aus dem iibrigen Verfassungsrecht heraus-
hebt.

Stehen mehrere Verfassungsbestimmungen zueinander in einem Spannungsverhilt-
nis, miissen sie — wie unter Ziffer 1.2.2 dargelegt — auf dem Wege der harmonisie-
renden Auslegung miteinander zu praktischer Konkordanz gebracht werden. Gleich-
rangigkeit der Verfassungsnormen heisst dabei bloss, dass die eine Norm nicht a
priori einer anderen iibergeordnet ist, hat aber nicht zur Konsequenz, dass im Har-
monisierungsprozess der Bedeutung der einzelnen Bestimmungen fiir die konkrete
Fragestellung nicht Rechnung getragen werden diirfte.

Im konkreten Fall bedeutet dies, dass Artikel 123¢ BV zwar die Voraussetzungen fiir
die Beschriankung von Grundrechten in Artikel 36 BV zuriickdringen darf. Arti-
kel 36 BV darf aber — angesichts seiner Tragweite fiir den Rechtsstaat — nicht jeder
Wirksamkeit beraubt werden.””

Der Entwurf hilt deshalb an der im Vorentwurf (Variante 1) vorgeschlagenen Aus-
nahmebestimmung fest. Wie unter Ziffer 1.2.7 bereits erwéhnt, spricht sich auch
eine deutliche Mehrheit der Vernehmlassungsteilnehmenden aus rechtsstaatlichen
Griinden fiir eine solche Bestimmung aus. Die Ausnahmebestimmung wurde aber
iiberarbeitet und prézisiert (vgl. Erlduterungen zu Art. 67 E-StGB).

76 Reich 2008, S. 510.
77 Moser 1986, S. 14 f.
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Die Voraussetzungen, um auf die Anordnung zu verzichten, sind eng ausgestaltet.
Die Ausnahmebestimmung kommt nicht bei allen, sondern nur bei gewissen Anlass-
taten zur Anwendung. Dariiber hinaus wird kumulativ verlangt, dass es sich um
einen besonders leichten Fall einer Anlasstat handelt und die Anordnung eines
Tatigkeitsverbotes nicht notwendig erscheint, um den Titer von der Begehung
weiterer einschldgiger Straftaten abzuhalten. Bei Anlasstaten, die von ihrer Art oder
ihrer abstrakten Strafdrohung am schwersten wiegen, vermutet das Gesetz unwider-
legbar, dass es keine besonders leichten Fille gibt (vgl. Art. 67 Abs. 4ter E-StGB;
Erlduterungen zu Art. 67 E-StGB). Zudem wird in der {iberarbeiteten Ausnahmebe-
stimmung mit Blick auf den Zweck der Initiative ausdriicklich festgehalten, dass,
wenn der Téter padophil gemédss den international anerkannten Klassifikationskrite-
rien ist, nicht von der Anordnung eines zwingend lebensldnglichen Tatigkeitsverbo-
tes abgesehen werden darf — und zwar unabhéngig von der Art und Schwere der
Anlasstat. Das Gesetz vermutet insofern, dass in diesen Féllen die Anordnung eines
Tatigkeitsverbotes immer notwendig erscheint.

Die Ausnahmebestimmung soll zum Beispiel in Féllen von einvernehmlicher
Jugendliebe zwischen einer jungen erwachsenen und einer 15-jdhrigen Person zur
Anwendung kommen, bei welchen nicht zu befiirchten ist, dass der Téter eine Téatig-
keit zur Begehung weiterer einschldgiger Straftaten missbraucht, das heisst keine
Wiederholungsgefahr besteht.

Insofern kann mit dieser Ausnahmebestimmung auch der Intention der Initiantinnen
und Initianten Rechnung getragen werden. Diese haben sich im Vorfeld zur Ab-
stimmung dahingehend gedussert, dass sogenannte Jugendlieben nicht von einem
zwingend lebenslanglichen Tatigkeitsverbot erfasst werden sollen und die Volksini-
tiative auf padophile Straftiter ziele.”8

Zwar fordert eine Minderheit der Vernehmlassungsteilnehmenden, dass ausschliess-
lich Fille von Jugendlieben unter diese Ausnahmebestimmung fallen sollen (vgl.
Ziff. 1.2.7). Das Prinzip der Rechtsgleichtheit gebietet jedoch, dass Gleiches gleich
und Ungleiches ungleich behandelt wird. Aus Griinden der Rechtsgleichheit wire es
somit stossend, nur sogenannte Jugendlieben als «besonders leichte Fille» von
einem lebensldnglichen Tatigkeitsverbot auszunehmen, wéhrend andere &hnlich
besonders leichte Fille, die ebenfalls keinerlei Bezug zu Pidophilie aufweisen,
zwingend ein solches Verbot zur Folge hitten. Bei dhnlich besonders leichten Fillen
soll deshalb ebenfalls die Ausnahmebestimmung zur Anwendung gelangen konnen,
wenn die Voraussetzungen hierfiir erfiillt sind (Beispiele solcher Félle unten, Erldu-
terungen zu Art. 67 E-StGB).

Auch die EMRK verlangt bei der Beschrankung des hier zur Diskussion stehenden
Artikels 8 (Schutz des Privatlebens) eine Verhéltnismassigkeitspriifung. Die vorge-
schlagene Ausnahmebestimmung fiir besonders leichte Fille geht zwar in diese
Richtung, vermag aber das Risiko nicht génzlich zu beseitigen, dass der Européische
Gerichtshof fiir Menschenrechte (EGMR) in einem konkreten Fall eine Konven-
tionsverletzung feststellen wiirde (vgl. Ziff. 5.2.1).

78 Erlduterungen zur Volksabstimmung, S. 21 (Argumente des Initiativkomitees).
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1.3.8 Verlust des Rechts auf Ausiibung einer beruflichen
oder ausserberuflichen Titigkeit

Bei einer Verurteilung zu einer Sexualstraftat an einem geschiitzten Opfer soll das
Gericht grundsitzlich in jedem Fall ein lebenslanges Tétigkeitsverbot anordnen.

Das Verbot soll auf berufliche und organisierte ausserberufliche Tétigkeiten be-
schrankt werden.

Als berufliche Tétigkeiten gelten Tétigkeiten in Ausiibung eines Haupt- oder
Nebenberufs oder -gewerbes oder eines Handelsgeschifts.”? Der Begriff ist eher
weit zu verstehen. In Frage kommen selbstdindige oder unselbstindige Erwerbstatig-
keiten. Die Erwerbstitigkeit kann namentlich im Rahmen eines Arbeitsvertrages
oder eines Auftragsverhéltnisses ausgefiihrt werden. Indizien zur Qualifikation als
berufliche Tatigkeit konnen Zeit und Mittel sein, die dafiir aufgewendet werden,
aber auch die Haufigkeit innerhalb eines bestimmten Zeitraums und die angestrebten
und erzielten Einkiinfte.80

Als organisierte ausserberufliche Tatigkeiten gelten chrenamtliche Tatigkeiten,
vorausgesetzt sie finden in einem bestimmten, organisierten Rahmen statt. Dieser
organisierte Rahmen liegt insbesondere bei Vereinen, Stiftungen, Gesellschaften des
Aktienrechts, 6ffentlich-rechtlichen Korperschaften und Institutionen vor. Ausserbe-
ruflich ist eine Tatigkeit, wenn sie nicht oder nicht primér zu Erwerbszwecken
ausgeiibt wird. In Frage kommen zum Beispiel freiwillige Téatigkeiten in einem
Sportverein, im Rahmen von Jugend und Sport, der Schule, der Kirche oder der
Krankenpflege.8!

Daraus folgt, dass die Betreuung minderjéhriger oder besonders schutzbediirftiger
Personen im streng privaten Rahmen (z. B. durch Verwandte oder Freunde) nicht in
den Geltungsbereich des vorgeschlagenen Tatigkeitsverbots fallen soll. Hierfiir soll
auch kein Sonderprivatauszug verlangt werden konnen. In diesen Fillen sind die
Eltern fiir die Wahl der Personen, denen sie ihre Kinder anvertrauen, verantwortlich.
Werden diese Betreuungsleistungen jedoch im Rahmen eines Berufs erbracht, so
fallen sie unter den Geltungsbereich des vorgeschlagenen Tétigkeitsverbots, und die
Erziehungsberechtigten kdnnen als Arbeitgeber einen Sonderprivatauszug verlan-
gen. Was die Eltern selbst angeht, ist klar, dass die Ausilibung der elterlichen Sorge
keine berufliche oder ausserberufliche Tétigkeit darstellt und von Artikel 123¢ BV
nicht betroffen ist. Ist das Wohl des Kindes gefahrdet, so trifft die Kindesschutzbe-
horde — nachdem sie von den Strafbehdrden iiber eine Verurteilung informiert wor-
den ist (vgl. Art. 75 Abs. 2 StPO) — gestiitzt auf die Artikel 307 ff. ZGB die geeigne-
ten Kindesschutzmassnahmen.

79 Niggli/Maeder 2013, Art. 67 N. 37.

80 Botschaft Umsetzung Ausschaffungsinitiative, Ziff. 6.4.1; BGE 119 IV 129, 132 zum
Begrift des berufsmassigen Handelns.

81 Botschaft zur Volksinitiative «Padophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten diirfen»,
Ziff. 6.2.1 und 6.4.1.
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1.3.9 Tétigkeit mit minderjihrigen, besonders
schutzbediirftigen, abhiingigen, zum Widerstand
unfihigen und urteilsunfihigen Personen

Der Entwurf sieht vor, dass das Tétigkeitsverbot nach Artikel 67 Absatz 3 und 4
E-StGB zum Schutz von Minderjahrigen oder besonders schutzbediirftigen Personen
auf Tatigkeiten mit regelméssigem Kontakt zu diesen Personen(gruppen) beschrinkt
werden soll. Es wird auf die weitere Formulierung, die in der franzosischen Fassung
von Artikel 123¢ BV verwendet wird, abgestellt (vgl. Ziff. 1.2.5). Dies erscheint
zum Schutz der Minderjéhrigen und besonders schutzbediirftigen Personen erforder-
lich. Denn es gibt zahlreiche Tétigkeiten, die von ihrer Art her zwar nicht direkt mit
oder an diesen Personen ausgeiibt werden, aber dennoch mit regelméssigen Begeg-
nungen von Minderjdhrigen oder besonders schutzbediirftigen Personen verbunden
sind und die Mdglichkeiten bieten, ein Vertrauensverhéltnis aufzubauen.

Unter Tatigkeiten «mit Kontakt zu» minderjdhrigen und anderen besonders schutz-
bediirftigen Personen sind einerseits Tatigkeiten zu verstehen, die von ihrer Art her
einen direkten Kontakt mit diesen Personen umfassen und moglicherweise die
Entwicklung eines Vertrauensverhiltnisses beinhalten. Darunter fallen insbesondere
Tatigkeiten als Lehrer, Betreuer, Trainer, Pfleger, usw. Zum anderen sind darunter
aber auch alle anderen Tatigkeiten zu verstehen, die wiederholt in Einrichtungen
ausgeiibt werden, die Dienstleistungen anbieten, die sich direkt und spezifisch an
minderjéhrige oder besonders schutzbediirftige Personen richten. Damit werden
auch hauswirtschaftliche Tétigkeiten (Hauswart, Sekretdr, Koch, Reinigungsperso-
nal) in solchen Institutionen erfasst (z. B. in Sportvereinen, Schulen, Kinderkrippen,
Internaten, Ferienlagern, Pflegeheimen, Sondereinrichtungen fiir korperlich oder
geistig behinderte Personen, geriatrischen oder pédiatrischen Kliniken, usw.), es sei
denn, der Kontakt zu diesen Personengruppen sei ortlich oder zeitlich ausgeschlos-
sen.

Unter «regelméssig» konnen sowohl kurzzeitige oder sporadische Verhéltnisse liber
einen lédngeren Zeitraum als auch intensive Verhiltnisse iiber einen kurzen Zeitraum
fallen. Eine einmalige Tétigkeit geniigt hingegen nicht.

Aufgrund des Vernehmlassungsergebnisses8?2 werden einzelne Definitionen von
Tatigkeiten mit regelméssigem Kontakt mit Minderjdhrigen oder anderen besonders
schutzbediirftigen Personen prazisiert. Dies erfolgt einerseits, um Unklarheiten zu
beseitigen, andererseits auch damit fiir die betroffenen Personen die Stellensuche
nicht mehr als notwendig erschwert wird (vgl. Erlduterungen zu Art. 67a E-StGB).

Das Titigkeitsverbot nach Artikel 67 Absatz 4% E-StGB zum Schutz von abhéngi-
gen, zum Widerstand unféhigen und urteilsunfihigen Personen soll auf Tétigkeiten
im Gesundheitsbereich mit direktem Patientenkontakt beschrénkt werden (vgl. Ziff.
1.3.5 und Erlauterungen zu Art. 67 E-StGB). Unter das Verbot nach Artikel 67
Absatz 4bis E-StGB fallen damit nicht sémtliche Tétigkeiten im Gesundheitsbereich,
sondern eben nur Tétigkeiten in diesem Bereich, die an beziehungsweise mit Patien-
ten ausgeiibt werden. Die im Vorentwurf verwendete Formulierung «Heil- und
Pflegetétigkeiten» erwies sich als ungenau, weshalb von dieser Abstand genommen

82 Vernehmlassungsbericht, S. 14 f.
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wird. Insbesondere wiren damit Tétigkeiten in der Forschung oder der Wissenschaft
ausgeschlossen gewesen, obwohl es in der Forschung hiufig zu direktem Kontakt zu
Patientinnen und Patienten kommen kann, beispielsweise bei Kontrolluntersuchun-
gen.

Die Verbote nach Artikel 67 Absatz 3, 4 und 4bis E-StGB sollen immer alle beruf-
lichen und organisierten ausserberuflichen Titigkeiten mit minderjédhrigen oder
anderen besonders schutzbediirftigen Personen respektive alle beruflichen und
organisierten ausserberuflichen Tétigkeiten im Gesundheitsbereich mit direktem
Patientenkontakt umfassen.

1.3.10 Vollzug des Titigkeitsverbots

Das zwingend lebenslingliche Tatigkeitsverbot soll weitestgehend wie dasjenige des
geltenden Rechts vollzogen werden.83

Strafregisterauszug

Der Vollzug erfolgt somit einerseits mittels Auszug aus dem Strafregister. Hierflir
steht der normale Privatauszug (Art. 371 StGB) sowie der neue Sonderprivatauszug
(Art. 371a StGB) zur Verfligung. Letzterer enthilt nach dem geltenden Recht nur
Urteile, in denen ein Tatigkeitsverbot zum Schutz von Minderjéhrigen oder anderen
besonders schutzbediirftigen Personen angeordnet wurde. Neu soll der Sonderprivat-
auszug auch Urteile enthalten, in denen ein Verbot fiir Tatigkeiten im Gesundheits-
bereich mit direktem Patientenkontakt angeordnet wurde (Art. 371a E-StGB). Dem-
entsprechend sollen neu nicht nur Personen, die sich fiir eine berufliche oder
ausserberufliche Tatigkeit mit regelmissigem Kontakt mit minderjéhrigen oder
anderen besonders schutzbediirftigen Personen bewerben oder eine solche Tatigkeit
ausiiben, einen sie betreffenden Sonderprivatauszug verlangen kénnen, sondern auch
Personen, die sich fiir eine Tatigkeit im Gesundheitsbereich mit direktem Patienten-
kontakt bewerben oder eine solche Téatigkeit ausiiben.

Nach dem geltenden Recht ist fiir die Ausstellung eines Sonderprivatauszuges eine
schriftliche Bestdtigung des Arbeitgebers oder der Organisation notwendig. In dieser
wird bestdtigt, dass der Antragsteller eine Tatigkeit ausiibt, fiir welche ein Sonder-
privatauszug angefordert werden kann oder dass er sich fiir eine solche Téatigkeit
bewirbt. Diese Regelung hat nun aber zur Folge, dass nur Arbeitgeber und Organisa-
tionen, bei welchen organisierte ausserberufliche Téatigkeiten ausgefiihrt werden,
von den betreffenden Personen einen Sonderprivatauszug verlangen konnen. Bewil-
ligungs- und Aufsichtsbehérden kénnen hingegen keinen Sonderprivatauszug ver-
langen, da ihnen in diesem Zusammenhang nicht die Eigenschaft des Arbeitgebers
zukommt. Ebenfalls stellen sie keine Organisation dar, bei welcher organisierte
ausserberufliche Tétigkeiten mit regelméssigem Kontakt zu Minderjdhrigen oder
anderen besonders schutzbediirftigen Personen ausgeiibt werden. Diese Liicke ist zu
schliessen. Neu sollen auch Bewilligungsbehdrden von den betreffenden Personen

83 Botschaft zur Volksinitiative «Padophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten diirfen»,
Ziff. 6.2.7,6.2.8 und 6.4.1.
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einen Sonderprivatauszug verlangen konnen, indem die «Arbeitgeberbestitigung»
auf diese Fille ausgeweitet wird (vgl. Erlduterungen zu Strafregister [Art. 371a
E-StGB]).

Im Vernehmlassungsverfahren wurde von einigen Vernehmlassungsteilnehmenden
die Einfiihrung einer gesetzlichen Pflicht zur Einholung eines Sonderprivatauszuges
verlangt, wihrendem andere den Verzicht auf ein solches Obligatorium ausdriicklich
begriissten.84

Im Vorentwurf und Bericht zur Anderung der Bundesverfassung, des Strafgesetz-
buches, des Militdrstrafgesetzes und des Jugendstrafgesetzes (Tétigkeitsverbot und
Kontakt- und Rayonverbot)35 wurde bereits die Einfiihrung eines solchen Obligato-
riums vorgeschlagen. Dieser Vorschlag, dass der Sonderprivatauszug von Personen,
die eine Tatigkeit mit Minderjahrigen oder besonders schutzbediirftigen Personen
ausiiben wollen, obligatorisch einzuholen ist, wurde jedoch vor allem von den direkt
betroffenen ausserberuflichen Organisationen abgelehnt.86 Deshalb wurde im Ent-
wurf zum Bundesgesetz iiber das Tétigkeitsverbot und das Kontakt- und Rayonver-
bot (Anderung des Strafgesetzbuchs, des Militéirstrafgesetzes und des Jugendstrafge-
setzes) vom urspriinglich vorgesehenen Obligatorium Abstand genommen.87

Damit eine allgemeine Pflicht zur Einholung eines Strafregisterauszuges eingefiihrt
werden konnte, miisste zudem zuerst eine entsprechende Verfassungsgrundlage
geschaffen werden.88

Insofern wurde die Einfiihrung einer solchen Pflicht bereits gepriift, jedoch wieder
verworfen. Da sich die Situation seither nicht wesentlich verdndert hat, hdlt der
Bundesrat am Verzicht auf die Einfiihrung einer generellen Pflicht zur Einholung
eines Sonderprivatauszuges fest.

Dieser Verzicht bedeutet jedoch nicht, dass Bund, Kantone und Gemeinden fiir
gewisse Tatigkeiten im Rahmen ihrer Bewilligungs- oder Aufsichtsgesetzgebung
nicht eine Pflicht zur Einholung eines Sonderprivatauszuges vorsehen konnen.
Gleiches gilt fiir die Festlegung der Anstellungsvoraussetzungen fiir bestimmte
Tatigkeiten.

Bewihrungshilfe

Andererseits soll die Uberwachung und Betreuung durch die bestehenden Bewdih-
rungshilfestrukturen erfolgen. Bereits im geltenden Recht erfolgt die Uberwachung
und Betreuung bei Tiétigkeitsverboten und Kontakt- und Rayonverboten durch die
Bewihrungshilfe. Auch zuvor waren die Bewdhrungshilfestrukturen schon fiir die
Kontrolle der Weisungen (und der in diesem Rahmen moglichen Tétigkeits-, Kon-
takt- und Rayonverbote) zustindig. Die Uberwachung und Betreuung durch die
Bewihrungshilfe erscheint insbesondere unter dem Aspekt, dass selbstindige beruf-
liche oder organisierte ausserberufliche Tétigkeiten regelméssig nicht durch einen

84 Vernehmlassungsbericht, S. 19 ff.

85 Bericht Titigkeitsverbot und Kontakt- und Rayonverbot, Ziff. 1.2.2.7 f. und 2.5.1.

86 Vernehmlassungsbericht Tatigkeitsverbot und Kontakt- und Rayonverbot, S. 18 ff.

87 Botschaft zur Volksinitiative «Pddophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten diirfen»,
Ziff. 6.2.8.

88 Bericht Tatigkeitsverbot und Kontakt- und Rayonverbot, Ziff. 2.1.
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Auszug aus dem Strafregister kontrolliert werden kénnen, angezeigt. Zudem kann
eine Unterstiitzung durch eine Bezugsperson sinnvoll sein, wenn der Verurteilte sich
aufgrund der Verbote beruflich und in seiner Freizeit neu orientieren muss.

Der Vorentwurf sah vor, dass die Anordnung der Bewidhrungshilfe in jedem Fall
zwingend sein soll. In der Vernehmlassung lehnten etliche Vernehmlassungsteil-
nehmende die Aufgabenzuteilung an die Bewdhrungshilfe ab oder vertraten die
Auffassung, dass die Anordnung einer Bewdhrungshilfe nur fakultativ sein soll. Es
wurde darauf hingewiesen, dass die zwingende Anordnung von Bewéhrungshilfe zu
erheblichen Mehrkosten beziehungsweise Mehraufwand bei den kantonalen Bewéh-
rungshilfen fiihren wiirde. Zudem wurde darauf hingewiesen, dass die Vollzugs- und
Bewihrungsdienste nur iiber begrenzte Méglichkeiten zur Uberwachung der lebens-
langen Tatigkeitsverbote verfligten.89

Auch die Schweizerische Konferenz der Leiterinnen und Leiter der Bewédhrungshilfe
(SKLB) wies im Vernehmlassungsverfahren auf die begrenzten Mdoglichkeiten der
Bewihrungshilfe zur Uberwachung der Titigkeitsverbote hin. Als Kontrollinstru-
ment stehe lediglich das Gespriach mit den Betroffenen beziehungsweise Fragen
nach den Tatigkeiten zur Verfiigung. Der gesetzliche Auftrag der Bewahrungshilfe
liege zudem nicht in der Uberwachung, sondern darin, die betreuten Personen mit-
tels geeigneter Sozial- und Fachhilfe vor Riickfilligkeit zu bewahren und bei der
sozialen Integration zu unterstiitzen. Der Bewéhrungshilfe fehle das nétige Instru-
mentarium, um Tétigkeitsverbote wirksam zu kontrollieren.%0

Von der urspriinglich vorgesehenen Bestimmung, wonach bei Tatigkeitsverboten
nach Artikel 67 Absatz 3, 4 und 4bs E-StGB in jedem Fall zwingend Bewih-
rungshilfe anzuordnen ist, wird deshalb aufgrund des Vernehmlassungsergebnisses
Abstand genommen. Die Anordnung von Bewihrungshilfe ist nicht in allen Fillen
sinnvoll und notwendig. Zudem wiirde die zwingende Anordnung von Bewahrungs-
hilfe bei den Kantonen zu einem grossen Mehraufwand fiihren.9! Die Anordnung
von Bewidhrungshilfe soll bei Tétigkeitsverboten nach Artikel 67 Absatz 3, 4 und
4bis E-StGB aber die Regel sein (vgl. Erlauterungen zu Art. 67 E-StGB).

Die Dauer der Bewdhrungshilfe entspricht grundsétzlich der Dauer des Verbotes. Ist
die mit dem Tétigkeitsverbot verbundene Bewdhrungshilfe jedoch nicht mehr erfor-
derlich, so kann das zustdndige Gericht oder die Vollzugsbehdrde die Bewahrungs-
hilfe autheben (Art. 67¢ Abs. 7 StGB).

Verzicht auf Eintragung der Titigkeitsverbote in RIPOL

In der Vernehmlassung verlangten einzelne Vernehmlassungsteilnehmende, dass als
weiteres Vollzugsinstrument die Tétigkeitsverbote und Kontakt- und Rayonverbote
ins Fahndungssystem RIPOL eingetragen werden sollen. Dies ermdgliche, dass die
Polizei vom Verbot Kenntnis habe und bei Bedarf entsprechend intervenieren konne,
was fiir eine wirksame Kontrolle unabdingbar sei.%?

89 Vernehmlassungsbericht, S. 12 ff.

90 Vernehmlassungsbericht, S. 13 ff.

91 Botschaft zur Volksinitiative «Pddophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten diirfen»,
Ziff. 6.4.1 (Art. 67 [Tétigkeitsverbot, Voraussetzungen]).

92 Vernehmlassungsbericht, S. 22.
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Eine Ausschreibung der Tétigkeitsverbote und Kontakt- und Rayonverbote im
Fahndungssystem RIPOL wiirde eine Anderung des Bundesgesetzes iiber die poli-
zeilichen Informationssysteme des Bundes (BPI)3 sowie der Verordnung iiber das
automatisierte Polizeifahndungssystem (RIPOL-Verordnung)®* bedingen. Um zu
gewdhrleisten, dass die von der Polizei abgerufenen Daten den aktuellen Stand der
Verbote wiedergeben, wire zudem ein aufwendiges Meldeverfahren oder ein auto-
matischer Abgleich mit dem Strafregister-Informationssystem VOSTRA vorzuse-
hen.

Am 20. Juni 2014 hat der Bundesrat die Botschaft®> und den Entwurf% zu einem
neuen Bundesgesetz iiber das Strafregister-Informationssystem VOSTRA (Strafre-
gistergesetz, StReG) verabschiedet. Dieser Entwurf, der zurzeit vom Parlament
beraten wird, sieht vor, dass die kantonalen Polizeistellen einen Online-Zugang zum
Strafregister-Informationssystem VOSTRA erhalten. Dieser Online-Zugang wird es
den Polizeistellen kiinftig ermoglichen, einfach und verldsslich abzukléren, ob gegen
eine bestimmte Person ein Tatigkeitsverbot oder Kontakt- und Rayonverbot besteht.
Die vorgesehenen Online-Zugangsrechte schliessen einen mobilen Zugang mit ein.

Der Entwurf des Strafregistergesetzes sieht fiir die Polizeibehdrden somit bereits den
gewlinschten Online-Zugang zu den fiir sie relevanten Informationen (Urteil mit
Tatigkeitsverboten oder Kontakt- und Rayonverboten) vor. Es ist entsprechend
bereits vorgesehen, dass ein weiteres ergdnzendes Vollzugsinstrument geschaffen
werden soll. Deshalb kann im vorliegenden Entwurf auf eine Anderung des BPI
verzichtet werden.

Es werden allerdings so oder so nur punktuelle Kontrollen durch die Polizeiorgane
moglich sein; systematische Kontrollen sind ausgeschlossen. Denn es miissen spezi-
fische Umsténde vorliegen, damit die Polizeiorgane Identitdtskontrollen vornehmen
diirfen. Die Kontrolle darf nicht anlassfrei erfolgen. Erforderlich konnen Identitéts-
kontrollen etwa bei einer begriindeten Annahme sein, die Person sei zur Fahndung
ausgeschrieben oder bei Vorliegen eines objektiven Anfangsverdachts einer Wider-
handlung.%7

Méglichkeit der nachtriglichen Uberpriifung

Zur Beriicksichtigung des in der BV verankerten Verhéltnisméassigkeitsprinzips (vgl.
Ziff. 1.2.3, sowie Ziff. 5.1.2) und der vdlkerrechtlichen Verpflichtungen (vgl.
Ziff. 5.2) soll die verurteilte Person in gewissen Fillen die Moglichkeit erhalten,
nach einer bestimmten Dauer des Vollzugs, ihren Fall neu priifen zu lassen, sprich
bei der zustindigen Behdrde um eine inhaltliche oder zeitliche Einschriankung oder
um die Authebung des Verbots zu ersuchen.

Das Strafgesetzbuch sieht auch bei verschiedenen anderen, an sich lebensldnglichen
Strafen und Massnahmen, gewisse Uberpriifungsmoglichkeiten vor. So ist bei-
spielsweise bei der lebenslénglichen Freiheitsstrafe eine bedingte Entlassung mog-

93 SR 361

94 SR 361.0

95 BBI12014 5713

96 BBI12014 5873

97 Mohler 2012, S. 197 f;; vgl. BGE 1371167, 136 1101, 124 1 85 und 109 Ia 146.
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lich; dies frithestens nach 15 Jahren, wenn die Voraussetzungen vorliegen (vgl.
Art. 86 Abs. 5 1.V.m. Art. 86 Abs. 1 StGB). Ausnahmsweise, wenn ausserordentli-
che, in der Person des Gefangenen liegende Umstinde es rechtfertigen, ist eine
bedingte Entlassung auch schon frithestens nach zehn Jahren mdglich (Art. 86
Abs. 5 i.V.m. Art. 86 Abs. 4 StGB). Auch bei der lebenslédnglichen Verwahrung
nach Artikel 64 Absatz 1bis StGB ist unter bestimmten Umsténden eine Priifung der
Entlassung und eine bedingte Entlassung vorgesehen (Art. 64¢ StGB).

Das Aufrechterhalten eines Tétigkeitsverbots {iber eine gewisse Zeitdauer hinaus,
obwohl vom Titer keine Gefahr mehr ausgeht, dass er eine Tétigkeit zur Begehung
weiterer Sexualstraftaten missbrauchen konnte, erscheint nicht sachgerecht®® und
wire mit dem Verhédltnisméssigkeitsprinzip nicht vereinbar. Auch fiir die Bewéh-
rungshilfe, die bei den Tatigkeitsverboten nach Artikel 67 Absatz 3, 4 und 4bis
E-StGB in der Regel anzuordnen ist, wiirde dies zu einem unverhéltnisméssig gros-
sen Aufwand fithren und der Vollzug der Verbote konnte nicht mehr befriedigend
sichergestellt werden.

Der Vorentwurf sah vor, dass die Zeitdauer, nach welcher frithestens um eine Uber-
priifung ersucht werden kann, abgestuft nach Unrechtsgehalt der begangenen Straf-
tatbesténde festgelegt werden soll. Zwar haben zahlreiche Vernehmlassungsteilneh-
mende die nachtriigliche Uberpriifungsmoglichkeit begriisst und teilweise auch
kiirzere Fristen angeregt.9 Andererseits wurde die Uberpriifungsmoglichkeit von
einer Minderheit der Vernehmlassungsteilnehmenden explizit abgelehnt, weil sie
sich nicht mit dem Wortlaut von Artikel 123¢ BV vereinbaren lasse. Einzelne Teil-
nehmenden regten zudem an, die Anzahl der unterschiedlichen Fristen zu beschrin-
ken. Damit konne die Komplexitét der Bestimmung reduziert werden. 100

Aus diesen Griinden wurde die Bestimmung iiberarbeitet und die unterschiedlichen
Fristen auf eine einheitliche Frist reduziert. Die Zeitdauer, nach welcher frithestens
um eine Uberpriifung ersucht werden kann, soll bei allen lebenslinglichen Titig-
keitsverboten — wie im geltenden Recht — auf zehn Jahre festgelegt werden (vgl.
Erlauterungen zu Art. 67¢ E-StGB).

Ist der Titer pddophil (zum Begriff vgl. Ziff. 1.2.5), soll die Uberpriifungsmoglich-
keit ausgeschlossen sein. Das Verbot soll in einem solchen Fall immer lebensléng-
lich dauern. Der Entwurf iibernimmt diesbeziiglich die im Vorentwurf vorgeschla-
gene Losung (zu den Einzelheiten vgl. Erlduterungen zu Art. 67¢ E-StGB).

Zahlreiche Vernehmlassungsteilnehmende haben diesen Ausschluss der nachtrég-
lichen Uberpriifungsméglichkeiten bei padophilen Straftitern begriisst (zur inhalt-
lichen Kritik, vgl. Erlduterungen zu Art. 67¢ E-StGB).101

Der Bundesrat schligt somit bei der nachtriglichen Uberpriifungsmdglichkeit eine
strengere Regelung als im Vorentwurf vor. Er orientiert sich damit am Wortlaut der
neuen Verfassungsbestimmung.

98 Vgl. Goksu, 2015, Art. 123¢ N. 23.

99 Vernehmlassungsbericht, S. 8 und 16 ff.
100 Vernehmlassungsbericht, S. 8 und 16 ff.
101 Vernehmlassungsbericht, S. 8 und 16 ff.
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1.3.11 Zeitliche Geltung und Riickwirkungsverbot

Aufgrund des Riickwirkungsverbots nach Artikel 2 Absatz 1 StGB kann das vorge-
schlagene Tatigkeitsverbot durch den Strafrichter erst dann angeordnet werden,
wenn der Téter nach Inkrafttreten der Gesetzesédnderung eine verbotsrelevante Tat
begangen hat. Das Riickwirkungsverbot gilt grundsétzlich auch fir Massnahmen.

Eine Ausnahme vom Riickwirkungsverbot gilt, wenn das Gesetz zwischen Tat und
Urteil dndert. Nach Artikel 2 Absatz 2 StGB gilt in diesem Fall der Grundsatz des
milderen Rechts (lex mitior): Das neue Recht ist auf Taten anwendbar, die vor
dessen Inkrafttreten begangen wurden, sofern es fiir den Betroffenen milder ist als
das Recht zur Zeit der Tat. In der Lehre ist zwar umstritten, inwieweit der Grundsatz
des milderen Rechts auch fiir Massnahmen gilt. Dieser Aspekt diirfte jedoch im
vorliegenden Zusammenhang unerheblich sein, da das vorgeschlagene Tétigkeits-
verbot eine Verschérfung gegeniiber dem bisherigen Recht darstellt (vgl. Ziff. 1.4).

1.3.12 Ortliche Geltung

Artikel 123¢ BV dussert sich nicht dazu, ob die Verurteilung von einem Schweizer
Gericht ausgehen muss oder ob auch auslidndische Urteile beriicksichtigt werden
sollen. Die Priifung, welche Schweizerinnen und Schweizer wegen einer relevanten
Straftat im Ausland verurteilt wurden, wire aufwindig, schwierig und im Ergebnis
willkiirlich, da nie alle erfasst werden konnen; dies weil den Schweizer Behorden
nicht alle Auslandsurteile gemeldet werden. Deshalb soll das vorgeschlagene Tatig-
keitsverbot ausschliesslich im Rahmen eines in der Schweiz ausgefillten Strafurteils
angeordnet werden, wie dies beim Tétigkeitsverbot des geltenden Rechts auch der
Fall ist.

Wird dem Schweizerischen Strafregister jedoch ein auslidndisches Urteil, das ein
Tatigkeitsverbot enthdlt, mitgeteilt, so wird dieses bereits nach den bestehenden
Regelungen ins Strafregister aufgenommen, wenn es nach unserem Recht eintra-
gungspflichtig ist.192 Diese Urteile erscheinen dann ebenfalls im Privat- bezie-
hungsweise Sonderprivatauszug.103

1.3.13 Parallele Regelungen im Militéirstrafgesetz

Obwohl dem vorgeschlagenen Tétigkeitsverbot im militdrischen Alltag eine eher
geringe Bedeutung zukommen diirfte, soll dieses in das Militérstrafgesetz (MStG104)
aufgenommen werden, wie dies bereits flir das geltende Téatigkeitsverbot (Art. 50 ff.
MStG) der Fall ist.

102 Art. 3 Abs. 1 Bst. e VOSTRA-V (SR 331).
103 Art. 4 Abs. 1 Bst. fi.V.m. Art. 25 Abs. 2 Ziff. 11 oder 25d VOSTRA-V.
104 SR 321.0
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14 Begriindung und Bewertung
der vorgeschlagenen Losung

Der Entwurf {ibernimmt aufgrund des Vernechmlassungsergebnisses weitestgehend
das im Vorentwurf vorgeschlagene Tatigkeitsverbot.

Vorgesehen wird ein grundsitzlich zwingend lebenslidngliches Tétigkeitsverbot im
StGB und MStG, das fiir alle erwachsenen Titer gilt, die wegen einer Sexualstraftat
an einem geschiitzten Opfer zu einer Strafe verurteilt werden oder gegen die eine
Massnahme angeordnet wird. Im JStG wird auf ein solches Verbot hingegen ver-
zichtet.

Die Deliktskataloge, welche die Anlasstaten enthalten, umfassen — anders als das
qualifizierte Tétigkeitsverbot nach geltendem Recht (vgl. Art. 67 Abs. 3 und 4
StGB) — nebst Verbrechen und Vergehen auch Ubertretungen. Dies hat zur Folge,
dass auch weniger schwere Delikte grundsétzlich zu einem lebenslénglichen Tatig-
keitsverbot fiihren.

Verurteilt das Gericht einen Tater wegen einer Sexualstraftat an einem besonders
geschiitzten Opfer, so muss es das Tétigkeitsverbot grundsitzlich unabhéingig von
der Hohe der im Einzelfall ausgesprochenen Strafe zwingend lebenslanglich anord-
nen.

Die vom Bundesrat vorgeschlagene und nach der Vernehmlassung iiberarbeitete
Ausnahmebestimmung sicht jedoch vor, dass das Gericht ausnahmsweise in beson-
ders leichten Fillen gewisser Sexualstraftaten von einem zwingend lebenslénglichen
Tatigkeitsverbot absehen kann, sofern die Anordnung des Verbots nicht notwendig
erscheint, den Téter vor der Begehung weiterer einschlégiger Straftaten abzuhalten.
Bei den aufgrund ihrer Art oder ihrer Strafdrohung schwersten Sexualstraftaten
vermutet das Gesetz unwiderlegbar, dass es keine besonders leichten Félle gibt.
Auch wenn der Téter paddophil im Sinne der international anerkannten Klassifikati-
onskriterien ist, ist die Anwendung der Ausnahmebestimmung ausgeschlossen. Mit
der Ausnahmebestimmung wird auch dem von den Initiantinnen und Initianten im
Vorfeld der Abstimmung gedusserten Anliegen entsprochen, wonach sogenannte
Jugendlieben nicht zu einem zwingenden Tatigkeitsverbot fithren sollen und die
Volksinitiative vorwiegend auf péddophile Straftiter ziele.!95 Aus Griinden der
Rechtgleichheit ist die Ausnahmebestimmung aber nicht nur auf die Falle der soge-
nannten Jugendliebe zu beschrinken, sondern soll auch bei anderen dhnlich beson-
ders leichten Féllen zur Anwendung gelangen konnen, wenn die Voraussetzungen
hierfiir erfiillt sind und keinerlei Bezug zu Pédophilie vorliegt.

Die Ausnahmebestimmung schliesst Widerspriiche zu fundamentalen rechtsstaatli-
chen Grundsédtzen und zum Vélkerrecht nicht vollig aus, sondern mildert diese nur
bis zu einem gewissen Grad. Sie vermag das Risiko, dass der Europédische Gerichts-
hof fiir Menschenrechte (EGMR) in einem konkreten Fall eine Konventionsverlet-
zung feststellen wiirde, nicht génzlich zu beseitigen.

Um diese Widerspriiche weiter zu mildern, rdumt der Entwurf dem Titer in be-
stimmten Fillen die Moglichkeit ein, sein Tatigkeitsverbot nach einer gewissen

105 Erliuterungen zur Volksabstimmung, S. 21 (Argumente des Initiativkomitees).
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Dauer des Vollzugs neu priifen zu lassen, insbesondere um die Aufhebung des
Verbots zu ersuchen. Die Zeitdauer bis friihestens eine Uberpriifung méglich ist,
wurde gegeniiber dem Vorentwurf allerdings vereinheitlicht und verschirft. Eine
Uberpriifung des Verbots soll grundsitzlich in allen Fillen frithestens nach zehn
Jahren méglich sein. Bei pidophilen Straftitern ist diese Uberpriifungsméglichkeit
ausgeschlossen.

In Bezug auf das am 1. Januar 2015 in Kraft getretene Téatigkeitsverbot, mithin den
indirekten Gegenvorschlag zur Volksinitiative «Padophile sollen nicht mehr mit
Kindern arbeiten diirfen», stellen die vorgeschlagenen Bestimmungen insofern eine
Verschdrfung dar, als einerseits der Katalog der Delikte, die die Anordnung eines
zwingenden Titigkeitsverbotes zur Folge haben, ausgeweitet wird und fir die An-
ordnung des zwingenden Tatigkeitsverbotes keine Mindeststrafe mehr vorausgesetzt
wird. Die vorgeschlagene Ausnahmebestimmung fiihrt in Bezug auf das Absehen
von einem Verbot nicht zu dhnlichen Ergebnissen wie das Erfordernis der Mindest-
strafe von sechs Monaten Freiheitsstrafe oder 180 Tagessidtzen Geldstrafe gemaiss
geltendem Recht; dies weil die Ausnahmebestimmung nur unter sehr eng formulier-
ten Voraussetzungen in besonders leichten Fillen zar Anwendung kommt. Anderer-
seits sieht der Entwurf auch betreffend die Dauer des zwingenden Tétigkeitsverbots
eine Verschirfung vor, da die zwingenden Verbote stets lebenslinglich anzuordnen
sind.

Bei pidophilen Straftitern, auf welche die Volksinitiative geméss den Ausserungen
der Initiantinnen und Initianten gezielt habe!06, haben die vorgeschlagenen Bestim-
mungen eine besonders weitgehende Verschérfung zur Folge. Denn bei padophilen
Straftitern ist die Anordnung des Tatigkeitsverbots immer zwingend — die Anwen-
dung der Ausnahmebestimmung ist in jedem Fall ausgeschlossen — und auch eine
Uberpriifung des Verbots nach einer gewissen Dauer des Vollzugs ist génzlich
ausgeschlossen.

Schliesslich wird ein zusdtzliches Verbot von beruflichen und organisierten ausser-
beruflichen Tdtigkeiten im Gesundheitsbereich mit direktem Patientenkontakt vorge-
schlagen.

Der Vollzug des lebenslénglichen Tétigkeitsverbotes soll wie das Tétigkeitsverbot
des geltenden Rechts mittels Strafregisterauszug und Bewdhrungshilfe stattfinden.
Eine vollstindige Uberwachung des Verurteilten durch die Begleitperson der Be-
wiahrungshilfe wird nicht moglich sein. Hinzu kommt, dass fiir Tétigkeiten mit
regelmidssigem Kontakt zu minderjdhrigen oder anderen besonders schutzbediirfti-
gen Personen beziehungsweise fiir Tétigkeiten im Gesundheitsbereich kein allge-
meines Obligatorium zur Einholung eines Strafregisterauszuges vorgesehen ist.
Bund, Kantone und Gemeinden haben jedoch die Méglichkeit eine solche Pflicht im
Rahmen ihrer Gesetzgebungskompetenz fiir einzelne Bereiche und Tatigkeiten
vorzusehen. Im Ubrigen wird das Einholen eines Strafregisterauszuges in die Ver-
antwortung der Arbeitgeber, Vereine und anderen Organisationen gestellt.107

106 Erliuterungen zur Volksabstimmung, S. 21 (Argumente des Initiativkomitees).

107 Zum Verzicht auf eine Pflicht zur Einholung des Sonderprivatauszuges: vgl. Botschaft
zur Volksinitiative «Pddophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten diirfeny, Ziff. 6.1.2
und 6.2.8.
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Der Entwurf des Strafregistergesetzes1%8, der zurzeit vom Parlament beraten wird,
sicht zudem vor, dass die kantonalen Polizeistellen einen Online-Zugang zum Straf-
register-Informationssystem VOSTRA erhalten. Damit wird es den Polizeistellen
kiinftig moglich sein, einfach und verldsslich abzukliren, ob gegen eine bestimmte
Person ein Tatigkeitsverbot oder ein Kontakt- und Rayonverbot besteht. Insofern
soll ein weiteres ergdnzendes Vollzugsinstrument geschaffen werden.

Dennoch stellt auch das vorgeschlagene Tétigkeitsverbot kein Allheilmittel gegen
riickféllige Sexualstraftiter dar. Es darf nicht vergessen werden, dass das vorge-
schlagene Tétigkeitsverbot, auch wenn es sehr streng ausgestaltet ist, erst zum Zuge
kommt, wenn alle praventiven Massnahmen (wie z. B. Sensibilisierung, Ausbildung
und Kontrolle) versagt haben und der Téter bereits eine Sexualstraftat begangen hat.
Sexualstraftaten von Personen, die noch nie einschldgig verurteilt wurden, sowie
Missbrauche im Rahmen der Familie und der ndheren Verwandtschaft kdnnen mit
dem vorgeschlagenen Tétigkeitsverbot nicht verhindert werden. Andererseits steht
das Tétigkeitsverbot auch nicht als alleinige Massnahme zur Verfiigung. In schwe-
ren Féllen wird gegen den Téter eine Freiheitsstrafe oder eine therapeutische Mass-
nahme (Art. 56 ff. StGB) verhdngt, allenfalls muss er verwahrt werden (Art. 64 ff.
StGB).

1.5 Rechtsvergleich, insbesondere
mit dem europiischen Recht

Im Rahmen der Erarbeitung des erlduternden Berichts vom Januar 2011 zum Tétig-
keits- und Kontakt- und Rayonverbot wurde bereits eine sehr umfassende rechtsver-
gleichende Untersuchung durchgefiihrt.199 Das Resultat dieses Rechtsvergleichs
wurde im erlduternden Bericht zum Tétigkeitsverbot und Kontakt- und Rayonverbot
und zusammengefasst in der Botschaft zur Volksinitiative «Padophile sollen nicht
mehr mit Kindern arbeiten diirfen» dargestellt.110 Auf die Details der Regelungen
muss hier nicht erneut eingegangen werden. Zusammenfassend lésst sich sagen, dass
alle untersuchten Staaten (Deutschland, Osterreich, Frankreich, Italien, Belgien,
Vereinigtes Konigreich, Schweden, Kanada) eine Form des Verbots von beruflichen
oder ausserberuflichen Tétigkeiten mit Minderjahrigen oder schutzbediirftigen
Erwachsenen kennen. Dabei ist zu erwdhnen, dass obligatorische Verbote eher die
Ausnahme bilden. In der Regel wird der zustidndigen Behorde ein gewisser Ermes-
sensspielraum eingerdumt oder kann diese das Verbot von einer negativen Prognose
abhingig machen. Die Verbote in anderen Rechtsordnungen konnen ein bis fiinf
Jahre (Deutschland, Frankreich, Osterreich), bis zehn Jahre (Schweden), ein bis
zwanzig Jahre (Belgien) oder unbeftistet lange dauern (Deutschland, Frankreich,
Osterreich, Italien, Vereinigtes Kénigreich, Kanada). In Frankreich und Italien ist

108 BBI12014 5873

109 Bericht Tatigkeitsverbot und Kontakt- und Rayonverbot, S. 25.

110 Bericht T#tigkeitsverbot und Kontakt- und Rayonverbot, S. 25-31; Botschaft zur Volks-
initiative «Padophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten diirfen», Ziff. 2.6.
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ausserdem kein ausdriicklicher Mechanismus zur periodischen Uberpriifung des
Nutzens der Massnahme vorgesehen. 11

Erliduterungen zu einzelnen Artikeln
2.1 Strafgesetzbuch

Art. 67 (Tdtigkeitsverbot, Voraussetzungen)
Abs. 2bis

Diese Bestimmung entspricht weitestgehend dem Absatz 6 des geltenden Rechts.
Die inhaltliche Anderung ist rein redaktioneller Natur. Da sich der Anwendungsbe-
reich — anders als im geltenden Recht — jedoch nur noch auf das fakultative Tatig-
keitsverbot gemiss Absatz 2 bezieht, wird die Bestimmung neu unmittelbar danach
eingefligt.

Abs. 3und 4

Das Tétigkeitsverbot zum Schutz von minderjihrigen Opfern vor Sexualstraftitern
wird in Absatz 3, dasjenige zum Schutz von volljihrigen, besonders schutzbediirfti-
gen Opfern in Absatz 4 geregelt.

Die Einleitungssétze der Absétze 3 und 4 setzen flir die Anordnung eines Tatigkeits-
verbotes voraus, dass der Tater wegen einer der in den Buchstaben a—d respektive a
und b aufgezéhlten Straftatbestinde zu einer Strafe verurteilt oder gegen ihn eine
Massnahme angeordnet wird. Es ist keine Mindeststrafe erforderlich. Neu soll auch
die Anordnung zu einer ambulanten Behandlung (Art. 63 StGB) geniigen.

Wird der Tiéter jedoch weder zu einer Strafe noch zu einer Massnahme verurteilt,
kann kein Tétigkeitsverbot nach Absatz 3 oder 4 angeordnet werden. Dabei handelt
es sich insbesondere um Fille von sogenannter Jugendliebe nach Artikel 187 Ziffer
3 StGB. Die Moglichkeit, eine Person ohne Bestrafung zu verurteilen, ist zudem in
den Artikeln 52-54, 188 Absatz 2, 192 Absatz 2 und 193 Absatz 2 StGB vorgese-
hen. In diesen Féllen kann jedoch ein Tatigkeitsverbot nach Artikel 67 Absatz 2
StGB angeordnet werden, wenn die Voraussetzungen hierfiir erfiillt sind.

Das Verbot setzt keine negative Prognose voraus. Nicht relevant ist schliesslich, ob
das Delikt in Ausiibung der zu verbietenden beruflichen oder organisierten ausserbe-
ruflichen Tétigkeit begangen wurde. Vielmehr muss das Verbot zwingend auch dann
angeordnet werden, wenn die Tat im privaten Rahmen oder in Ausiibung einer
anderen als der zu verbietenden Téatigkeiten begangen wurde.

Sind die genannten Voraussetzungen erflillt, so muss das Gericht das lebensléngliche
Tatigkeitsverbot anordnen (zur Ausnahme vgl. Abs. 4ter).

Das Titigkeitsverbot umfasst jede berufliche und organisierte ausserberufliche
Tatigkeiten mit regelmdssigem Kontakt zu den jeweiligen Personen beziehungsweise

111 Botschaft zur Volksinitiative «Pédophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten diirfen»,
Ziff. 2.6.
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der jeweiligen Personengruppe. Die Begriffe «berufliche Titigkeit» und «organisier-
te ausserberufliche Tatigkeit» werden in Artikel 67a Absatz 1 StGB definiert (vgl.
Erlduterungen zu Art. 67a E-StGB). Diese Begriffsdefinitionen entsprechen dem
geltenden Recht. Wann eine Tétigkeit mit einen regelméissigem Kontakt zu minder-
jéhrigen oder anderen besonders schutzbediirftigen Personen vorliegt, wird in Arti-
kel 67a Absatz 5 E-StGB prézisiert (vgl. Erlduterungen zu Art. 67a E-StGB). In
Artikel 67a Absatz 6 E-StGB findet sich zudem eine Legaldefinition des Begriffs
«besonders schutzbediirftigr (vgl. Erldauterungen zu Art. 67a E-StGB). Mit dem
oben verwendeten Begriff «jede» wird ausgedriickt, dass es keine geografischen
Einschrinkungen des Tétigkeitsverbots gibt. Das Verbot gilt fiir die ganze Schweiz.

Abs. 4bis

In Absatz 4bis wird zum Schutz von abhéngigen, zum Widerstand unféhigen oder
urteilsunfahigen Person ein spezielles Tatigkeitsverbot fiir Tétigkeiten im Gesund-
heitsbereich mit direktem Patientenkontakt geschaffen (vgl. Ziff. 1.3.9).

Fiir die Anordnung eines solchen Verbots setzt Absatz 4bis voraus, dass der Téter
wegen einer der in den Buchstaben a und b aufgezéhlten Straftatbestéinde zu einer
Strafe verurteilt oder gegen ihn eine Massnahme angeordnet worden ist. Wie beim
Tatigkeitsverbot nach den Absétzen 3 und 4 ist keine Mindeststrafe erforderlich.

Der Deliktskatalog in Absatz 4bis ist identisch mit jenem von Absatz 4. Die ge-
schiitzte Person muss zur Zeit der Tat zum Titer in einem Abhéngigkeitsverhéltnis
stehen, zum Widerstand unfahig oder urteilsunfihig sein. Dieser Zustand muss nicht
dauerhaft sein, er kann auch nur fiir kurze Dauer wihrend der Tat bestehen (z. B. auf
dem gynékologischen Behandlungsstuhl beim Gynékologen!12; vgl. Ziff. 1.2.5 und
1.3.5).

Das Verbot setzt keine negative Prognose voraus. Die Anordnung setzt auch nicht
voraus, dass das Delikt in Ausiibung einer beruflichen oder organisierten ausserbe-
ruflichen Tatigkeit im Gesundheitsbereich begangen wurde. Vielmehr muss das
Verbot zwingend auch dann angeordnet werden, wenn die Tat im privaten Rahmen
oder in Ausiibung einer anderen als der zu verbietenden Tétigkeiten begangen
wurde.

Sind die genannten Voraussetzungen erfiillt, so muss das Gericht das lebensléngliche
Tatigkeitsverbot in jedem Fall anordnen (zur Ausnahme vgl. Abs. 4ter).

Das Verbot umfasst sdmtliche Titigkeiten im Gesundheitsbereich mit direktem
Patientenkontakt. Darunter fallen vor allem die Gesundheitsberufe nach dem Ent-
wurf zum Gesundheitsberufegesetz!13, das heisst insbesondere Tatigkeiten als Pfle-
gefachfrau und Pflegefachmann, Physiotherapeutin und Physiotherapeut, Ergothera-
peutin und Ergotherapeut, Hebamme, Erndhrungsberaterin und Erndhrungsberater,
Optometristin und Optometrist sowie Osteopathin und Osteopath. Weiter fallen
darunter auch die Berufe nach dem Medizinalberufegesetz!14 und dem Psychologie-
berufegesetz!!5, das heisst insbesondere Titigkeiten als Arzt oder Arztin, Zahnarzt

112 Urteil des Bundesgerichts vom 3. Okt. 2005, 6S.448/2004.
113 BBI12015 8781

114 SR 811.11

115 SR 935.81
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oder Zahnirztin, Chiropraktiker oder Chiropraktikerin und als Psychologe oder
Psychologin. Die Berufe werden grundsétzlich nicht als Ganzes verboten. Eine
berufliche Tatigkeit in diesem Bereich ohne direkten Patientenkontakt ist vom
Verbot nicht betroffen.

Abs. 4ter

Wie unter Ziffer 1.2.7 erwihnt, wurde die Ausnahmebestimmung von einer deutlich
iberwiegenden Mehrheit der Vernehmlassungsteilnehmenden begriisst; einige
davon brachten jedoch inhaltliche Kritik vor.116

Aus diesen Griinden wurde die Ausnahmebestimmung {iberarbeitet und prézisiert. In
materieller Hinsicht entspricht sie jedoch weitestgehend derjenigen des Vorentwurfs.

Art. 67 Abs. 4ter VE-StGB

Das Gericht kann in leichten Fillen
von der Anordnung eines Téatigkeits-
verbotes nach den Absdtzen 3-4bis
absehen, wenn ein solches Verbot
offensichtlich weder notwendig noch
zumutbar ist. Bei Menschenhandel
(Art. 182), sexueller Notigung (Art.
189), Vergewaltigung (Art. 190),
Schiandung (Art. 191 oder Forderung

Art. 67 Abs. 4ter E-StGB

Das Gericht kann in besonders leich-
ten Féllen ausnahmsweise von der
Anordnung eines Tétigkeitsverbotes
nach den Absitzen 3-4bis absehen,
wenn ein solches Verbot nicht not-
wendig erscheint, um den Téiter von
der Begehung weiterer Straftaten
abzuhalten, die Anlass fiir das Verbot
sind. Von der Anordnung -eines

der Prostitution (Art. 195) darf von
einem Tétigkeitsverbot nicht abgese-
hen werden.

Tatigkeitsverbotes darf nicht abgese-
hen werden:

a. bei Menschenhandel (Art. 182),
sexueller Notigung (Art. 189),
Vergewaltigung (Art. 190),
Schiandung (Art. 191 oder Forde-
rung der Prostitution (Art. 195);
oder

b. wenn der Téter padophil gemaéss
international anerkannter Klassi-
fikationskriterien ist.

Die Voraussetzungen fiir das Absehen von einem zwingend lebenslénglichen Tatig-
keitsverbot (Art. 67 Abs. 3, 4 oder 4bis E-StGB) sind nach wie vor eng ausgestaltet.
Es muss sich kumulativ um einen besonders leichten Fall einer bestimmten Sexual-
straftat handeln, und das Tétigkeitsverbot darf nicht notwendig erscheinen, um den
Téter vor der Begehung weiterer einschlidgiger Sexualstraftaten am geschiitzten
Personenkreis abzuhalten. Mit der neu aufgenommenen Wendung «ausnahmsweise»
soll verdeutlicht werden, dass das zwingend lebenslidngliche Téatigkeitsverbot die
Regel sein soll.

116 Zu den Einzelheiten vgl. Vernehmlassungsbericht, S. 11 f.
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Wie oben (Ziff. 1.3.7) erwihnt, soll mit dieser Ausnahmebestimmung insbesondere
auch der Intention der Initiantinnen und Initianten Rechnung getragen werden. Diese
haben sich im Vorfeld zur Abstimmung dahingehend gedussert, dass sogenannte
Jugendlieben nicht von einem zwingend lebenslédnglichen Tatigkeitsverbot erfasst
werden sollen und die Volksinitiative auf pddophile Straftiter ziele.!l7 Die Recht-
gleichheit gebietet jedoch, dass eine solche Ausnahmebestimmung nicht nur auf
diese Fille beschrinkt ist, sondern auch bei anderen dhnlich besonders leichten
Fillen, die keinerlei Bezug zu Padophilie aufweisen, zur Anwendung gelangen kann,
wenn die Voraussetzungen hierfiir erfiillt sind.

Mit der iiberarbeiteten Formulierung muss ein besonders leichter Fall vorliegen.
Damit soll verdeutlicht werden, dass nur Fille in den Anwendungsbereich der Aus-
nahmebestimmung fallen konnen, die in objektiver und subjektiver Hinsicht eigent-
lichen Bagatellcharakter aufweisen. Es ist ein strenger Massstab anzulegen.!!8 Die
Bestimmung soll nur zuriickhaltend angewendet werden. Als besonders leichte Fiille
von Sexualstraftaten konnen in objektiver Hinsicht zum Beispiel sexuelle Beldsti-
gungen (Art. 198 StGB; Strafdrohung: Busse) oder der Exhibitionismus (Art. 194
StGB; Strafdrohung: Geldstrafe bis zu 180 Tagessdtzen; wenn es im konkreten Fall
beispielsweise eine bedingte Strafe von wenigen Tagessdtzen gibt) in Betracht
kommen; dies aufgrund ihrer geringen abstrakten Strafdrohung. Aber auch ein
anderes Sexualdelikt, das einer hoheren Strafdrohung unterliegt, kann im konkreten
Fall als eine besonders leichte Sexualstraftat gewertet werden (z. B. sexuelle Hand-
lungen mit Kind; Strafdrohung: Freiheitsstrafe bis zu finf Jahren oder Geldstrafe;
wenn es im konkreten Fall beispielsweise eine bedingte Strafe von wenigen Tages-
sdtzen gibt). Dies insbesondere dann, wenn das Gericht unter Gesamtwiirdigung der
Tat- und Téterkomponenten (z. B. die Schwere der Verletzung, die Verwerflichkeit
des Handelns, die Beziehung zwischen dem Téter und dem Opfer, das Vorleben und
die Verhéltnisse des Taters) das Verschulden des Téters als besonders gering einstuft
und deshalb eine milde Strafe ausspricht (vgl. Art. 47 StGB).

Nicht notwendig erscheint ein Tatigkeitsverbot dann, wenn dem Téter eine gute
Prognose gestellt werden kann, weil Anhaltspunkte fiir eine Wiederholungsgefahr
fehlen. Die Frage, ob ein Verbot nicht notwendig erscheint, um den Téter von der
Begehung weiterer Sexualstraftaten abzuhalten, muss vom Gericht — wie bei der
Frage des bedingten Strafvollzugs (vgl. Art. 42 Abs. 1 StGB) — aufgrund einer
Gesamtwiirdigung beantwortet werden.!19 Es sind alle nach dem Stand der Progno-
seforschung massgeblichen Umstédnde zu beriicksichtigen. In die Beurteilung mit-
einzubeziehen sind neben den Tatumstdnden das Vorleben und der Leumund sowie
alle weiteren Tatsachen, die giiltige Schliisse auf den Charakter des Téters und die
Aussichten auf Bewidhrung zulassen. Fiir eine Einschitzung des Riickfallrisikos ist
ein moglichst vollstindiges Bild der Téterpersonlichkeit unabdingbar (falls nétig,
auch mittels eines psychiatrischen Gutachtens).120

117 Erlduterungen zur Volksabstimmung, S. 21 (Argumente des Initiativkomitees).

118 Zu besonders leichten Féllen nach Art. 251 Ziff. 2 StGB; vgl. BGE 128 IV 271,
1141V 127.

119 Botschaft zur Anderung des Schweizerischen Strafgesetzbuches, Ziff. 213.142.

120 Schneider/Garré 2013, Art. 42 N. 46.
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Auf das Kriterium «offensichtlich» wurde — wie im Rahmen der Vernehmlassung
vereinzelt beantragt!?! — verzichtet. Dies weil Prognosen iiber menschliches Verhal-
ten notgedrungen mit einem erheblichen Unsicherheitsfaktor belastet sind.122

Sind die Voraussetzungen erfiillt, so liegt der ausnahmsweise Verzicht auf die An-
ordnung eines lebensldnglichen Tatigkeitsverbots im Ermessen des Gerichts.

Das Gericht konnte deshalb zum Beispiel in folgenden Fillen auf ein solches Verbot
verzichten:

Eine 20-jdhrige Person hat im Rahmen einer Liebesbeziehung mit einer
15-jahrigen Person einvernehmlich sexuelle Kontakte (z. B. Zungenkiisse;
erfiillter Straftatbestand: sexuelle Handlungen mit Kindern i. S. v. Art. 187
Abs. 1 StGB).

Eine Kioskverkduferin verkauft einem Minderjdhrigen ein «Sexheftli» (er-
fiilllter Straftatbestand: Pornografie i. S. v. Art. 197 Abs. 1 StGB).

Wird in einer «WhatsApp-Gruppe» von mehreren fiinfzehn- bis achtzehn-
jéhrigen Jugendlichen und jungen Erwachsenen ein Kurzvideo mit porno-
grafischem Inhalt geteilt, das von anderen, unter sechzehn Jahren alten
Schulkollegen selbst gedreht wurde, so ist bei sdmtlichen Jugendlichen und
jungen Erwachsenen dieser «WhatsApp-Gruppe» der Straftatbestand der
Pornografie im Sinne von Artikel 197 Absatz 5 StGB erfiillt; dies sofern
diese das Video auf ihrem Mobiltelefon belassen und nicht unverziiglich
16schen (Besitz von Vorfiihrungen mit kinderpornografischem Inhalt). Sol-
che und dhnliche Fille werden immer wieder publik. Denn selbst wenn das
fragliche Video dem Jugendlichen oder jungen Erwachsenen ohne seinen
Willen per «WhatsApp» zugesandt wird und damit tempordr auf seinem
Mobiltelefon gespeichert wird, wird das Video durch den Verzicht auf die
Loschung weiter aufbewahrt, und es besteht die Gefahr, dass es in der Folge
sowohl von ihm als von Dritten erneut zur Kenntnis genommen werden
konnte. Fordert ein Jugendlicher oder junger Erwachsener eine Drittperson
auf, ihm dieses Kurzvideo weiterzuleiten — im Wissen darum, dass es sich
um ein Video mit kinderpornografischem Inhalt handelt —, so macht er sich
selbst dann strafbar, wenn er das Video nach Erhalt unverziiglich 16scht. Zu
denken ist in diesem Zusammenhang auch an den sogenannten «Ice-Tea-
Fall» vom Dezember 2012, iiber welchen zahlreiche Medien berichteten.
Der Ex-Freund einer unter 16 Jahre alten Jugendlichen hatte auf Facebook
ein Video gepostet, das den Intimbereich der jungen Frau zeigte, die sich mit
einer Ice-Tea-Flasche befriedigte. Das Video hatten sich noch am selben Tag
iiber 15 000 Personen angeschaut. Auch nachdem das Video geldscht wurde,
kursierten Kopien im Internet. Das Video wurde rege geteilt und iiber
Mobiltelefone ausgetauscht. Einige Jugendliche, die das Video auf ihrem
Handy gespeichert hatten, wurden wegen Pornografie im Sinne von Artikel
197 Absatz 3 erster Satz StGB (Besitz von Vorfiihrungen mit kinderporno-

121 Vernehmlassungsbericht, S. 11.
122 Schneider/Garré 2013, Art. 42 N. 51. Trechsel/Pieth 2013, Art. 42 N. 8.
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grafischem Inhalt) verurteilt.123 Bei einem volljédhrigen jungen Erwachsenen
konnte das Gericht in solchen oder dhnlichen Fillen mit der Ausnahme-
bestimmung auf die Anordnung eines zwingend lebenslangen Tétigkeitsver-
bots verzichten.

—  Als weiteres Beispiel, bei dem das Gericht in Anwendung der Ausnahmebe-
stimmung auf die Anordnung eines zwingend lebenslangen Tétigkeitsver-
botes verzichten konnte, kann ein Fall aus dem Jahr 2014 genannt werden:
Damals wurde eine Frau, die von ihrem Ehemann vor der minderjédhrigen
Babysitterin demonstrativ begrapscht wurde, mit einem Strafbefehl wegen
sexuellen Handlungen mit Kindern (Art. 187 Abs. 1 StGB) verurteilt, weil
sie dies zuliess und sich nicht wehrte. Die Frau habe durch pflichtwidriges
Untitigbleiben ein Kind unter 16 Jahren in eine sexuelle Handlung einbezo-
gen.124

Die Ausnahmebestimmung soll vermeiden, dass es zu stossenden Verletzungen des
Verhdltmismdssigkeitsprinzips kommt, weil das Gericht in besonders leichten Féllen,
bei denen vom Téter keine Wiederholungsgefahr fiir einschligige Sexualstraftaten
ausgeht und die keinerlei Bezug zu Péadophilie aufweisen, zwingend ein lebensléng-
liches Tétigkeitsverbot anordnen miisste.

Bei Menschenhandel (Art. 182 StGB), sexueller Notigung (Art. 189 StGB), Verge-
waltigung (Art. 190 StGB), Schiandung (Art. 191) oder Foérderung der Prostitution
(Art. 195 StGB) handelt es sich von ihrer Art her oder aufgrund ihrer abstrakten
Strafdrohung um schwerste Verbrechen. Aus diesem Grund geht das Gesetz von der
unwiderlegbaren Vermutung aus, dass es bei diesen Straftaten keine besonders
leichten Fille gibt. Wird der Téter wegen einem dieser Sexualdelikte zu einer Strafe
verurteilt oder gegen ihn eine Massnahme angeordnet, so muss das Gericht ungeach-
tet der Umstidnde des Einzelfalles zwingend ein lebenslangliches Tatigkeitsverbot
anordnen.

Zudem soll mit dem neu hinzugefiigten Buchstaben b sichergestellt werden, dass bei
padophilen Tétern die Ausnahmebestimmung — ungeachtet der Art und Schwere der
Anlasstat — nicht zur Anwendung gelangen kann. Buchstabe b hilt deshalb aus-
driicklich fest, dass von der Anordnung eines Tatigkeitsverbotes nicht abgesehen
werden darf, wenn der Téter padophil geméss den international anerkannten Klassi-
fikationskriterien ist. Es wird somit die unwiderlegbare Vermutung aufgestellt, dass
bei padophilen Straftitern die Anordnung eines Tétigkeitsverbotes immer notwendig
ist. Damit wird dem heutigen Stand der Wissenschaft Rechnung getragen, dass
Pédophilie nicht heilbar ist (vgl. Ziff. 1.2.5).

Vereinzelt wurde in der Vernehmlassung geltend gemacht, man solle fiir den Aus-
schluss des Verzichts auf die Anordnung des Verbots nicht an Straftaten, sondern an
das Alter des Opfers und den Altersunterschied zum Téter ankniipfen. Damit konne

123 Monica Miiller: Junge Frau mit privatem Sexvideo gemobbt; in Tages-Anzeiger vom
7. Dez. 2012; Christian Liischer: «Praktisch jeder hatte das Video auf seinem Smart-
phoney; in Basler Zeitung vom 5. April 2013; Marco Liissi: Elf Strafverfahren wegen
«Ice-Tea-Sexvideoy; in 20 Minuten vom 5. April 2013.

124 Attila Szenogrady: Strafbefehl, Mutter wird wegen Sexspielen vor Babysitterin verurteilt;
in Limmatalerzeitung vom 17. April 2014.
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insbesondere erreicht werden, dass die von der Initiative anvisierten Fille von Pédo-
philie vom Verzicht ausgeschlossen wiirden.!25 Fiir den Bundesrat stellt das allei-
nige Abstellen auf das Alter des Opfers und den Altersunterschied zum Téter jedoch
keine Alternative dar. Denn das Abstellen auf die Straftat stellt sicher, dass nicht nur
bei padophilen, sondern bei allen Tédtern, die schwerste Sexualstraftaten begangen
haben, das Gericht nicht auf die Anordnung eines Tétigkeitsverbots verzichten darf.

Mehrere Vernehmlassungsteilnehmende machten zudem geltend, dass die Ausnah-
mebestimmung aus Griinden der Verhéltnisméssigkeit auch auf die in Buchstabe a
genannten Verbrechen ausgedehnt werden sollte; es seien selbst bei solchen Straf-
taten im Einzelfall leichte Fille denkbar.126 Der Bundesrat ist sich dessen bewusst.
Er ist jedoch der Auffassung, dass eine Ausdehnung der Ausnahmebestimmung auf
schwerste Sexualstraftaten kaum noch mit der Intention der Initiative zu vereinbaren
wiare. Der Entwurf sieht deshalb von einer solchen Ausweitung der Ausnahmebe-
stimmung ab.

Abs. 5

Viele Téter werden im selben Urteil wegen mehrerer Delikte zu einer Strafe verur-
teilt oder es wird gegen sie wegen mehrerer Delikte eine Massnahme angeordnet.
Fiir die Anordnung des Tatigkeitsverbots ist es jedoch notwendig, dass festgelegt
wird, welche Strafe oder welche Massnahme auf eine Straftat fallt, die ein solches
Verbot nach sich zieht. Zwar setzt das vorgeschlagene Tatigkeitsverbot nach den
Absitzen 3, 4 und 4bs keine Mindeststrafe voraus, hingegen die Verurteilung zu
einer Strafe oder die Anordnung einer Massnahme nach den Artikeln 59-61, 63 oder
64 StGB.

Der dritte Satz von Absatz 5, wonach die Strafanteile fiir mehrere einschlégige
Straftaten addiert werden, ist neu nur noch fiir Tatigkeitsverbote nach Artikel 67
Absatz 1 StGB von Bedeutung. Fiir die Anordnung dieses allgemeinen Tétigkeits-
verbots (Art. 67 Abs. 1 StGB) wird namlich anders als beim Téatigkeitsverbot nach
Artikel 67 Absatz 2 StGB und den neu vorschlagenen Tatigkeitsverboten nach den
Absitzen 3, 4 und 4bis die Verurteilung zu einer Mindeststrafe in Form einer Frei-
heitsstrafe von {iber sechs Monaten oder Geldstrafe von iiber 180 Tagessétzen vo-
rausgesetzt.

Abs. 6

Die Anordnung von Bewahrungshilfe ist fiir die zwingend lebenslanglichen Tétig-
keitsverbote aufgrund einer Sexualstraftat an minderjdhrigen oder anderen besonders
schutzbediirftigen Personen sowie fiir die zwingend lebenslénglichen Verbote fiir
Tétigkeiten im Gesundheitsbereich mit direktem Patientenkontakt zwar nicht obliga-
torisch ausgestaltet, sie soll aber in diesen Féllen die Regel sein (vgl. Ziff. 1.3.10).
Die Regelung lehnt sich damit an Artikel 87 Absatz 2 StGB an, wonach die Anord-
nung von Bewidhrungshilfe wihrend der Probezeit nach der bedingten Entlassung
aus einer Freiheitsstrafe ebenfalls die Regel ist.

125 Vernehmlassungsbericht, S. 12.
126 Vernehmlassungsbericht, S. 12.
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Von der Anordnung von Bewihrungshilfe soll namentlich dann abgesehen werden
konnen, wenn Betreuungsleistungen nicht erforderlich oder diese anderweitig gesi-
chert sind und neben den weiteren Vollzugsinstrumenten eine zusétzliche Kontrolle
nicht notwendig erscheint.

Die Dauer der Bewihrungshilfe entspricht grundsitzlich der Dauer des Verbots. Ist
die mit dem Tétigkeitsverbot verbundene Bewdhrungshilfe jedoch nicht mehr erfor-
derlich, so kann das zusténdige Gericht oder die Vollzugsbehorde die Bewdhrungs-
hilfe gemiss Artikel 67¢ Absatz 7 StGB autheben.

Art. 67a (Inhalt und Umfang)

Absatz 4 wird mit dem Verbot von Tatigkeiten im Gesundheitsbereich mit direktem
Patientenkontakt ergénzt. Wie das Tétigkeitsverbot zum Schutz von minderjihrigen
oder anderen besonders schutzbediirftigen Personen umfasst auch das Verbot nach
Artikel 67 Absatz 4bis E-StGB immer die gesamte Tétigkeit. Das heisst, das Verbot
umfasst bei einer im Tatzeitpunkt als Gynikologe titigen Person nicht nur diese
spezifische Tatigkeit, sondern eben alle Téatigkeiten im Gesundheitsbereich mit
direktem Patientenkontakt (vgl. Ziff. 1.3.9).

Abs. 5

Diese Bestimmung definiert, wann eine Tatigkeit mit regelmdssigem Kontakt zu
minderjéhrigen oder anderen besonders schutzbediirftigen Personen vorliegt. Dies ist
gegenwirtig in Artikel 25e¢ der VOSTRA-Verordnung vom 29. September 2006127
geregelt.Die Definition regelt nicht nur, fiir welche Tétigkeiten gemaéss Artikel 371a
StGB ein Sonderprivatauszug verlangt werden darf, sondern sie umschreibt generell
den Umfang der Verbote nach Artikel 67 Absétze 3 und 4 E-StGB. Deshalb soll die
Bestimmung neu auf Gesetzesstufe tiberfiihrt werden.

Unter Tatigkeiten im Sinne von Absatz 5 Buchstabe a, die direkt und spezifisch
gegeniiber Minderjdhrigen oder anderen besonders schutzbediirftigen Personen
ausgeiibt werden, sind Tatigkeiten zu verstehen, die sich unabdingbar direkt an
diese adressieren und zwingend mit oder an ihnen ausgefiihrt werden. Dies ist
beispielsweise der Fall beim Transport von Schulkindern durch einen offiziellen
Schulbus, nicht jedoch, wenn Schulkinder fiir den Schulweg den 6ffentlichen Orts-
oder Stadtbus benutzen. Letztere Tatigkeit wird nicht spezifisch gegeniiber Minder-
jéhrigen ausgeiibt.

In Absatz 5 Buchstabe a Ziffern 1-9 werden die Tétigkeiten, die sich direkt und
spezifisch an minderjahrige oder andere schutzbediirftige Personen richten, in nicht
abschliessender Weise aufgezihlt. Diese Tétigkeiten implizieren ihrer Natur nach
einen regelmidssigen Kontakt. Der Kontakt zu minderjdhrigen oder anderen beson-
ders schutzbediirftigen Personen ist hier permanent gegeben und fiir die Aufgabener-
fiillung unabdingbar.

An der Aufzahlung der Tétigkeiten in Absatz 5 Buchstabe a Ziffern 1-9 wird trotz
vereinzelter Kritik im Vernehmlassungsverfahren festgehalten.!28 Denn eine solche

127 SR 331.0
128 Vernehmlassungsbericht, S. 15.
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Umschreibung des Umfangs der Verbote erscheint aus Griinden der Rechtssicherheit
geboten. Die Aufziahlung soll weiterhin nicht abschliessend ausgestaltet sein, sodass
auch dhnliche, nicht genannte Tétigkeiten darunter subsumiert werden konnen.

Unter der in Ziffer 7 genannten Titigkeit der Verpflegung sind vorrangig die
Abgabe von Mahlzeiten beispielsweise in einer Schulkantine und der Verkauf von
Zwischenverpflegungen an einem Schulkiosk gemeint, nicht jedoch Tétigkeiten in
der Kiiche eines Spitals oder Heimes ohne Kontakt mit Patientinnen, Patienten oder
Bewohnern. Bei Letzteren sind die oben erwéhnten allgemeinen Voraussetzungen
nicht erfiillt.

Die Formulierung von Ziffer 9 «Verkauf oder Verleih oder direkte Vermittlung von
spezifisch fiir die Bediirfnisse von Minderjéhrigen oder anderen besonders schutz-
bediirftigen Personen bestimmten Objekten» ist wie bereits in Artikel 25¢ der
VOSTRA-Verordnung mit dem Zusatz «sofern dies die Haupttétigkeit der Privatper-
son darstellt» zu ergéinzen. Damit soll deutlich werden, dass die allgemeine Ver-
kaufstitigkeit in einem grosseren Supermarkt, die regelmaéssig auch spezifisch fiir
die Bediirfnisse von Minderjéhrigen oder anderen besonders schutzbediirftigen
Personen bestimmte Objekte fiihren, grundsétzlich nicht darunter fallt. Vielmehr
zielt Ziffer 9 auf Verkaufs-, Verleih- oder Vermittlungstitigkeiten in Ludotheken,
spezialisierten Spielwaren- oder Kleidergeschiften etc.

Richtet sich die Tatigkeit nicht direkt und spezifisch an minderjahrige oder andere
besonders schutzbediirftige Personen, liegt geméss Buchstabe b dann eine Tatigkeit
mit regelmdssigem Kontakt zu minderjdhrigen oder anderen besonders schutzbe-
diirftigen Personen vor, wenn diese vor allem oder wiederholt in Einrichtungen
ausgeiibt wird, die Dienstleistungen nach Buchstabe a anbieten (vgl. Ziff. 1.3.9).

Es handelt sich hier also um Tétigkeiten, bei welchen der direkte Kontakt zu minder-
jéhrigen oder anderen besonders schutzbediirftigen Personen zur Aufgabenerfiillung
nicht direkt notwendig ist, wie beispielsweise Reinigungs- und Unterhaltsarbeiten,
Sekretariats- oder Institutionsleitungsaufgaben. Vorausgesetzt ist, dass diese anderen
Tatigkeiten in Einrichtungen ausgeiibt werden, die Dienstleistungen nach Buchstabe
a anbieten — oder anders gesagt: deren Angebot sich direkt und spezifisch an minder-
jéhrige oder andere besonders schutzbediirftige Personen richtet. Darunter fallen
beispielsweise Einrichtungen wie Schulen, Kindertagesstitten, Kinderkleiderge-
schifte, Ludotheken, Jugendzentren oder geriatrische Kliniken. Keine solche Ein-
richtung liegt hingegen beispielsweise bei einem Lebensmittelgeschift vor, das
hiufig auch von Schulkindern nach Schulschluss besucht wird. Denn hier richtet
sich das Angebot nicht spezifisch an minderjdhrige Personen, sondern an die Allge-
meinheit.

Wird eine Tétigkeit im Sinne von Buchstabe b vor allem, das heisst zu mehr als
50 Prozent der Gesamtzeit der konkreten Einzeltitigkeit, oder wiederholt, das heisst
mindestens zweimal, in einer der erwdhnten Einrichtungen ausgeiibt, ist aufgrund
der permanenten Anwesenheit von minderjdhrigen oder anderen besonders schutz-
bediirftigen Personen ein regelméssiger Kontakt wihrend und ausserhalb der Aufga-
benerfiillung meist unumgénglich. Der Kontakt kann unter solchen Rahmenbedin-
gungen bewusst gesucht und einfach hergestellt werden. Diese Tétigkeiten fallen
somit ebenfalls unter das Téatigkeitsverbot im Sinne von Artikel 67 Absitze 3 und 4
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E-StGB. Daraus folgt, dass zum Beispiel eine Person, der ein vollstdndiges Tatig-
keitsverbot mit minderjéhrigen Personen im Sinne von Artikel 67 Absatz 3 E-StGB
auferlegt wurde und die bei einem auf die Gartenpflege spezialisiertes Unternehmen
titig ist, das mit einer Kindertagesstitte einen Vertrag zur wochentlichen Umge-
bungspflege abgeschlossen hat, nicht mit der regelmissigen Ausfiihrung dieser
Aufgabe betraut werden kann.

Nicht vom Tétigkeitsverbot umfasst sind demgegeniiber Tétigkeiten fiir einen exter-
nen Handwerksbetrieb, in dessen Rahmen beispielsweise in einer Schule ein ein-
maliger Reparaturauftrag ausgefiihrt wird.

Der zweite Satz von Buchstabe b enthélt schliesslich eine Ausnahmeklausel. Danach
fallen die Tétigkeiten nach Buchstabe b dann nicht unter die Verbote nach Artikel 67
Absatz 3 und 4 E-StGB, wenn ortlich oder zeitlich sichergestellt ist, dass ein Kon-
takt zu minderjahrigen oder anderen besonders schutzbediirftigen Personen ausge-
schlossen ist. Dies ist zum Beispiel der Fall bei einer Person, die ausschliesslich
ausserhalb der Offaungszeiten einer Kindertagesstitte oder eines Jugendzentrums
deren Raumlichkeiten reinigt, oder bei einer Person, die zwar in einer Einrichtung
titig ist, die Dienstleistungen nach Buchstabe a anbietet, diese Tatigkeit jedoch
dauerhaft in abgetrennten Rdumen ohne Zugang zum Hauptgebdude ausiibt. Fiir
solche Tétigkeiten kann somit auch kein Sonderprivatauszug verlangt werden.

In der Vernehmlassung wurde eingewendet, die Bestimmung sei so anzupassen, dass
es geniige, wenn kein unbewachter Kontakt stattfinden konne. Artikel 123¢ BV sieht
allerdings eine solche Einschriankung auf unbewachte Téatigkeiten fiir das Verbot
nicht vor. Ausserdem wire bei einer solchen Voraussetzung unklar und schwierig
kontrollierbar, wann zum Schutz der betroffenen Personen eine ausreichende Uber-
wachung vorliegt. Es wiirde sich die Frage stellen, ob ein bewachter Kontakt bereits
vorliegt, wenn in den fraglichen Riumen eine Uberwachungskamera installiert ist
oder wenn eine beliebige weitere Person im Raum anwesend ist oder nur wenn
samtliche Arbeiten in enger Begleitung einer weiterer Personen erledigt werden. Auf
eine solche Ausdehnung der Ausnahmeklausel im zweiten Satz von Buchstabe b
wird deshalb verzichtet.

Abs. 6

Der Begriff «besonders schutzbediirftige Personen» erweist sich als auslegungs-
bediirftig, weshalb es sich rechtfertigt, diesen zu definieren. Die Definition des
Begriffs ist gegenwirtig ebenfalls in der VOSTRA-Verordnung geregelt (Art. 25¢
VOSTRA-Verordnung). Sie soll neu in Artikel 67a E-StGB iiberfiihrt werden.

Als «besonders schutzbediirftige Personen» sollen Personen gelten, die aufgrund
ihres Alters oder einer physischen, psychischen oder geistigen Beeintrachtigung ihr
Leben nicht ohne fremde Hilfe fiihren konnen. Gerade weil sie auf fremde Hilfe
angewiesen sind und zum Teil kein eigenbestimmtes Leben fiithren kénnen, sind sie
besonders geféhrdet, Opfer bestimmter Straftaten zu werden. 129

Die Formulierung in Absatz 6 macht deutlich, dass eine Hilfsbediirftigkeit bestehen
muss, und zwar entweder in Bezug auf notwendige, alltdgliche Verrichtungen (Haus-

129 Botschaft zur Volksinitiative «Pédophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten diirfen»,
Ziff. 6.4.1.
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haltsfithrung, Korperpflege, Nahrungsaufnahme, Inanspruchnahme von Dienst-
leistungen usw.) oder allgemein bei der Lebensfiihrung (hinsichtlich der Lebens-
gestaltung, z. B. Organisation, Kommunikation usw.). Die Person muss auf
Unterstiitzung Dritter angewiesen sein, das heisst nicht mehr in der Lage sein,
diese Aufgaben selbst zu bewiltigen.

Die Legaldefinition stellt somit auf die eigentliche Hilfs- und Schutzbediirftigkeit
der Person ab. Wie aus dem Wortlaut der Bestimmung hervorgeht, wird hingegen
nicht vorausgesetzt, dass die betroffene Person effektiv Hilfe in Anspruch nimmt.

Die Hilfsbediirftigkeit muss ihren Ursprung in altersbedingten Beeintrdchtigungen,
einer Krankheit oder einer liangerfristigen korperlichen, geistigen oder psychischen
Beeintrachtigung der Person haben. Unter korperliche, geistige und psychische
Beeintrachtigungen fallen auch sensorische Beeintrdchtigungen. Mit der Formulie-
rung «korperliche, geistige oder psychische Beeintrachtigung» wird, wie im Ver-
nehmlassungsverfahren angeregt, die gleiche Terminologie wie in Artikel 8 Absatz 2
BV und in Artikel 2 Absatz 1 Behindertengleichstellungsgesetz (BehiG)130 verwen-
det.

Unter besonders schutzbediirftigen Personen sind solche zu verstehen, die dhnlich
wie Minderjdhrige in einem besonderen Abhéngigkeitsverhéltnis zu denjenigen
stehen, die sich um sie kiimmern. Diese sollen nicht von Téatern betreut werden, die
einschligig vorbestraft sind und bei denen eine Riickfallgefahr besteht.

Keine besondere Schutzbediirftigkeit im Sinne von Artikel 67 Absatz 4 E-StGB liegt
demgegeniiber vor, wenn sie nur aufgrund einer voriibergehenden Schwichung
durch Alkohol, Drogen oder andere Ursachen geschaffen wurde.

Art. 67¢ (Vollzug)

Abs. 5 Bst. c—d

Die Aufhebung von Buchstabe ¢ folgt aus der Anderung des qualifizierten Titig-
keitsverbots nach geltendem Recht (Art. 67 Abs. 3 und 4 StGB) zum zwingend
lebenslanglichen Tatigkeitsverbot (Art. 67 Abs. 3 und 4 E-StGB). Sie ist damit rein
redaktioneller Natur.

Die verurteilte Person soll auch bei einem Tétigkeitsverbot nach Artikel 67 Absatz
3, 4 oder 4bs E-StGB in gewissen Fillen die Moglichkeit erhalten, nach einer gewis-
sen Dauer des Vollzugs ihren Fall neu priifen zu lassen, sprich bei der zusténdigen
Behorde um eine inhaltliche oder zeitliche Einschrankung oder um die Authebung
des Verbots zu ersuchen (vgl. Ziff. 1.3.10). Die Voraussetzungen sind in Buchstabe
d geregelt. Die Uberpriifung erfolgt nicht von Amtes wegen, sondern nur auf Gesuch
des Tiéters hin.

Der Vorentwurf sah vor, dass die Zeitdauer, nach welcher friihestens um eine Uber-
priifung ersucht werden kann, abgestuft nach Unrechtsgehalt der begangenen Straf-
tatbestiinde festgelegt werden soll. Die vorgeschlagenen Fristen zur Uberpriifung
betrugen:

130 SR 151.3
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—  drei Jahre, wenn das Tatigkeitsverbot aufgrund einer Verurteilung wegen
Exhibitionismus (Art. 194 StGB), Pornografie im Sinne von Artikel 197 Ab-
satz 2 Satz 1 StGB oder sexueller Belédstigungen (Art. 198 StGB) angeordnet
wurde;

—  zehn Jahre, wenn das Tétigkeitsverbot aufgrund einer Verurteilung wegen
einer der genannten Sexualstraftaten (weitestgehend Vergehen) erfolgte und
der Téter zu einer Strafe von bis zu 6 Monaten Freiheitsstrafe oder 180
Tagessitzen Geldstrafe verurteilt wurde;

—  fiinfzehn Jahre in den anderen Fillen.

Einzelne Vernehmlassungsteilnehmende erachteten diese Fristen als addquat, andere
hingegen aus Griinden der Verhéltnisméssigkeit als zu streng.!3! Von einer Minder-
heit der Vernehmlassungsteilnehmenden wurde die Uberpriifungsmoglichkeit ganz
abgelehnt, weil sich diese nicht mit dem Wortlaut von Artikel 123¢ BV vereinbaren
lasse. Vereinzelt wurde zudem angeregt, die Anzahl der unterschiedlichen Fristen zu
beschrianken, um die Komplexitit der Bestimmung zu reduzieren.!32

Bereits unter Ziffer 1.3.10 wurde erwéhnt, dass der Bundesrat bei der Moglichkeit
der nachtriiglichen Uberpriifung eine strengere Regelung vorschligt, die gleichzeitig
die Anzahl unterschiedlicher Fristen reduziert. Durch die strengere Ausgestaltung
der Uberpriifungsfrist soll sich die Bestimmung noch niher am Wortlaut der neuen
Verfassungsbestimmung orientieren. Zudem soll die Komplexitdt der Bestimmung
reduziert werden.

Um eine Uberpriifung eines Titigkeitsverbotes nach Artikel 67 Absatz 3, 4 oder 4bis
E-StGB soll einheitlich frithestens nach zehn Jahren ersucht werden konnen. Bereits
beim geltenden lebenslianglichen Titigkeitsverbot ist eine Uberpriifung friihestens
nach dieser Zeitdauer moglich (Art. 67¢ Abs. 5 Bst. d StGB).

Vereinzelt wurde in der Vernehmlassung vorgeschlagen, bei den Tétigkeitsverboten,
die aufgrund einer Verurteilung wegen Exhibitionismus (Art. 194 StGB), Pornogra-
fie im Sinne von Artikel 197 Absatz 2 erster Satz StGB oder sexueller Beldstigungen
(Art. 198 StGB) angeordnet wurde, eine automatische Authebung des Verbots
vorzusehen (anstatt auf Gesuch des Téters hin).!133 Dies kommt fiir den Bundesrat
indessen nicht in Betracht. Zum einen entspricht die Uberpriifung auf Gesuch des
Téters hin bereits geltendem Recht (vgl. Art. 67¢ Abs. 5 StGB), und es besteht kein
Anlass, diese Bestimmung bereits wieder zu revidieren. Zum anderen erscheint es
nicht sachgerecht, ein solches Verbot automatisch und unabhéngig von der Beurtei-
lung einer allfélligen Riickfallgefahr erloschen zu lassen. Schliesslich liesse sich ein
solcher Automatismus kaum mit einer wortgetreuen Umsetzung von Artikel 123¢
BV vereinbaren.

Abs. 6bis

Wie unter Ziffer 1.3.10 dargelegt, behilt der Entwurf die Regelung bei, wonach die
zustindige Behorde das Verbot bei pddophilen Straftétern nicht autheben darf.

131" Zu den Kritiken im Detail vgl. Vernehmlassungsbericht, S. 16 f.
132 Vernehmlassungsbericht, S. 8 und 16 ff.
133 Vernehmlassungsbericht, S. 17.
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Damit wird einerseits dem heutigen Stand der Wissenschaft Rechnung getragen,
dass Padophilie nicht heilbar ist, und andererseits werden die Angaben der Initian-
tinnen und Initianten beriicksichtigt, dass Artikel 123¢ BV primédr auf padophile
Straftéter abziele.134

Die Bestimmung des Vorentwurfs wurde jedoch auf Anregung vereinzelter Ver-
nehmlassungsteilnehmenden prézisiert.135 Die Wendung «péddophil im Sinne der
Psychiatrie» wurde gestrichen, weil sie zu undifferenziert und somit wenig klérend
ist. Stattdessen wird klargestellt, dass fiir die Diagnose der Pddophilie die internatio-
nal anerkannten Klassifikationskriterien massgebend sein sollen (zur Definition vgl.
Ziff. 1.2.5).

Beziiglich der Kritik einzelner Vernehmlassungsteilnehmenden, dass aus dem Vor-
entwurf nicht klar hervorgehe, zu welchem Zeitpunkt die Diagnose der Padophilie
vorliegen miisse,!3¢ kann Folgendes festgehalten werden: Aus der systematischen
Einreihung von Absatz 6Ys in Artikel 67¢ E-StGB (vgl. Marginalic zu Art. 67¢
StGB: Vollzug der Verbote) ergibt sich, dass die Diagnose zum Zeitpunkt der Ein-
reichung des Gesuchs um Uberpriifung vorliegen beziehungsweise gestellt werden
muss. Gemaéss Artikel 67¢ Absatz 6 StGB (vgl. Erlduterungen zu Abs. 5) priift die
Behorde, ob eine negative Prognose vorliegt. Sofern die Diagnose der Padophilie
bereits wihrend eines Strafverfahrens (z. B. im Rahmen der Priifung, ob eine frei-
heitsentziechende Massnahme angeordnet werden soll; vgl. Art. 56 Abs. 3 StGB)
oder im Verlauf einer solchen Massnahme (z. B. anlésslich der Beurteilung, ob der
Téter aus einer stationdren Massnahme bedingt zu entlassen ist) aufgrund eines
psychiatrischen Gutachtens gestellt wurde, kann sich die zustdndige Behorde fiir die
Beurteilung ihres Entscheids auf ein solches stiitzen.

Wurde noch kein psychiatrisches Gutachten erstellt und besteht Anlass zur Annah-
me, dass der Téter padophil sein konnte, so ist ein Gutachten zu erstellen. Auf die
Einholung eines Gutachtens kann jedoch in denjenigen Fillen verzichtet werden, in
denen ein Bezug zu Péddophilie von Vornherein klar ausgeschlossen werden kann.

Es ist dem Bundesrat bewusst, dass irrtumsfreie Diagnosen der Padophilie — wie ein
Vernehmlassungsteilnehmender geltend gemacht hat!37 — kaum moglich sind. Aller-
dings darf die zustdndige Behorde ein lebensldngliches Téatigkeitsverbot — unabhén-
gig von der Diagnose der Paddophilie — nicht autheben, solange vom Téiter eine
Riickfallgefahr ausgeht (vgl. Art. 67¢ Abs. 6 StGB).

Abs. 7bis

Nach Artikel 67 Absatz 7 erster Satz E-StGB und Artikel 675 Absatz 4 StGB kann
das Gericht fiir die Dauer des Tiétigkeitsverbotes und des Kontakt- und Rayonverbo-
tes Bewéhrungshilfe anordnen. Wenn es ein zwingend lebenslidngliches Téatigkeits-
verbot nach Artikel 67 Absatz 3, 4 oder 4%is E-StGB verhéngt, ordnet es in der Regel
Bewidhrungshilfe an (Art. 67 Abs. 6 zweiter Satz E-StGB). Verzichtet das Gericht
beim Verhdngen des Tétigkeitsverbots oder des Kontakt- und Rayonverbots auf die

134 Erliuterungen zur Volksabstimmung, S. 21 (Argumente des Initiativkomitees).
135" Vernehmlassungsbericht, S. 18.

136 Vernehmlassungsbericht, S. 17 f.

137 Vernehmlassungsbericht, S. 18.
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Anordnung von Bewihrungshilfe, kann das Gericht oder die Vollzugsbehorde die
Bewdhrungshilfe spiter neu anordnen, wenn der Verurteilte ein Tétigkeitsverbot
oder Kontakt- und Rayonverbot missachtet. Ebenfalls kann die Vollzugsbehorde bei
der bedingten Entlassung aus einer Freiheitsstrafe (Art. 87 Abs. 2 StGB) oder aus
einer Massnahme (Art. 62 Abs. 3 und 64a Abs. 1 StGB) fiir die Dauer der Probezeit
Bewihrungshilfe anordnen. Diese Bewéhrungshilfe kann von der Vollzugsbehorde
im Zusammenhang mit dem Vollzug eines Tétigkeitsverbots oder Kontakt- und
Rayonverbots angeordnet werden, das nach der bedingten Entlassung zum Vollzug
kommt. Absatz 7bis soll neu sicherstellen, dass die Vollzugsbehorde in diesen Fillen
die Bewdhrungshilfe nicht nur fiir die Dauer der Probezeit, sondern fiir die gesamte
Dauer des Tétigkeitsverbotes oder Kontakt- und Rayonverbotes anordnen kann.

Strafregister

Art. 369 Abs. 4quater, 4quinquies ypd 6 Bst. a
Einleitend zu den neuen Absétzen 4quater und 4quinquies ist Folgendes zu bemerken:

Das aktuelle Strafregisterrecht kennt zwei Berechnungsarten, um die Entfernungs-
frist fiir ein Urteil zu berechnen. Zum einen die Berechnung nach Artikel 369 StGB
und zum anderen die Berechnung nach Artikel 369a StGB. Fiir die Entfernung
relevant ist letztlich aber nur die lingere Frist (vgl. zweiter Satz von Art. 369a
StGB). Die Entfernungsfrist ergibt sich also aus einem Vergleich beider Berech-
nungsarten.

Der Grund fiir diese kompliziert anmutende Doppelspurigkeit ist, dass die beiden
Berechnungsarten jeweils eine unterschiedliche Funktion erfiillen:

—  Die Berechnung nach Artikel 369a StGB soll sicherstellen, dass Urteile, die
ein Tatigkeits- oder Kontakt- und Rayonverbot enthalten, das wihrend sei-
ner effektiven Dauer im Sonderprivatauszug erscheinen soll, nicht vor dem
Ablauf des Verbots aus dem Strafregister entfernt wird.

—  Die Berechnung nach Artikel 369 StGB braucht es, damit ein lange dauern-
des Tatigkeits- oder Kontakt- und Rayonverbot nicht zu einer ungewollten
Verléngerung der Erscheinungsdauer eines Urteils im Privatauszug fiihrt.
Fiir bestimmte Berechnungen der Erscheinungsdauer eines Urteils im Pri-
vatauszug werden die Fristen nach Artikel 369 StGB als Referenzfristen ge-
braucht. So bestimmt Artikel 371 Absatz 4 StGB, dass ein Urteil, das eine
Massnahme enthélt, dann nicht mehr im Privatauszug erscheint, wenn die
Halfte der fiir die Entfernung nach Artikel 369 StGB massgebenden Dauer
abgelaufen ist (zur Ausnahme vgl. Art. 371 Abs. 5 StGB).

Das Regelungskonzept gemiss Artikel 369 StGB weist jedoch eine Liicke
auf, die durch die neuen Absitze 4aquater und 4quinquies gegchlossen werden
soll. Enthilt ein Urteil ndmlich als einzige Sanktion eines der neuen, seit
dem 1. Januar 2015 geltenden Verbote, so findet sich in Artikel 369 StGB
aktuell keine Referenzfrist, die in Anwendung von Artikel 371 Absatz 4
StGB zur Berechnung der Erscheinungsdauer im Privatauszug herangezogen
werden konnte.
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Aus den vorstehend genannten Griinden sind folgende Anderungen nétig:

—  Im neuen Absatz 49vuater wird eine Entfernungsfrist fiir Urteile vorgesehen,
die ein Tétigkeitsverbot nach Artikel 67 Absatz 2, 2bis, 3—4bis oder nach
Artikel 67b StGB oder nach Artikel 50 Absatz 2, 2bis, 3-—4bis oder 505 MStG
allein — das heisst ohne andere Sanktion (z. B. eine Strafe) — enthalten. Sol-
che Urteile sollen von Amtes wegen nach zehn Jahren aus dem Strafregister
entfernt werden.

—  Fiir Jugendurteile, die ein Tatigkeitsverbot nach Artikel 16a JStG allein ent-
halten, bestimmt der neue Absatz 4quinquies; dass diese nach sieben Jahren
von Amtes wegen entfernt werden.

Diese Fristen sind gegenwértig in Artikel 25a der VOSTRA-Verordnung geregelt;
aus rechtstaatlichen Griinden (Legalititsprinzip) ist es jedoch angezeigt, diese
Bestimmungen neu auf Gesetzesstufe zu verankern.

Die alleinige Anordnung solcher Verbote diirfte eher selten vorkommen. Es wird in
Kauf genommen, dass selbst bei einem lebensldnglichen Verbot dieses nach zehn
respektive nach sieben Jahren aus dem Strafregister entfernt wird sowie nach fiinf
respektive dreieinhalb Jahren nicht mehr im Privatauszug erscheint. Dies, weil in
einem solchen Fall kein besonders schweres Verschulden zugrunde liegt (sonst wére
ja auch eine andere Sanktion ausgesprochen worden, die eine andere Fristberech-
nung nach sich gezogen hitte) und ein beispielsweise ldnger dauerndes oder sogar
lebensléngliches Erscheinen im Privatauszug nicht angemessen erscheint. Die be-
troffene Person soll sich mittels Privatauszug ohne Nachteile fiir eine Téatigkeit
bewerben kdnnen, wo es nicht um den Schutz von beispielsweise Minderjahrigen
oder besonders schutzbediirftigen Personen geht.

Es ist jedoch darauf hinzuweisen, dass solche Urteile wihrend der gesamten Dauer
des Titigkeitsverbots im Sonderprivatauszug erscheinen und auch fiir zugangs-
berechtigte Behorden ersichtlich bleiben (vgl. Art. 371a Abs. 4 i. V. m. Art. 369a
StGB).

Die Bestimmung in Absatz 6 Buchstabe a wird dahingehend ergénzt, dass auch die
in Artikel 369 Absitze 4auater und 4quinquies E-StGB definierten Fristen ab Rechts-
kraft des Urteils (vgl. Art. 437 StPO) zu laufen beginnen.

Mit der neuen Formulierung «rechtskriftigy» anstelle von «rechtlich vollstreckbary
soll klargestellt werden, dass der Fristenlauf mit dem Eintritt der formellen Rechts-
kraft des Urteils beginnt, was auch schon im geltenden Recht der Fall ist.!38 Die
Neuformulierung hat keine materielle Anderung zur Folge.

Art. 369a erster Satz
Die Anderung in Artikel 369a StGB ist rein redaktioneller Natur.

138 Gruber 2013, Art. 369 StGB N. 25.
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Art. 371a Abs. 1, Abs. 2 Einleitungssatz und 3 Bst. a

Der geltende Artikel 371a StGB sieht vor, dass die Person, die eine berufliche oder
organisierte ausserberufliche Tétigkeit mit minderjdhrigen oder besonders schutzbe-
diirftigen Personen ausiibt oder ausiiben will, einen sie betreffenden Sonderprivat-
auszug aus dem Strafregister einholen kann.

Der neue Absatz 1 von Artikel 371a StGB sieht vor, dass auch diejenige Person, die
eine berufliche oder organisierte ausserberufliche Tatigkeit im Gesundheitsbereich
mit direktem Patientenkontakt ausiibt oder ausiiben will, einen sie betreffenden
Sonderprivatauszug einholen kann.

Entsprechend enthélt der Sonderprivatauszug geméss Absatz 3 Buchstabe a neu
nicht nur alle Urteile gegen Erwachsene, die ein Tétigkeitsverbot oder ein Kontakt-
und Rayonverbot enthalten, das zum Schutz von Minderjdhrigen oder anderen
besonders schutzbediirftigen Personen erlassen wurde, sondern auch alle Urteile, die
ein Tétigkeitsverbot gemiss Artikel 67 Absatz 4bis E-StGB fiir den Gesundheitsbe-
reich enthalten.

Die Einholung eines Sonderprivatauszuges wird wie bisher auf eine freiwillige Basis
gestellt (zur Begriindung vgl. Ziff. 1.3.10). Es liegt damit einerseits in der Verant-
wortung der Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber, der Vereine und anderen Organisa-
tionen, ob sie von ihren Mitarbeitenden oder Mitgliedern, die mit minderjéhrigen
oder anderen besonders schutzbediirftigen Personen arbeiten oder eine Tétigkeit im
Gesundheitsbereich mit direktem Patientenkontakt ausiiben, einen Strafregisteraus-
zug einholen.13% Andererseits konnen Bund, Kantone und Gemeinden filir gewisse
Tatigkeiten im Rahmen ihrer Bewilligungs- oder Aufsichtsgesetzgebung eine Pflicht
zur Einholung eines Sonderprivatauszugs vorsehen. Gleiches gilt fiir die Festlegung
der Anstellungsvoraussetzungen fiir bestimmte Tatigkeiten.

Ersucht eine Person bei einer Behorde um eine Bewilligung zur Ausiibung einer
bewilligungspflichtigen Tétigkeit, die einen regelmédssigen Kontakt mit Minderjéh-
rigen oder mit anderen besonders schutzbediirftigen Personen umfasst, oder einer
Tatigkeit im Gesundheitsbereich mit direktem Patientenkontakt, soll zudem neu
auch diese Bewilligungsbehorde einen Sonderprivatauszug von ihr verlangen kon-
nen. Sie sollen sowohl bei der Ausstellung von Bewilligungen als auch im Rahmen
ihrer Aufsichtsfunktion dazu berechtigt sein. Aufgrund der engen Formulierung im
geltenden Absatz 2 Einleitungssatz ist dies nicht moglich (zur Begriindung vgl. Ziff.
1.3.10). Absatz 2 ist deshalb insofern anzupassen, als dass neben Arbeitgebern und
Organisationen auch Bewilligungsbehdrden die in diesem Absatz geregelte und zum
Bezug des Sonderprivatauszuges notwendige Bestétigung ausfiillen kdnnen.

Der inhaltlich eingeschréinkte Sonderprivatauszug hat einerseits den Vorteil, dass
Bewerber nicht in jedem Fall ihr ganzes strafrechtliches Vorleben offenlegen miis-
sen (z. B. Vorstrafen wegen Verkehrsdelikten oder Ladendiebstahl), sondern nur
allféllige Verbote, die fiir Tatigkeiten mit minderjdhrigen oder anderen besonders
schutzbediirftigen Personen oder fiir Tatigkeiten im Gesundheitsbereich mit direk-
tem Patientenkontakt besonders relevant sein kdnnen. Es steht den Arbeitgebern und

139 Botschaft zur Volksinitiative «Pédophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten diirfen»,
Ziff. 6.2.8.
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Freizeitorganisationen allerdings frei, neben dem Sonderprivatauszug auch den
normalen Privatauszug zu verlangen. 140

Der Sonderprivatauszug soll wie bisher die Urteile wéhrend der gesamten Dauer des
Tatigkeitsverbots enthalten (Art. 371a Abs. 4 StGB). Er wurde allein deshalb ge-
schaffen, um die Einhaltung der Verbote zum Schutz von Minderjéhrigen oder
anderen besonders schutzbediirftigen Personen sowie von Patientinnen und Patien-
ten in Gesundheitsbereich zu gewéhrleisten.

Im Vernehmlassungsverfahren wurde von wenigen Teilnehmenden kritisiert, dass
die Tétigkeitsverbote demgegeniiber im Privatauszug nach einer gewissen Dauer
nicht mehr ersichtlich seien. Diese Kritik verkennt, dass der Privatauszug — im
Gegensatz zum Sonderprivatauszug — nicht zweckgebunden ist und folglich auch fiir
Anstellungen verwendet werden darf, bei denen es weder um den Schutz von Min-
derjahrigen und besonders schutzbediirftigen Personen noch um den Schutz von
Patienten im Gesundheitsbereich geht. Jemand, der sich ausserhalb des Anwen-
dungsbereichs dieser Verbote um eine Stelle bewirbt, soll durch die langen (neu gar
lebenslénglichen) Verbote keine zusétzlichen Nachteile haben. Die Fristen im Pri-
vatauszug werden daher ganz bewusst unabhdngig von der effektiven Dauer eines
Verbots berechnet. Entscheidend fiir die Dauer des Erscheinens im Privatauszug ist
vielmehr die Hohe der ausgesprochenen anderen Sanktionen, die besser Auskunft
iiber die effektive Schwere des Delikts geben. Dem Gesetzgeber war es ein Anlie-
gen, die Wiedereingliederung von verurteilten Personen in den «normalen» Arbeits-
prozess nicht zu behindern. Der Sonderprivatauszug hat demgegeniiber eine ganz
andere Funktion. Es soll die Auslibungen von Tatigkeiten verhindern, die Gegen-
stand der einschldgigen Verbote sind. Der Grund fiir die Schaffung des Sonderpri-
vatauszuges war gewissermassen gerade die Tatsache, dass eine Verldngerung der
Fristen im Privatauszug vermieden werden sollte. An diesem Konzept ist festzuhal-
ten.

Im Ubrigen sollen auch der Bestellprozess und der Umfang des Sonderprivatauszu-
ges unverdndert bleiben. Einige Vernehmlassungsteilnehmer kritisierten im Ver-
nehmlassungsverfahren zwar den administrativen Prozess beim Bestellen des Son-
derprivatauszuges als umstdndlich oder machten auf in der Praxis bestehende
Unsicherheiten aufmerksam, wann ein Sonderprivatauszug zu bestellen ist. Schliess-
lich wurde angeregt, dass es wichtig sei, dass der Sonderprivatauszug geniigend
verstidndlich ausgestaltet sei, was bei einigen Formulierungen wie z. B. «besonders
schutzbediirftige Personen» nicht der Fall sei. Der Bundesrat ist sich bewusst, dass
die Gewihrleistung der zweckbezogenen Verwendung des Sonderprivatauszuges
nicht ohne einen gewissen Aufwand moglich ist. Es braucht auch eine gewisse
Einarbeitungszeit, um die Bedeutung der verwendeten Begriffe und die Funktion des
Privat- und des Sonderprivatauszuges als Informationsmittel zu verstehen. Fiir viele
Begriffe finden sich im Gesetz zwar Legaldefinitionen, doch der Zugang dazu ist fiir
Laien in der Tat nicht immer einfach. Deshalb wurde versucht, die betroffenen
Arbeitgeber und Organisationen im Internet-Bestellprozess so gut wie mdglich zu
leiten; etwa mit Hilfe von Online-Bestellformularen, die genaue Handlungsanwei-

140 Botschaft zur Volksinitiative «Pédophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten diirfen»,
Ziff. 6.2.8.
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sungen zum Bestellprozess beinhalten. Auf der Homepage des Bundesamtes fiir
Justiz finden sich auch diverse wichtige Zusatzinformationen zur Funktion und zum
Inhalt der Ausziige sowie E-Mail-Adressen und Telefonnummern von Sachbearbei-
tern, die Fragen beantworten konnen. Zu beachten ist, dass auch Interessenorganisa-
tionen auf Arbeitgeberseite viel zur Sensibilisierung flir dieses Thema beitragen,
indem sie ihre Mitglieder entsprechend informieren. Fiir die Betroffenen ist es somit
moglich mit verniinftigem Aufwand an die ndtigen Informationen zu gelangen.
Insgesamt sind die Erfahrungen, die mit dem Sonderprivatauszug seit dessen Einfiih-
rung gemacht werden konnten, positiv.

2.2 Militirstrafgesetz

Die Anderungen der Artikel 50, 50a und 50c E-MStG entsprechen den Artikeln 67,
67a und 67¢ E-StGB. Es wird deshalb auf die Erlduterungen zu den Anderungen des
StGB verwiesen (vgl. Ziff. 2).

Auswirkungen

31 Finanzielle und personelle Auswirkungen
auf den Bund

In Bezug auf die Personalkosten und die weiteren finanziellen Auswirkungen ist
zwischen der Umprogrammierung des Systems VOSTRA und den Betriebskosten zu
unterscheiden.

Die Umprogrammierung von VOSTRA diirfte zwischen 30 000 und 55 000 Franken
kosten. Diese Kosten sind bereits eingestellt. Die Arbeiten werden soweit moglich
zusammen mit den Arbeiten erledigt werden, die aufgrund des neuen Strafregister-
rechts erforderlich werden.

Beziiglich der Betriebskosten ist mit mehr Gesuchen um Strafregisterausziige zu
rechnen, auch wenn im Entwurf — wie bereits im geltenden Recht — keine allgemeine
Pflicht zur Einholung eines Auszugs vorgesehen ist. Dies insbesondere, weil der
geschiitzte Personenkreis im Vergleich zum geltenden Recht etwas erweitert werden
soll (vgl. Ziff. 1.3.5). Momentan ist es noch schwer abzuschitzen, wie sich die
Anzahl der Gesuche um Sonderprivatausziige entwickeln wird. Allerdings ist davon
auszugehen, dass sich dieser Mehraufwand in Grenzen halten wird.

Es ist jedoch festzuhalten, dass die jahrlichen Einnahmen aufgrund des vorliegenden
Entwurfs auch steigen diirften. Damit konnten die Kosten fiir die Umprogrammie-
rung von VOSTRA voraussichtlich gedeckt werden.
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3.2 Auswirkungen auf Kantone und Gemeinden

Die unmittelbaren finanziellen und personellen Auswirkungen auf die Kantone und
Gemeinden lassen sich nur schwer abschdtzen.

Die Kantone und Gemeinden werden im Straf- und Massnahmenvollzug sehr wahr-
scheinlich zusétzliche Kosten zu tragen haben. Zwar gibt es seit dem 1. Januar 2015
bereits ein obligatorisches Tétigkeitsverbot (Art. 67 Abs. 3 und 4 StGB), bei dem
zwingend Bewidhrungshilfe angeordnet werden muss (vgl. Art. 67 Abs. 7 StGB).
Dieses Verbot kann auch lebenslinglich angeordnet werden (vgl. Art. 67 Abs. 6
StGB), was eine entsprechend lang dauernde Bewéhrungshilfe nach sich zieht. In
der Regel diirften die Gerichte jedoch befristete Tatigkeitsverbote aussprechen, die
gegebenenfalls verldngert werden konnen (vgl. Art. 67 Abs. 3, 4 und 6 StGB).141
Das obligatorische Tétigkeitsverbot nach geltendem Recht soll nun dahingehend
verschirft werden, dass dieses neu in jedem Fall lebensldnglich angeordnet werden
muss (Art. 67 Abs. 3, 4 und 4bis E-StGB). Bei diesen lebensldnglichen Tétigkeits-
verboten soll in der Regel Bewéhrungshilfe angeordnet werden. Allerdings wird die
lebensléngliche Dauer des angeordneten Tétigkeitsverbots dadurch relativiert, dass
unter Umstédnden die Moglichkeit besteht, die Verbote nach einer gewissen Dauer
des Vollzugs nachtriglich aufzuheben. Zudem kann geméss Artikel 67¢ Absatz 6
StGB die Bewidhrungshilfe aufgehoben werden, wenn sie nicht mehr erforderlich ist.

Hinzu kommt jedoch, dass das obligatorische Tétigkeitsverbot auch dahingehend
verschirft werden soll, als der Katalog der Sexualstraftaten, die ein Tatigkeitsverbot
zur Folge haben, ausgeweitet wird. Zusétzlich wird keine Mindeststrafe mehr
vorausgesetzt, und es soll ein weiteres zwingendes Verbot fiir Tdtigkeiten im Ge-
sundheitsbereich mit direktem Patientenkontakt eingefiihrt werden. Entsprechend ist
mit deutlich mehr Féllen zu rechnen, bei denen in der Regel auch Bewdhrungshilfe
anzuordnen ist. In welchem Ausmass die Revision Mehrkosten zur Folge haben
konnte, ist jedoch nur schwer abzuschétzen.

Zum anderen wird filir die ordentlichen Gerichte ein gewisser Mehraufwand entste-
hen, weil Sexualdelikte gegen den geschiitzten Personenkreis aufgrund des zwin-
gend lebenslidnglichen Tétigkeitsverbotes vom Strafbefehlsverfahren ausgenommen
werden sollen (vgl. Ziff. 1.3.6). Um wie viele Fille es sich dabei jéhrlich handeln
diirfte, l4sst sich nicht genau sagen. Dies weil sich aus den verfiigbaren statistischen
Daten des Bundesamtes flir Statistik keine aussagekréftigen Schliisse ziehen lassen.
Zwar kann gesagt werden, wie viele Verurteilungen jahrlich wegen dieser Sexualde-
likte erfolgt sind. Gemaéss den Daten des Bundesamtes fiir Statistik wurden im Jahr
2014 1021 Erwachsene wegen eines Vergehens oder Verbrechens gegen die sexuelle
Integritdt (Art. 187-197 StGB) sowie 15 Erwachsene wegen Menschenhandel
(Art. 182 StGB) verurteilt.142 Nicht ersichtlich sind hingegen die Anzahl verurteilter
Erwachsener wegen sexueller Belédstigungen (Art. 198 StGB), da es sich bei diesem

141 Botschaft zur Volksinitiative «Péddophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten diirfen»,
Ziff. 6.5.2.

142 Die Statistik ist abrufbar unter: www.bfs.admin.ch > Themen > Kriminalitit, Strafrecht >
Jugend- und Erwachsenenurteile > Verurteilte > Tabelle «Erwachsene und Jugendliche:
Verurteilungen und Verurteilte fiir ein Vergehen oder Verbrechen nach den Artikeln des
Strafgesetzbuches (StGB) nach Jahry.
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Straftatbestand um eine Ubertretung handelt (diese Urteile werden in der Regel nicht
im Strafregister eingetragen). Nicht alle diese Strafverfahren sind jedoch vom Aus-
schluss des Strafbefehlsverfahrens betroffen. Denn nicht in sémtlichen Féllen richte-
te sich die Straftat gegen ein minderjahriges, besonders schutzbediirftiges, zum
Widerstand unféhiges, abhidngiges oder urteilsunfahiges Opfer. Zudem ist das Straf-
befehlsverfahren sowohl in Fillen mit einer Strafe von iiber sechs Monaten als auch
in Fillen, die in tatsdchlicher oder rechtlicher Hinsicht nicht einfach und klar sind,
ohnehin und damit bereits heute ausgeschlossen (Art. 352 Abs. 1 StGB).

In wie vielen Féllen das betroffene Opfer beispielsweise minderjahrig, besonders
schutzbediirftig, zum Widerstand unfdhig, abhingig oder urteilsunfdhig war, ist
nicht bekannt. Auch ist nicht bekannt, ob zum Beispiel eine Strafe unter sechs
Monaten Freiheitsstrafe wegen eines Sexualdelikts effektiv im Strafbefehls- oder in
einem ordentlichen Verfahren ausgesprochen wurde.

Auch die Einholung von Strafregisterausziigen fiir Personen im 6ffentlichen Dienst,
die eine Téatigkeit mit Personen ausiiben, die in den geschiitzten Personenkreis fallen
(vgl. Erlauterungen zu Strafregister), wird zu einem gewissen Mehraufwand flihren
(beispielsweise fiir Spitéler und Schulen).

4 Verhiiltnis zur Legislaturplanung

Die Vorlage ist in der Botschaft vom 27. Januar 2016143 zur Legislaturplanung
2015-2019 und im zugehorigen Bundesbeschluss vom 14. Juni 2016144 iiber die
Legislaturplanung 2015-2019 angekiindigt.

5 Rechtliche Aspekte
5.1 Verfassungsmiissigkeit
5.1.1 Gesetzgebungskompetenz

Die Vorlage stiitzt sich auf Artikel 123 BV, der dem Bund die Kompetenz fiir die
Gesetzgebung auf dem Gebiet des Strafrechts und des Strafprozessrechts gibt.

5.1.2 Grundrechtskonformitit

Allgemeines

Wie bereits in der Botschaft zur Volksinitiative «Pddophile sollen nicht mehr mit
Kindern arbeiten diirfen» ausgefiihrt, steht die neue Verfassungsbestimmung von
Artikel 123¢ BV im Widerspruch zu verschiedenen verfassungsmaissigen Garantien

143 BBI12016 1105, hier 1226
144 BBI12016 5183, hier 5189
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wie die Wirtschaftsfreiheit (Art. 27 Abs. 2 BV), die personliche Freiheit (Art. 10
Abs. 2 BV) oder die Glaubens- und Gewissensfreiheit (Art. 15 BV).145

Grundrechtseinschrankungen sind mit der Verfassung vereinbar, wenn sie sich auf
eine gesetzliche Grundlage stiitzen, einem iiberwiegenden Jffentlichen Interesse
entsprechen, verhdltnismdssig sind und den Kerngehalt des Grundrechts wahren
(Art. 36 BV).

Das vorgeschlagene Tatigkeitsverbot wird — auf der Basis der bereits geltenden
Regelungen (vgl. Art. 67 ff. StGB und Art. 50 ff. MStG; vgl. Ziff. 1.1.2) — in einem
Gesetz im formellen Sinn geregelt. Es kann davon ausgegangen werden, dass dieses
einem iiberwiegenden Offentlichen Interesse entspricht. Ferner kann festgehalten
werden, dass der Kerngehalt der betroffenen Grundrechte durch das vorgeschlagene
Tétigkeitsverbot nicht verletzt wird.146 Schliesslich wird das Verbot durch ein Ge-
richt in einem ordentlichen Strafverfahren verhédngt. Zu priifen bleibt daher der
Grundsatz der Verhdltnismdssigkeit.

Die Verhéltnisméssigkeit umfasst die Eignung, die Erforderlichkeit und die Verhdlt-
nismdssigkeit im engeren Sinn (Zumutbarkeit). Die staatliche Massnahme muss sich
eignen und notwendig sein, um das im 6ffentlichen Interesse verfolgte Ziel herbei-
zufiihren. Hierzu darf keine gleich geeignete, aber mildere Massnahme zur Verfii-
gung stehen. Die Massnahme darf nicht iiber das Notwendige hinausgehen. Schliess-
lich ist eine Abwégung der Interessen vorzunehmen. Dabei ist zu priifen, ob das
gesteckte Ziel und die dazu erforderliche Beschrankung des Grundrechts in einem
angemessenen Verhéltnis stehen. Eine Anordnung ist unverhdltnisméssig, wenn
deren negative Wirkungen im konkreten Fall schwerer ins Gewicht fallen als das
offentliche Interesse daran, dass die Anordnung getroffen wird.147

Dem Grundsatz der Verhéltnisméssigkeit kommt bei der Ausgestaltung des Tétig-
keitsverbots eine wichtige Bedeutung zu. Fiir die therapeutischen Massnahmen und
die Verwahrung, die unabhéngig vom Verschulden des Téters moglich sind, wurde
der Grundsatz der Verhéltnismassigkeit im revidierten AT-StGB!48 ausdriicklich
genannt (Art. 56 Abs. 2 StGB) und in verschiedenen Bestimmungen konkretisiert
(u. a. Art. 56 Abs. 1 und 6, 56a, 57 Abs. 1, 59 Abs. 1, 60 Abs. 1, 61 Abs. 1, 63
Abs. 1 StGB).

Beim Tétigkeitsverbot handelt es sich um eine sogenannte «andere Massnahme».
Wie die oben genannten Massnahmen ist fiir die Verhdngung und die Dauer des
Verbots nicht in erster Linie das Verschulden des Téters massgebend, sondern die
besondere Gefahr, die von ihm ausgeht und der das Verbot begegnen soll. Das
Verhéltnisméssigkeitsprinzip ist daher vom Gericht bei der Verhidngung dieses
Verbots und von den Vollzugsbehdrden bei dessen Uberpriifung und Aufhebung zu
beriicksichtigen.

Das in Umsetzung von Artikel 123¢ BV vorgeschlagene Tatigkeitsverbot orientiert
sich eng am Wortlaut der Verfassungsnorm (und dem darin angelegten Automatis-

145 Zu den Einzelheiten vgl. Botschaft zur Volksinitiative «Padophile sollen nicht mehr mit
Kindern arbeiten diirfen», Ziff. 6.7.1.

146 Miiller/Schefer 2008, S. 85 ff., 89 ff., 267 ff., und 1078 f.

147 Hifelin/Haller/Keller 2012, N. 320 ff.; Schweizer 2008, Art. 36 N. 22 ff.

148 Allgemeiner Teil des Strafgesetzbuchs (Art. 1-110 StGB).
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mus), misst den Grundsétzen der Gleichwertigkeit der Verfassungsnormen und der
harmonisierenden Auslegung (vgl. Ziff. 1.2.2) aber ebenfalls Gewicht zu. Dem
Grundsatz der Verhiltnisméssigkeit (Art. 5 Abs. 2 und Art. 36 Abs. 3 BV) wird bei
der Ausgestaltung des vorgeschlagenen Tatigkeitsverbots jedoch nur bis zu einem
gewissen Grad Rechnung getragen (vgl. nachfolgend). Zwar ist davon auszugehen,
dass das Tatigkeitsverbot geeignet ist, um das im 6ffentlichen Interesse liegende Ziel
(Schutz bestimmter Personen vor Sexualstraftitern) zu erreichen. Allerdings kann
das vorgeschlagene Tétigkeitsverbot im Widerspruch zu den Erfordernissen der
Notwendigkeit und der Zumutbarkeit stehen.

Zusammenhang zwischen begangener Straftat und Tdtigkeitsverbot

Aus dem Grundrecht der Wirtschaftsfreiheit (Art. 27 Abs. 2 BV) lésst sich ableiten,
dass die begangene Straftat einen engen Zusammenhang zur in Frage stehenden
Tatigkeit aufweisen muss. Ein Téatigkeitsverbot, das in keinem Zusammenhang zur
begangenen Straftat steht, wiirde eine unverhéltnisméssige Einschrankung der beruf-
lichen Tétigkeit bedeuten.

Beziiglich des Verbots ausserberuflicher Tétigkeiten ist es nicht auszuschliessen, dass
es gewisse Formen der Freizeitgestaltung gibt, welche die elementaren Personlich-
keitsentfaltung tangieren (Grundrecht der personlichen Freiheit, Art. 10 Abs. 2 BV).

Weiter sind Konstellationen bei der Ausiibung einer ehrenamtlichen kirchlichen
Tatigkeit denkbar, bei denen die Glaubens- und Gewissensfreiheit (Art. 15 BV)
tangiert ist. Deshalb muss auch hier ein enger Zusammenhang zwischen der Straftat
und dem Verbot bestehen.

Das vorgeschlagene Tétigkeitsverbot nach Artikel 67 Absitze 3, 4 und 4bs E-StGB
tragt diesem Aspekt Rechnung.

Der Zusammenhang zwischen Straftat und Verbot besteht iiber die Art der Taten
(Sexualstraftat) und die Art der Opfer (minderjahrige, andere besonders schutzbe-
diirftige Personen oder zum Widerstand unfahige, urteilsunfidhige oder abhéngige
Personen). Es werden — wie im bereits geltenden Recht (Art. 67 Abs. 3 und 4 StGB)
— nur Téatigkeiten verboten, die Gelegenheit zu weiteren einschlégigen Taten gegen-
iiber diesen Opfern geben konnten.

Umfang des Titigkeitsverbots

Beim Tiatigkeitsverbot nach Artikel 67 Absitze 3 und 4 E-StGB umfasst das Verbot
nicht simtliche beruflichen oder organisierten ausserberuflichen Tétigkeiten, son-
dern nur diejenigen mit einem regelmédssigen Kontakt zu minderjéhrigen oder ande-
ren besonders schutzbediirftigen Personen. Beim Verbot nach Artikel 67 Absatz 4bis
E-STGB umfasst es sdmtliche beruflichen oder organisierten ausserberuflichen
Tétigkeiten im Gesundheitsbereich mit direktem Patientenkontakt.

Nur wo ein Beruf ausschliesslich in diesem Rahmen ausgeiibt werden kann, wird
mit dem Verbot faktisch ein Beruf als Ganzes untersagt (bspw. Primarlehrer oder
Kleinkinderzieherin). In den anderen Fillen wird der betroffenen Person nicht ein
Beruf als Ganzer verboten. So wird einem Arzt bei einem Verbot nach Artikel 67
Absatz 4bs E-StGB zwar untersagt, praktizierend tétig zu sein. Eine berufliche
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Titigkeit beispielsweise in der medizinischen Wissenschaft oder im Labor ohne
direkten Patientenkontakt wird vom Verbot hingegen nicht umfasst.

Auch Betitigungen im Rahmen der Glaubens- und Gewissensfreiheit sowie Frei-
zeitbeschiftigungen im Rahmen der personlichen Freiheit werden nicht als Ganzes
untersagt. So werden einerseits nur einzelne Tétigkeiten respektive Tatigkeiten mit
bestimmten Personen untersagt. Andererseits betrifft das Verbot nur organisierte
ausserberufliche Téatigkeiten. Tétigkeiten im streng privaten Rahmen werden vom
Verbot nicht erfasst.

Zwingende Anordnung der Tdtigkeitsverbote

Hat der Titer ein Sexualdelikt an einem geschiitzten Opfer begangen und wurde er
deshalb zu einer Strafe verurteilt oder wurde gegen ihn eine Massnahme angeordnet
(Art. 59-61, 63 oder 64 StGB), so ist ein lebensléngliches Tatigkeitsverbot im Sinne
von Artikel 67 Absatz 3, 4 oder 4bis E-StGB grundsitzlich die zwingende Folge
dieser Sanktion.

Fiir besonders leichte Fille schldgt Artikel 67 Absatz 4ter E-StGB eine Ausnahmebe-
stimmung vor, die es dem Gericht bei bestimmten Sexualdelikten erlaubt, im Einzel-
fall zu priifen, ob das Tatigkeitsverbot notwendig erscheint, den Téater von der Bege-
hung weiterer einschldgiger Sexualstraftaten abzuhalten. Diesfalls soll das Gericht
ausnahmsweise auf die Anordnung eines Verbots verzichten konnen (vgl. Ziff. 1.3.7
und Erléuterungen zu Art. 67 E-StGB). Ein Verzicht auf eine solche Ausnahmebe-
stimmung wiirde in der Praxis dazu fiihren, dass das vorgeschlagene Tétigkeitsver-
bot im Einzelfall eine unverhdltnismdssige Massnahme darstellen diirfte. Dies wire
zum Beispiel dann zu bejahen, wo der Téter ein lebensldngliches Tatigkeitsverbot
erhilt, aber keine gravierende Sexualstraftat (z. B. Exhibitionismus, Art. 194 StGB;
sexuelle Beldstigungen, Art. 198 StGB) begangen hat. Aber auch mit der Ausnah-
mebestimmung kann die vorgeschlagene Umsetzung von Artikel 123¢ BV zur Folge
haben, dass das zwingend lebenslangliche Tétigkeitsverbot in Einzelfdllen eine
unverhéltnismissige Massnahme darstellen diirfte. Denn die Voraussetzungen der
Ausnahmebestimmung sind sehr eng ausgestaltet.

Dem Verhéltnisméssigkeitsprinzip wird jedoch auch insofern Rechnung getragen,
als dass vorgeschlagen wird, den Kreis der betroffenen Téter auf erwachsene Perso-
nen zu beschrinken. Im Jugendstrafrecht soll auf die Einfiihrung eines zwingend
lebenslénglichen Tétigkeitsverbots verzichtet werden (vgl. Ziff. 1.3.2).

Fehlende Mindeststrafe

Anders als beim geltenden Tétigkeitsverbot nach Artikel 67 Absétze 3 und 4 StGB
muss das Gericht grundsétzlich unabhéngig von der Hohe der im Einzelfall ausge-
sprochenen Strafe zwingend ein lebensléngliches Tétigkeitsverbot aussprechen. Der
Schwere der Straftat kann das Gericht — soweit die Voraussetzungen der Ausnahme-
bestimmung nicht erfiillt sind — keine Rechnung tragen. Dies kann zur Folge haben,
dass das Tétigkeitsverbot — insbesondere unter dem Aspekt der Zumutbarkeit — bei
milden Strafen eine unverhiltnisméssige Massnahme darstellen diirfte (vgl. oben).
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Dem Verhéltnisméssigkeitsprinzip wird allerdings insofern Rechnung getragen, als
das Gericht kein lebensléngliches Tétigkeitsverbot aussprechen darf, wenn es von
einer Sanktion absieht (z. B. gestiitzt auf Art. 187 Abs. 3 StGB, sog. Jugendliebe;
Art. 52-54 StGB; vgl. Ziff. 1.3.4).

Zudem wird dem Verhiltnismassigkeitsprinzip auch mit der vorgeschlagenen Aus-
nahmebestimmung Rechnung getragen werden.

Lebenslingliche Dauer des Titigkeitsverbots

Das Gericht muss das Tétigkeitsverbot grundsitzlich zwingend lebenslinglich
aussprechen. Dies ungeachtet der Schwere der Straftat und der Prognose, die dem
Téter im Einzelfall gestellt werden kann. Damit werden die Tétigkeitsverbote hin-
sichtlich der Dauer wohl in vielen Féllen eine unverhdltnismdssige Massnahme
darstellen. Eine Massnahme sollte ndmlich nur so lange andauern, wie die Gefahr
besteht, dass der Tater eine Tétigkeit zur Begehung weiterer Sexualstraftaten miss-
braucht. An diesem Aspekt vermag auch die vorgeschlagene Ausnahmebestimmung
nur wenig zu dndern.

Diesem Aspekt wird zwar bei der Ausgestaltung des Vollzugs der Verbote — zumin-
dest teilweise — Rechnung getragen. In vielen Fillen wird jedoch bereits zum Zeit-
punkt des Urteils zu erwarten sein, dass ein lebensléngliches Verbot zur Abwendung
der vom Titer ausgehenden Gefahr nicht notwendig ist.

Nachtrigliche Uberpriifungsmoglichkeit des Titigkeitsverbots

Gestiitzt auf Artikel 5 Ziffer 4 EMRK muss zwar eine periodische Uberpriifung nur
bei freiheitsentziehenden Sanktionen vorgesehen werden.!4 Entsprechend dem
Verhiltnismissigkeitsprinzip erfolgt die Uberpriifung nach geltendem StGB jedoch
nicht nur bei freiheitsentziehenden Sanktionen, sondern (im Rahmen einer periodi-
schen, formellen Verldngerung) auch bei der ambulanten Behandlung, der Verlénge-
rung der Probezeit, der Weisungen und der Bewdhrungshilfe. In Analogie dazu
miisste auch beim Titigkeitsverbot die Mdglichkeit einer Uberpriifung bestehen.

Fiir das geltende allgemeine Tatigkeitsverbot (Art. 67 Abs. 1 StGB, Art. 50 Abs. 1
MStG) und das Kontakt- und Rayonverbot (Art. 676 StGB, Art. 50b MStG) beste-
hen heute die gleichen Uberpriifungsméglichkeiten, wie sie fiir das alte Berufsverbot
galten (Art. 67¢ Abs. 4 und 5 Bst. a StGB, Art. 50c Abs. 4 und 5 Bst. a MStG; vgl.
Ziff. 1.1.2).

Fiir das geltende qualifizierte Verbot zum Schutz von minderjdhrigen oder beson-
ders schutzbediirftigen Personen gelten entsprechend lédngere Fristen (Art. 67c¢
Abs. 5 Bst. b—d StGB, Art. 50c¢ Abs. 5 Bst. b-d MStG; vgl. Ziff. 1.1.2).

Der Entwurf sieht fiir das vorgeschlagene Tétigkeitsverbot in gewissen Féllen eben-
falls Uberpriifungsmdglichkeiten vor (vgl. Ziff. 1.3.10 und Erlduterungen zu
Art. 67¢ E-StGB). Damit soll dem Grundsatz der Verhéltnismédssigkeit im Rahmen
des Vollzuges in einem gewissen Umfang Rechnung getragen werden.

149 Ein Anspruch auf wiederholte gerichtliche Haftpriifung besteht immer dann, wenn der
Freiheitsentzug auch von personlichen Eigenschaften — wie Geisteskrankheit, Alkoholis-
mus oder Drogensucht — oder sonstigen verdnderbaren Umstdnden abhéngig ist.
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Die vorgesehene Uberpriifungsmdglichkeit vermag aber nicht ginzlich verhindern,
dass das vorgeschlagene Verbot in bestimmten Féllen keine verhéltnisméassige
Massnahme darstellen diirfte. Dies einerseits weil das Gericht das Verbot — mit
Ausnahme der eng begrenzten Fille, bei welchen die Voraussetzungen der Ausnah-
mebestimmung erfiillt sind — im Vorfeld zwingend lebenslédnglich anordnen muss
und den Umstédnden des Einzelfalles dadurch keine Rechnung tragen kann (zu den
Beispielen vgl. oben). Andererseits weil der Téter frithestens nach zehn Jahren um
eine Uberpriifung des Verbots ersuchen kann. Diese lange Zeitdauer kann insbeson-
dere in Fillen, in denen das Tatigkeitsverbot aufgrund einer Verurteilung wegen
einer abstrakt leichten Anlasstat (Exhibitionismus [Art. 194 StGB], Pornografie im
Sinne von Art. 197 Abs. 2 erster Satz StGB und sexuellen Beldstigungen [Art. 198
StGB]) angeordnet wurde, dazu fithren, dass eine Massnahme aufrechterhalten wird,
die nicht mehr verhéltnismaéssig ist. Denn diese drei Straftatbestéinde weisen auf-
grund ihrer Strafdrohungen einen relativ geringen Unrechtsgehalt auf. Gleiches ist
bei einer Verurteilung wegen eines Vergehens moglich, das nur mit einer milden
Strafe bestraft wurde.

5.1.3 Unterstellung unter die Ausgabenbremse

Die Vorlage untersteht nicht der Ausgabenbremse nach Artikel 159 Absatz 3 Buch-
stabe b BV, da sie weder Subventionsbestimmungen noch die Grundlage fiir die
Schaffung eines Verpflichtungskredites oder Zahlungsrahmens enthalt.

5.2 Vereinbarkeit mit internationalen Verpflichtungen
der Schweiz

5.2.1 Konvention vom 4. November 1950!50 zum Schutze
der Menschenrechte und Grundrechtsfreiheiten
(EMRK)

Nach Artikel 6 EMRK hat jedermann den Anspruch, dass er Streitigkeiten {iber
zivilrechtliche Angelegenheiten durch ein Gericht beurteilen lassen kann. Ein Tatig-
keitsverbot (Berufsverbot) betrifft nach stindiger Rechtsprechung ein zivilrechtli-
ches Recht;!5! fiir die Anwendbarkeit des zivilrechtlichen Teils von Artikel 6
EMRK geniigt die Moglichkeit, dass im betreffenden Verfahren ein Berufsverbot
verhdngt werden kann.!52 Der Vorentwurf sieht vor, dass Tétigkeitsverbote vom
urteilenden Strafgericht ausgesprochen werden miissen.

Insofern ist den Anforderungen von Artikel 6 EMRK Geniige getan, ohne dass néher
zu priifen wire, ob die Bestimmung auch auf Verbote ausserberuflicher Tatigkeiten
anwendbar wire. Berufliche Tatigkeiten einer Person sind zwar deren Privatleben

150 SR 0.101
151 U. a. Urteil des EGMR vom 28. Juni 1978, Fall Kénig, A./28.
152 U, a. Urteil des EGMR vom 15. Dez. 2005, Hurter c. Schweiz, Nr. 53146/99.
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(Art. 8 EMRK!33) zuzurechnen,!54 die Konvention garantiert aber kein Recht auf
eine berufliche Tétigkeit.

Ein Eingriff in das Privatleben kann vorliegen, wenn einer Person berufliche Tatig-
keiten auch im Privatleben in erheblichem Umfang verboten werden.!55 Eingriffe in
das Recht auf Privatleben sind nur zuldssig, wenn sie auf einer geniigenden gesetzli-
chen Grundlage beruhen, eines der in Artikel 8 Absatz 2 EMRK angefiihrten
Schrankenziele (fiir die nationale oder 6ffentliche Sicherheit, fiir das wirtschaftliche
Wohl des Landes, zur Aufrechterhaltung der Ordnung, zur Verhiitung von Strafta-
ten, zum Schutz der Gesundheit oder der Moral oder zum Schutz der Rechte und
Freiheiten anderer) verfolgen und notwendig in der demokratischen Gesellschaft
sind, um den angestrebten Eingriffszweck zu erreichen. Diese Umschreibung setzt
ein dringendes soziales Bediirfnis zur Ergreifung gerade der gewéhlten Massnahme
voraus, um ein anerkanntes Ziel zu erreichen. Sie verankert somit den Grundsatz der
Verhiltnismassigkeit. In diesem Zusammenhang misst der Europidische Gerichtshof
flir Menschenrechte (EGMR) der einschneidenden Wirkung einer Einschrinkung,
der Schwere einer Sanktion oder dem endgiiltigen Charakter einer Verpflichtung
eine grosse Bedeutung zu.!56 Dieses Konzept der Einschrinkung der genannten
Garantien entspricht dem Grundsatz der Verhidltnisméssigkeit, wie ihn das schweize-
rische Verfassungsrecht kennt.

Zu den beiden erstgenannten Kriterien (gesetzliche Grundlage, in der Schranken-
klausel erwdhnten Ziele) konnen vorliegend Ausfiihrungen entfallen.

Der Entwurf sieht bei der Anordnung des Tétigkeitsverbots weitestgehend einen
schematischen Automatismus vor. Sind die Voraussetzungen erfiillt, so muss das
Verbot grundsitzlich in jedem Fall lebensldnglich angeordnet werden. Es wird
jedoch eine Ausnahmebestimmung vorgeschlagen, die es dem Gericht bei gewissen
Sexualstraftaten erlauben wiirde auf die Anordnung des Verbots zu verzichten (vgl.
Art. 67 Abs. 4ter E-StGB). Trotzdem ist es absehbar, dass der weitgehend schemati-
sche Automatismus bei der Anordnung in bestimmten Féllen {iber das hinausgeht,
was — in den Worten des EGMR — «in einer demokratischen Gesellschaft notwendig
ist», und vom EGMR als Verstoss gegen Artikel 8 EMRK gewertet wiirde. Dieses
Risiko wird zwar leicht reduziert, indem der Téater die Mdglichkeit erhilt, nach einer
gewissen Dauer des Vollzugs die Beschrankung oder Aufhebung des Tatigkeitsver-
bots zu beantragen; es sei denn, er sei padophil. Dennoch wiren die Regelungen des
Entwurfs nicht vollsténdig einer konventionskonformen Anwendung zugénglich, da
die automatische Anordnung eines lebenslinglichen Verbots — trotz der Uberprii-
fungsmoglichkeiten wéihrend des Vollzugs — in bestimmten Fallen als unverhéltnis-
méssig angesehen werden diirfte. Zudem konnte auch die lange Zeitdauer bis eine

153 Nach Artikel 8 EMRK hat jede Person das Recht auf Achtung ihres Privat- und Familien-
lebens, ihrer Wohnung und ihrer Korrespondenz.

154 Urteil des EGMR vom 16. Dez. 1992, Niemitz c. Deutschland, A/251-B.

155 Meyer-Ludwig, Handkommentar EMRK, 2. Aufl., 2006, ad Art. 8. N. 9; Urteile des
EGMR vom 27. Juli 2004, Sidabras u.a. c. Litauen, Nr. 55480/00 und 59330/00, ACEDH
2004-VIIL.

156 Auer/Malinverni/Hottelier 2006, S. 115; vgl. auch Urteil des EGMR Vogt gegen Deutsch-
land vom 26. Sept. 1995, § 54 ff., Urteil des EGMR gegen die Schweiz vom 22. Mai
2008, § 85 f.
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Uberpriifung des Verbotes mdglich ist, in bestimmten Fillen als unverhiltnisméssig
angesehen werden.

5.2.2 Internationaler Pakt vom 16. Dezember 1966157
iiber wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte
(UNO-Pakt I)

Das Recht auf Arbeit, wie es in Artikel 6 des UNO-Paktes I vorgesehen ist, bekraf-
tigt die Verpflichtung der Vertragsstaaten, jedem Individuum das Recht auf eine frei
gewihlte oder angenommene Arbeit zu garantieren, namentlich das Recht, nicht
unrechtmdéssig daran gehindert zu werden.!58 Das Recht gilt nicht absolut. Es kann
gemdss Artikel 4 des UNO-Paktes I eingeschrankt werden, soweit ein Gesetz dies
erlaubt und der Eingriff notwendig ist, um «das allgemeine Wohl in einer demokra-
tischen Gesellschaft zu forderny.159

Aus den bereits genannten Griinden (vgl. Ziff. 5.2.1) diirfte das in dieser Vorlage
vorgesehene Tatigkeitsverbot in bestimmten Fillen nicht mit dem Pakt vereinbar
sein.

5.2.3 Internationaler Pakt vom 16. Dezember 1966190 iiber
biirgerliche und politische Rechte (UNO-Pakt II)

Die betroffenen Bestimmungen des UNO-Paktes II (Art. 14, 17 und 26) decken sich
weitgehend mit denjenigen der EMRK (vgl. Ziff. 5.2.1).

5.2.4 Ubereinkommen vom 20. November 198916! iiber
die Rechte des Kindes (Kinderrechts-Konvention)

Gemaiss Artikel 19 der Kinderrechts-Konvention verpflichtet sich die Schweiz,
Massnahmen zu treffen, um Kinder unter anderem vor jeder Form kdrperlicher oder
geistiger Gewaltanwendung, Schadenszufligung oder Misshandlung, vor schlechter
Behandlung oder Ausbeutung einschliesslich sexuellen Missbrauchs zu schiitzen,
solange es sich in der Obhut der Eltern oder eines Elternteils, eines Vormunds oder
anderen gesetzlichen Vertreters oder einer anderen Person befindet, die das Kind
betreut. Nach Artikel 34 der Konvention verpflichtet sie sich, das Kind vor allen
Formen sexueller Ausbeutung und sexuellen Missbrauchs zu schiitzen.

Die in dieser Vorlage vorgeschlagenen Neuerungen stellen Massnahmen im Rahmen
dieser Verpflichtungen dar.

157 SR 0.103.1

158 Comité des Droits économiques, sociaux et culturels, Le droit au travail, Observation
générale no 18, adoptée le 24 nov. 2005, § 4.

159 K3lin/Kiinzli 2013, S. 506.

160 SR 0.103.2

161 QR 0.107
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5.2.5 Ubereinkommen des Europarates
vom 25. Oktober 2007'62 zum Schutz von Kindern
vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch
(Lanzarote-Konvention)

Die Lanzarote-Konvention ist fiir die Schweiz am 1. Juli 2014 in Kraft getreten.
Nach Artikel 5 Absatz 3 des Ubereinkommens triftt jede Vertragspartei «im Ein-
klang mit dem innerstaatlichen Recht die erforderlichen gesetzgeberischen oder
sonstigen Massnahmen, um sicherzustellen, dass durch die Voraussetzungen fiir den
Zugang zu Berufen, deren Ausiibung mit regelmiéssigen Kontakten zu Kindern
einhergeht, gewdhrleistet wird, dass die Bewerber fiir diese Berufe nicht wegen
Handlungen sexueller Ausbeutung oder sexuellen Missbrauchs von Kindern verur-
teilt worden sind».

Diese Verpflichtung wurde bereits massgebend durch das Bundesgesetz vom
13. Dezember 2013 iiber das Tatigkeitsverbot und das Kontakt- und Rayonverbot,
das am 1. Januar 2015 in Kraft getreten ist, umgesetzt.

162 SR 0.311.40

6185



BB12016

Verwendete Literatur

Aubert Jean-Frangois/Mahon Pascal, 2003, Petit commentaire de la Constitution
fédérale, Ziirich; Basel; Genf: Schulthess, 2003.

Auer Andreas/Malinverni Giorgio/Hottelier Michel, 2006, Droit consitutionnel
suisse, Volume II, Les droits fondamentaux, 2. Auflage, Bern: Stimpfli, 2006.

Diagnostisches und Statistisches Manual Psychischer Stérungen DSM-5®, 2015,
Deutsche Ausgabe herausgegeben von Peter Falkai/Hans-Ulrich Wittchen et al.,
Gottingen; Bern; Wien; Paris; Oxford; Prag; Toronto; Boston; Amsterdam; Kopen-
hagen; Stockholm; Florenz; Helsinki: Hofgrefe, 2015.

Goksu Tarkan, 2015 in: B. Waldmann/E. M. Belser/A. Epiney (Hrsg.), Basler
Kommentar Bundesverfassung, Basel: Helbing Lichtenhahn, 2015.

Gruber Patrik, 2013 in: M. A. Niggli/H. Wiprdchtiger (Hrsg.), Basler Kommentar
Strafrecht 11, 3. Auflage, Basel: Helbing Lichtenhahn, 2013.

Héfelin Ulrich/Haller Walter/Keller Helen, 2012, Schweizerisches Bundesstaats-
recht, 8. Auflage, Ziirich: Schulthess, 2012.

Hangartner Yvo, 2010, Unklarheiten bei Volksinitiativen. Bemerkungen aus Anlass
des neuen Art. 121 Abs. 3—6 BV (Ausschaffungsinitiative), AJP 2010.

Hansjakob Thomas, 2014, Zahlen und Fakten zum Strafbefehlsverfahren, forumpo-
enale 3/2014.

Heer Marianne/Habermeyer Elmar, 2013 in: M. A. Niggli/H. Wipréchtiger (Hrsg.),
Basler Kommentar Strafrecht I, 3. Auflage, Basel: Helbing Lichtenhahn, 2013.

Kaélin Walter/Kiinzli Jorg, 2013, Universeller Menschenrechtsschutz, Der Schutz des
Individuums auf globaler und regionaler Ebene, 3. Auflage, Basel: Helbing Lichten-
hahn, 2013.

Maier Philipp, 2013 in: M. A. Niggli/H. Wiprdchtiger (Hrsg.), Basler Kommentar
Strafrecht [, 3. Auflage; Basel: Helbling Lichtenhahn, 2013.

Moser Werner, 1986, Unterschétzte Bundesverfassung?, ZSR 1986, Beiheft 4.

Muggli Sandra, 2014, Im Netz ins Netz — Pddokriminalitit im Internet und der
Einsatz von verdeckten Ermittlern und verdeckten Fahndern zu deren Bekdmpfung,
Ziircher Studien zum Strafrecht, Ziirich; Basel; Genf: Schulthess, 2014.

Miiller Jorg Paul, 2010, Wie wird sich das Bundesgericht mit dem Minarettverbot
der BV auseinandersetzen?, in: Jusletter 01.03.2010.

Miiller Jorg Paul/Schefer Markus, 2008, Grundrechte in der Schweiz im Rahmen der
Bundesverfassung, der EMRK und der UNO-Pakte, 4. Auflage, Bern: Stampfli,
2008.

Niggli Marcel Alexander/Maeder Stefan, 2013 in: M. A. Niggli/H. Wipréchtiger
(Hrsg.), Basler Kommentar Strafrecht I, 3. Auflage; Basel: Helbing Lichtenhahn,
2013.

6186



BB12016

Riedo Christof, 2013 in: M. A. Niggli/H. Wiprachtiger (Hrsg.), Basler Kommentar
Strafrecht [, 3. Auflage; Basel: Helbing Lichtenhahn, 2013.

Reich Johannes, 2008, Verletzt die «Ausschaffungsinitiative» zwingende Bestim-
mungen des Volkerrechts?, ZSR 127, 2008, 1.

Rhinow René/Schefer Markus, 2009, Schweizerisches Verfassungsrecht, 2. Auflage,
Basel: Helbing Lichtenhahn, 2009.

Schneider M. Roland/Garré Roy, 2013 in: M. A. Niggli/H. Wiprachtiger (Hrsg.),
Basler Kommentar Strafrecht I, 3. Auflage, Basel: Helbing Lichtenhahn, 2013.

Schweizer Rainer J., 2008 in: Die schweizerische Bundesverfassung, Kommentar,
Bernhard Ehrenzeller/Philippe Mastronardi/Rainer J. Schweizer/Klaus A. Vallender
(Hrsg.), 2. Auflage, Ziirich: Dike, 2008.

Stratenwerth Giinter/Jenny Guido/Bommer Felix, 2010, Schweizerisches Strafrecht
Besonderer Teil I: Straftaten gegen Individualinteressen, 7. Auflage, Bern: Stampfli,
2010.

Trechsel Stefan/Pieth Mark 2012 in: S. Trechsel/M. Pieth (Hrsg.), Schweizerisches
Strafgesetzbuch — Praxiskommentar, 2. Auflage, Ziirich: Dike, 2012.

Tschannen Pierre, 2011, Staatsrecht der Schweizerischen Eidgenossenschaft,
3. Auflage, Bern: Stampfli, 2011.

6187



BB12016

Materialien

Bericht Tatigkeitsverbot und Kontakt- und Rayonverbot: Bericht des Bundesrates
vom Januar 2011 zur Anderung der Bundesverfassung, des Strafgesetzbuches, des
Militérstrafgesetzes und des Jugendstrafgesetzes (Tatigkeitsverbot und Kontakt- und
Rayonverbot). Abrufbar unter: www.bj.admin.ch > Sicherheit > Laufende Recht-
setzungsprojekte > Berufsverbot.

Bericht Verhéltnis Volkerrecht und Landesrecht: Das Verhiltnis von Volkerrecht
und Landesrecht, Bericht des Bundesrates vom 5. Mérz 2010 in Erfiillung des Postu-
lats 07.3764 der Kommission fiir Rechtsfragen des Stinderates vom 16. Oktober
2007 und des Postulats 08.3765 der Staatspolitischen Kommission des Nationalrates
vom 20. November 2008, BBI 2010 2263.

Botschaft Anderung des Schweizerischen Strafgesetzbuches: Botschaft des Bundes-
rates vom 21. September 1998 zur Anderung des Schweizerischen Strafgesetzbuches
(Allgemeine Bestimmungen, Einfithrung und Anwendung des Gesetzes) und des
Militarstrafgesetzes sowie zu einem Bundesgesetz iiber das Jugendstrafrecht,
BBI 7999 1979.

Botschaft Lanzarote-Konvention: Botschaft des Bundesrates vom 4. Juli 2012 zur
Genehmigung des Ubereinkommens des Europarats zum Schutz von Kindern vor
sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanzarote-Konvention) sowie zu
seiner Umsetzung (Anderung des Strafgesetzbuches), BBl 2012 7571.

Botschaft neue Bundesverfassung: Botschaft vom 20. November 1996 iiber eine
neue Bundesverfassung, BBI 79971 1.

Botschaft Umsetzung Ausschaffungsinitiative: Botschaft des Bundesrates vom
26. Juni 2013 zur Anderung des Strafgesetzbuchs und des Militirstrafgesetzes
(Umsetzung von Art. 121 Abs. 3—6 BV iiber die Ausschaffung krimineller Ausléin-
derinnen und Auslénder), BBI 2013 5975.

Botschaft zur Volksinitiative «Paddophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten
diirfen»: Botschaft vom 10. Oktober 2012 zur Volksinitiative «Pédophile sollen
nicht mehr mit Kindern arbeiten diirfen» sowie zum Bundesgesetz iiber das Tatig-
keitsverbot und das Kontakt- und Rayonverbot (Anderung des Strafgesetzbuchs, des
Militarstrafgesetzes und des Jugendstrafgesetzes) als indirektem Gegenvorschlag,
BBI 2012 8819.

Erlduterungen des Bundesrates zur Volksabstimmung: Volksabstimmung vom
18. Mai 2014, Erlduterungen des Bundesrates, Bundesratsbeschluss iiber die medizi-
nische Grundversorgung (direkter Gegenentwurf zur zuriickgezogenen Volksinitia-
tive «Ja zur Hausarztmedizin»)», Volksinitiative «Péadophile sollen nicht mehr mit
Kindern arbeiten diirfen», Volksinitiative «Fiir den Schutz fairer Lohne (Mindest-
lohn-Initiative)», Bundesgesetz iiber den Fonds zur Beschaffung des Kampfflug-
zeugs Gripen; abrufbar unter: www.parlament.ch > Wahlen und Abstimmungen >
Volksabstimmungen > Volksabstimmungen 2014 > 18.05.2014 > Erlduterungen des
Bundesrates.

6188



BB12016

Vernehmlassungsbericht Tétigkeitsverbot und Kontakt- und Rayonverbot: Zusam-
menfassung der Ergebnisse des Vernehmlassungsverfahrens iiber den Bericht und
den Vorentwurf zur Anderung der Bundesverfassung, des Strafgesetzbuches, des
Militérstrafgesetzes und des Jugendstrafgesetzes (Tatigkeitsverbot und Kontakt- und
Rayonverbot) vom November 2011. Abrufbar unter: www.bundesrecht.admin.ch >
Vernehmlassungen > Abgeschlossene Vernehmlassungen > 2011 > EJPD.

Vernehmlassungsbericht: Zusammenfassung der Ergebnisse des Vernehmlassungs-
verfahrens iiber den Bericht und den Vorentwurf zur Anderung des Strafgesetzbuchs
und Militdrstrafgesetzes (Umsetzung von Art. 123¢ BV) vom Februar 2016; abruf-
bar unter: www.bundesrecht.admin.ch > Vernehmlassungen > Abgeschlossene
Vernehmlassungen > 2015 > EJPD.

6189



BB12016

6190



		Schweizerische Bundeskanzlei, Kompetenzzentrum Amtliche Veröffentlichungen, info@bk.admin.ch
	2016-07-18T14:08:52+0200
	3003 Bern, Schweiz
	Bundesblatt. Massgebend ist die signierte elektronische Fassung.




